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Das aktuelle Beamtenrecht 2021

Hessisches Besoldungsgesetz

Mit Ablauf des 1. Januar 2021 ist der dritte Teil des Gesetzes über die Anpassung der
Besoldung und Versorgung in Hessen in den Jahren 2019, 2020 und 2021 und zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 19. Juni 2019 (GVBl. S. 110) in Kraft getreten. In § 16 HBesG
wurde in Absatz 2 die Besoldung um 1,4 Prozent erhöht. Nach Absatz 3 erhöhen sich die
Anwärtergrundbeiträge um 1,4 Prozent.

Hessische Mehrarbeitsvergütungsverordnung

Mit Ablauf des 1. Januar 2021 ist der dritte Teil des Gesetzes über die Anpassung der
Besoldung und Versorgung in Hessen in den Jahren 2019, 2020 und 2021 und zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften vom 19. Juni 2019 (GVBl. S. 110) in Kraft getreten. In einem
dritten Schritt wird in Absatz 1 die Vergütung je Stunde für die Besoldungsgruppen angepasst.
Bei der Besoldungsgruppe A 2 bis A 4 beträgt die Vergütung je Stunde 13,35 Euro.

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz

Mit dem Gesetz zur Beschäftigungssicherung infolge der COVID-19-Pandemie vom 3. De-
zember 2020 (BGBl. I S. 2691; In-Kraft-Treten 1. Januar 2021) wurde das Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz geändert. Die zum 1. März 2020 eingeführte Sonderregelung aus Anlass
der COVID-19-Pandemie wurde angepasst. Es wurde die in Absatz 4 getroffene Regelung
geändert und bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Damit reagiert die Bundesregierung auf
die Vermutung, dass ihrer Einschätzung nach die Folgen der COVID-19-Pandemie bis in das
Jahr 2022 dauern.
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Erfolgreich arbeiten mit dem Jahresband 2021

Enthalten sind alle wichtigen dienstrechtlichen Bestimmungen – systematisch und übersichtlich:

§ Dienstrechtliche Bestimmungen
Statusrecht
Laufbahnrecht
Besoldungsrecht
Versorgungsrecht
Reise- und Umzugskostenrecht

§ Beihilferecht

§ Personalvertretungsrecht

§ Schutzvorschriften (Behindertenrecht, Gleichstellung, Elterngeld, AGG, Nichtraucherschutz u.a.)

§ Verfassungs- und Verwaltungsrecht

Beamtinnen/Beamte, Anwärterinnen/Anwärter, Versorgungsempfängerinnen/Versorgungs-
empfänger, Vertrauenspersonen im öffentlichen Dienst, Führungsverantwortliche sowie Per-
sonalräte schätzen dieses bewährte Nachschlagewerk.

Hilfreich ist das ausführliche Stichwortverzeichnis; die einfache Leitziffernsystematik bietet
zusätzliche Orientierung:

Diese kompakte Taschenausgabe zum gesamten Beamtenrecht berät Sie umfassend und
zuverlässig – am Arbeitsplatz, zu Hause oder unterwegs.

Wir wünschen Ihnen Freude und Erfolg mit diesem Nachschlagewerk.

Ihr WALHALLA Fachverlag
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
Dieses Gesetz regelt das Statusrecht der Be-
amtinnen und Beamten der Länder, Gemein-
den und Gemeindeverbände sowie der sons-
tigen der Aufsicht eines Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts.

§2 Dienstherrnfähigkeit
Das Recht, Beamtinnen und Beamte zu ha-
ben, besitzen
1. Länder, Gemeinden und Gemeindeverbän-

de,
2. sonstige Körperschaften, Anstalten und

Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
dieses Recht im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes besitzen oder denen
es durch ein Landesgesetz oder aufgrund
eines Landesgesetzes verliehen wird.

Abschnitt 2
Beamtenverhältnis

§3 Beamtenverhältnis
(1) Beamtinnen und Beamte stehen zu ihrem
Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen
Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenver-
hältnis).
(2) Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist
nur zulässig zur Wahrnehmung
1. hoheitsrechtlicher Aufgaben oder
2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der

Sicherung des Staates oder des öffentli-
chen Lebens nicht ausschließlich Personen
übertragen werden dürfen, die in einem
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen.

§4 Arten des Beamtenverhältnisses
(1) Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
dient der dauernden Wahrnehmung von Auf-
gaben nach § 3 Abs. 2. Es bildet die Regel.
(2) Das Beamtenverhältnis auf Zeit dient

a) der befristeten Wahrnehmung von Aufga-
ben nach § 3 Abs. 2 oder

b) der zunächst befristeten Übertragung ei-
nes Amtes mit leitender Funktion.

(3) Das Beamtenverhältnis auf Probe dient
der Ableistung einer Probezeit

a) zur späteren Verwendung auf Lebenszeit
oder

b) zur Übertragung eines Amtes mit leitender
Funktion.

(4) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf dient

a) der Ableistung eines Vorbereitungsdiens-
tes oder

b) der nur vorübergehenden Wahrnehmung
von Aufgaben nach § 3 Abs. 2.

§5 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
(1) Als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter
kann berufen werden, wer Aufgaben im Sin-
ne des § 3 Abs. 2 unentgeltlich wahrnehmen
soll.

(2) Die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamtin-
nen und Ehrenbeamten können durch Lan-
desrecht abweichend von den für Beamtin-
nen und Beamte allgemein geltenden Vor-
schriften geregelt werden, soweit es deren
besondere Rechtsstellung erfordert.

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in
ein Beamtenverhältnis anderer Art, ein sol-
ches Beamtenverhältnis nicht in ein Ehrenbe-
amtenverhältnis umgewandelt werden.

§6 Beamtenverhältnis auf Zeit
Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen
auf Zeit und Beamten auf Zeit gelten die
Vorschriften für Beamtinnen auf Lebenszeit
und Beamte auf Lebenszeit entsprechend,
soweit durch Landesrecht nichts anderes be-
stimmt ist.

§7 Voraussetzungen des Beamten-
verhältnisses

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen
werden, wer

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Ar-
tikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist
oder die Staatsangehörigkeit
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a) eines anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union oder

b) eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder

c) eines Drittstaates, dem die Bundesre-
publik Deutschland und die Europä-
ische Union vertraglich einen entspre-
chenden Anspruch auf Anerkennung
von Berufsqualifikationen eingeräumt
haben,

besitzt,
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die

freiheitliche demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes einzu-
treten, und

3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Be-
fähigung besitzt.

(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur
eine Deutsche oder ein Deutscher im Sinne
des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes
in ein Beamtenverhältnis berufen werden.
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Ab-
satz 2 können nur zugelassen werden, wenn
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des

Beamten ein dringendes dienstliches Inte-
resse besteht oder

2. bei der Berufung von Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrern und anderen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals in das Beamtenverhältnis ande-
re wichtige Gründe vorliegen.

§8 Ernennung
(1) Einer Ernennung bedarf es zur
1. Begründung des Beamtenverhältnisses,
2. Umwandlung des Beamtenverhältnisses

in ein solches anderer Art (§ 4),
3. Verleihung eines anderen Amtes mit an-

derem Grundgehalt oder
4. Verleihung eines anderen Amtes mit an-

derer Amtsbezeichnung, soweit das Lan-
desrecht dies bestimmt.

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändi-
gung einer Ernennungsurkunde. In der Ur-
kunde müssen enthalten sein

1. bei der Begründung des Beamtenverhält-
nisses die Worte „unter Berufung in das
Beamtenverhältnis“ mit dem die Art des
Beamtenverhältnisses bestimmenden Zu-
satz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf
Widerruf“, „als Ehrenbeamtin“ oder „als
Ehrenbeamter“ oder „auf Zeit“ mit der
Angabe der Zeitdauer der Berufung,

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhält-
nisses in ein solches anderer Art die diese
Art bestimmenden Worte nach Nummer 1
und

3. bei der Verleihung eines Amts die Amts-
bezeichnung.

(3) Mit der Begründung eines Beamtenver-
hältnisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf
Zeit wird gleichzeitig ein Amt verliehen.

(4) Eine Ernennung auf einen zurückliegen-
den Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit
unwirksam.

§9 Kriterien der Ernennung
Ernennungen sind nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf
Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethni-
sche Herkunft, Behinderung, Religion oder
Weltanschauung, politische Anschauungen,
Herkunft, Beziehungen oder sexuelle Identi-
tät vorzunehmen.

§10 Voraussetzung der Ernennung auf
Lebenszeit

Die Ernennung zur Beamtin auf Lebenszeit
oder zum Beamten auf Lebenszeit ist nur zu-
lässig, wenn die Beamtin oder der Beamte
sich in einer Probezeit von mindestens sechs
Monaten und höchstens fünf Jahren bewährt
hat. Von der Mindestprobezeit können durch
Landesrecht Ausnahmen bestimmt werden.

§11 Nichtigkeit der Ernennung
(1) Die Ernennung ist nichtig, wenn

1. sie nicht der in § 8 Abs. 2 vorgeschriebe-
nen Form entspricht,

2. sie von einer sachlich unzuständigen Be-
hörde ausgesprochen wurde oder

3. zum Zeitpunkt der Ernennung
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a) nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 keine Ernennung
erfolgen durfte und keine Ausnahme
nach § 7 Abs. 3 zugelassen war,

b) nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter vorlag oder

c) eine ihr zu Grunde liegende Wahl un-
wirksam ist.

(2) Die Ernennung ist von Anfang an als
wirksam anzusehen, wenn
1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 aus der Ur-

kunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig
hervorgeht, dass die für die Ernennung
zuständige Stelle ein bestimmtes Beam-
tenverhältnis begründen oder ein beste-
hendes Beamtenverhältnis in ein solches
anderer Art umwandeln wollte, für das die
sonstigen Voraussetzungen vorliegen, und
die für die Ernennung zuständige Stelle die
Wirksamkeit schriftlich bestätigt; das
Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeit-
dauer fehlt, durch Landesrecht aber die
Zeitdauer bestimmt ist,

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 die sachlich
zuständige Behörde die Ernennung bestä-
tigt oder

3. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe a
eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 nachträg-
lich zugelassen wird.

§12 Rücknahme der Ernennung
(1) Die Ernennung ist mit Wirkung für die
Vergangenheit zurückzunehmen, wenn
1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung

oder Bestechung herbeigeführt wurde,
2. nicht bekannt war, dass die ernannte Per-

son wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt
war oder wird, das sie für die Berufung in
das Beamtenverhältnis nach § 8 Abs. 1
Nr. 1 als unwürdig erscheinen lässt,

3. die Ernennung nach § 7 Abs. 2 nicht er-
folgen durfte und eine Ausnahme nach § 7
Abs. 3 nicht zugelassen war und die Aus-
nahme nicht nachträglich erteilt wird oder

4. eine durch Landesrecht vorgeschriebene
Mitwirkung einer unabhängigen Stelle
oder einer Aufsichtsbehörde unterblieben
ist und nicht nachgeholt wurde.

(2) Die Ernennung soll zurückgenommen
werden, wenn nicht bekannt war, dass gegen
die ernannte Person in einem Disziplinarver-
fahren auf Entfernung aus dem Beamtenver-
hältnis oder auf Aberkennung des Ruhege-
halts erkannt worden war. Dies gilt auch,
wenn die Entscheidung gegen eine Beamtin
oder einen Beamten der Europäischen Union
oder eines Staates nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 er-
gangen ist.

Abschnitt 3
Länderübergreifender Wechsel und
Wechsel in die Bundesverwaltung

§13 Grundsatz
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur
bei landesübergreifender Abordnung, Verset-
zung und Umbildung von Körperschaften so-
wie bei einer Abordnung oder Versetzung aus
einem Land in die Bundesverwaltung.

§14 Abordnung
(1) Beamtinnen und Beamte können aus
dienstlichen Gründen vorübergehend ganz
oder teilweise zu einer dem übertragenen
Amt entsprechenden Tätigkeit in den Bereich
eines Dienstherrn eines anderen Landes oder
des Bundes abgeordnet werden.

(2) Aus dienstlichen Gründen ist eine Abord-
nung vorübergehend ganz oder teilweise
auch zu einer nicht dem Amt entsprechenden
Tätigkeit zulässig, wenn der Beamtin oder
dem Beamten die Wahrnehmung der neuen
Tätigkeit aufgrund der Vorbildung oder Be-
rufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch
die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht
einem Amt mit demselben Grundgehalt ent-
spricht, zulässig.

(3) Die Abordnung bedarf der Zustimmung
der Beamtin oder des Beamten. Abweichend
von Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Zu-
stimmung zulässig, wenn die neue Tätigkeit
zuzumuten ist und einem Amt mit demselben
Grundgehalt entspricht und die Abordnung
die Dauer von fünf Jahren nicht übersteigt.

(4) Die Abordnung wird von dem abgebenden
im Einverständnis mit dem aufnehmenden
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Dienstherrn verfügt. Soweit zwischen den
Dienstherren nichts anderes vereinbart ist,
sind die für den Bereich des aufnehmenden
Dienstherrn geltenden Vorschriften über die
Pflichten und Rechte der Beamtinnen und
Beamten mit Ausnahme der Regelungen über
Diensteid, Amtsbezeichnung, Zahlung von
Bezügen, Krankenfürsorgeleistungen und
Versorgung entsprechend anzuwenden. Die
Verpflichtung zur Bezahlung hat auch der
Dienstherr, zu dem die Abordnung erfolgt ist.

§15 Versetzung
(1) Beamtinnen und Beamte können auf An-
trag oder aus dienstlichen Gründen in den
Bereich eines Dienstherrn eines anderen
Landes oder des Bundes in ein Amt einer
Laufbahn versetzt werden, für die sie die Be-
fähigung besitzen.

(2) Eine Versetzung bedarf der Zustimmung
der Beamtin oder des Beamten. Abweichend
von Satz 1 ist die Versetzung auch ohne Zu-
stimmung zulässig, wenn das neue Amt mit
mindestens demselben Grundgehalt verbun-
den ist wie das bisherige Amt. Stellenzulagen
gelten hierbei nicht als Bestandteile des
Grundgehalts.

(3) Die Versetzung wird von dem abgebenden
im Einverständnis mit dem aufnehmenden
Dienstherrn verfügt. Das Beamtenverhältnis
wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt.

§16 Umbildung einer Körperschaft
(1) Beamtinnen und Beamte einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts mit
Dienstherrnfähigkeit (Körperschaft), die voll-
ständig in eine andere Körperschaft einge-
gliedert wird, treten mit der Umbildung kraft
Gesetzes in den Dienst der aufnehmenden
Körperschaft über.

(2) Die Beamtinnen und Beamten einer Kör-
perschaft, die vollständig in mehrere andere
Körperschaften eingegliedert wird, sind an-
teilig in den Dienst der aufnehmenden Kör-
perschaften zu übernehmen. Die beteiligten
Körperschaften haben innerhalb einer Frist
von sechs Monaten nach der Umbildung im
Einvernehmen miteinander zu bestimmen,
von welchen Körperschaften die einzelnen

Beamtinnen und Beamten zu übernehmen
sind. Solange eine Beamtin oder ein Beamter
nicht übernommen ist, haften alle aufneh-
menden Körperschaften für die ihr oder ihm
zustehenden Bezüge als Gesamtschuldner.

(3) Die Beamtinnen und Beamten einer Kör-
perschaft, die teilweise in eine oder mehrere
andere Körperschaften eingegliedert wird,
sind zu einem verhältnismäßigen Teil, bei
mehreren Körperschaften anteilig, in den
Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu
übernehmen. Absatz 2 Satz 2 ist entspre-
chend anzuwenden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend,
wenn eine Körperschaft mit einer oder meh-
reren anderen Körperschaften zu einer neuen
Körperschaft zusammengeschlossen wird,
wenn ein oder mehrere Teile verschiedener
Körperschaften zu einem oder mehreren
neuen Teilen einer Körperschaft zusammen-
geschlossen werden, wenn aus einer Körper-
schaft oder aus Teilen einer Körperschaft eine
oder mehrere neue Körperschaften gebildet
werden, oder wenn Aufgaben einer Körper-
schaft vollständig oder teilweise auf eine
oder mehrere andere Körperschaften überge-
hen.

§17 Rechtsfolgen der Umbildung
(1) Tritt eine Beamtin oder ein Beamter auf-
grund des § 16 Abs. 1 kraft Gesetzes in den
Dienst einer anderen Körperschaft über oder
wird sie oder er aufgrund des § 16 Abs. 2
oder 3 von einer anderen Körperschaft über-
nommen, wird das Beamtenverhältnis mit
dem neuen Dienstherrn fortgesetzt.

(2) Im Fall des § 16 Abs. 1 ist der Beamtin oder
dem Beamten von der aufnehmenden oder
neuen Körperschaft die Fortsetzung des Be-
amtenverhältnisses schriftlich zu bestätigen.

(3) In den Fällen des § 16 Abs. 2 und 3 wird
die Übernahme von der Körperschaft verfügt,
in deren Dienst die Beamtin oder der Beamte
treten soll. Die Verfügung wird mit der Zu-
stellung an die Beamtin oder den Beamten
wirksam. Die Beamtin oder der Beamte ist
verpflichtet, der Übernahmeverfügung Folge
zu leisten. Kommt die Beamtin oder der Be-
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amte der Verpflichtung nicht nach, ist sie oder
er zu entlassen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend in
den Fällen des § 16 Abs. 4.

§18 Rechtsstellung der Beamtinnen und
Beamten

(1) Beamtinnen und Beamten, die nach § 16
in den Dienst einer anderen Körperschaft
kraft Gesetzes übertreten oder übernommen
werden, soll ein gleich zu bewertendes Amt
übertragen werden, das ihrem bisherigen
Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Rück-
sicht auf Dienststellung und Dienstalter ent-
spricht. Wenn eine dem bisherigen Amt ent-
sprechende Verwendung nicht möglich ist,
kann ihnen auch ein anderes Amt mit gerin-
gerem Grundgehalt übertragen werden. Das
Grundgehalt muss mindestens dem des Am-
tes entsprechen, das die Beamtinnen und
Beamten vor dem bisherigen Amt innehatten.
In diesem Fall dürfen sie neben der neuen
Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit
dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) führen.

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft
kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der
Umbildung vorhandenen Beamtinnen und
Beamten den tatsächlichen Bedarf über-
steigt, innerhalb einer Frist, deren Bestim-
mung dem Landesrecht vorbehalten bleibt,
Beamtinnen und Beamte im Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder auf Zeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzen, wenn deren
Aufgabengebiet von der Umbildung berührt
wurde. Bei Beamtinnen auf Zeit und Beamten
auf Zeit, die nach Satz 1 in den einstweiligen
Ruhestand versetzt sind, endet der einstwei-
lige Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit; sie
gelten in diesem Zeitpunkt als dauernd in den
Ruhestand versetzt, wenn sie bei Verbleiben
im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den Ru-
hestand getreten wären.

§19 Rechtsstellung der Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger

(1) Die Vorschriften des § 16 Abs. 1 und 2 und
des § 17 gelten entsprechend für die im Zeit-
punkt der Umbildung bei der abgebenden

Körperschaft vorhandenen Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger.
(2) In den Fällen des § 16 Abs. 3 bleiben die
Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung
vorhandenen Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger gegenüber der
abgebenden Körperschaft bestehen.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend
in den Fällen des § 16 Abs. 4.

Abschnitt 4
Zuweisung einer Tätigkeit bei

anderen Einrichtungen

§20 Zuweisung
(1) Beamtinnen und Beamten kann mit ihrer
Zustimmung vorübergehend ganz oder teil-
weise eine ihrem Amt entsprechende Tätig-
keit zugewiesen werden
1. bei einer öffentlichen Einrichtung ohne

Dienstherrneigenschaft oder bei einer öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgemein-
schaft im dienstlichen oder öffentlichen
Interesse oder

2. bei einer anderen Einrichtung, wenn öf-
fentliche Interessen es erfordern.

(2) Beamtinnen und Beamten einer Dienst-
stelle, die ganz oder teilweise in eine öffent-
lich-rechtlich organisierte Einrichtung ohne
Dienstherrneigenschaft oder eine privatrecht-
lich organisierte Einrichtung der öffentlichen
Hand umgewandelt wird, kann auch ohne
ihre Zustimmung ganz oder teilweise eine ih-
rem Amt entsprechende Tätigkeit bei dieser
Einrichtung zugewiesen werden, wenn öf-
fentliche Interessen es erfordern.
(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und
Beamten bleibt unberührt.

Abschnitt 5
Beendigung des Beamten-

verhältnisses

§21 Beendigungsgründe
Das Beamtenverhältnis endet durch
1. Entlassung,
2. Verlust der Beamtenrechte,
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3. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis
nach den Disziplinargesetzen oder

4. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand.

§22 Entlassung kraft Gesetzes
(1) Beamtinnen und Beamte sind entlassen,
wenn
1. die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1

Nummer 1 nicht mehr vorliegen und eine
Ausnahme nach § 7 Absatz 3 auch nach-
träglich nicht zugelassen wird oder

2. sie die Altersgrenze erreichen und das Be-
amtenverhältnis nicht durch Eintritt in den
Ruhestand endet.

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist entlas-
sen, wenn ein öffentlich-rechtliches Dienst-
oder Amtsverhältnis zu einem anderen
Dienstherrn oder zu einer Einrichtung ohne
Dienstherrneigenschaft begründet wird, so-
fern nicht im Einvernehmen mit dem neuen
Dienstherrn oder der Einrichtung die Fort-
dauer des Beamtenverhältnisses neben dem
neuen Dienst- oder Amtsverhältnis angeord-
net oder durch Landesrecht etwas anderes
bestimmt wird. Dies gilt nicht für den Eintritt
in ein Beamtenverhältnis auf Widerruf oder
als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter.
(3) Die Beamtin oder der Beamte ist mit der
Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit
aus einem anderen Beamtenverhältnis bei
demselben Dienstherrn entlassen, soweit das
Landesrecht keine abweichenden Regelun-
gen trifft.
(4) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf en-
det mit Ablauf des Tages der Ablegung oder
dem endgültigen Nichtbestehen der für die
Laufbahn vorgeschriebenen Prüfung, sofern
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt
ist.
(5) Das Beamtenverhältnis auf Probe in ei-
nem Amt mit leitender Funktion endet mit
Ablauf der Probezeit oder mit Versetzung zu
einem anderen Dienstherrn.

§23 Entlassung durch Verwaltungsakt
(1) Beamtinnen und Beamte sind zu entlas-
sen, wenn sie

1. den Diensteid oder ein an dessen Stelle
vorgeschriebenes Gelöbnis verweigern,

2. nicht in den Ruhestand oder einstweiligen
Ruhestand versetzt werden können, weil
eine versorgungsrechtliche Wartezeit
nicht erfüllt ist,

3. dauernd dienstunfähig sind und das Be-
amtenverhältnis nicht durch Versetzung in
den Ruhestand endet,

4. die Entlassung in schriftlicher Form ver-
langen oder

5. nach Erreichen der Altersgrenze berufen
worden sind.

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ist § 26 Abs. 2 ent-
sprechend anzuwenden.
(2) Beamtinnen und Beamte können entlas-
sen werden, wenn sie in Fällen des § 7 Abs. 2
die Eigenschaft als Deutsche oder Deutscher
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des
Grundgesetzes verlieren.
(3) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf
Probe können entlassen werden,
1. wenn sie eine Handlung begehen, die im

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit mindes-
tens eine Kürzung der Dienstbezüge zur
Folge hätte,

2. wenn sie sich in der Probezeit nicht be-
währt haben oder

3. wenn ihr Aufgabengebiet bei einer Behör-
de von der Auflösung dieser Behörde oder
einer auf landesrechtlicher Vorschrift be-
ruhenden wesentlichen Änderung des
Aufbaus oder Verschmelzung dieser Be-
hörde mit einer anderen oder von der
Umbildung einer Körperschaft berührt
wird und eine andere Verwendung nicht
möglich ist.

Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist § 26 Abs. 2 bei
allein mangelnder gesundheitlicher Eignung
entsprechend anzuwenden.
(4) Beamtinnen auf Widerruf und Beamte auf
Widerruf können jederzeit entlassen werden.
Die Gelegenheit zur Beendigung des Vorbe-
reitungsdienstes und zur Ablegung der Prü-
fung soll gegeben werden.
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§24 Verlust der Beamtenrechte
(1) Wenn eine Beamtin oder ein Beamter im
ordentlichen Strafverfahren durch das Urteil
eines deutschen Gerichts
1. wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer

Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr
oder

2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach
den Vorschriften über Friedensverrat,
Hochverrat und Gefährdung des demokra-
tischen Rechtsstaates, Landesverrat und
Gefährdung der äußeren Sicherheit oder,
soweit sich die Tat auf eine Diensthand-
lung im Hauptamt bezieht, Bestechlich-
keit, strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe
von mindestens sechs Monaten

verurteilt wird, endet das Beamtenverhältnis
mit der Rechtskraft des Urteils. Entsprechen-
des gilt, wenn die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Ämter aberkannt wird oder wenn
die Beamtin oder der Beamte aufgrund einer
Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts nach Artikel 18 des Grundgesetzes ein
Grundrecht verwirkt hat.
(2) Wird eine Entscheidung, die den Verlust
der Beamtenrechte zur Folge hat, in einem
Wiederaufnahmeverfahren aufgehoben, gilt
das Beamtenverhältnis als nicht unterbro-
chen.

§25 Ruhestand wegen Erreichens der
Altersgrenze

Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf
Lebenszeit treten nach Erreichen der Alters-
grenze in den Ruhestand.

§26 Dienstunfähigkeit
(1) Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte
auf Lebenszeit sind in den Ruhestand zu ver-
setzen, wenn sie wegen ihres körperlichen
Zustandes oder aus gesundheitlichen Grün-
den zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dau-
ernd unfähig (dienstunfähig) sind. Als
dienstunfähig kann auch angesehen werden,
wer infolge Erkrankung innerhalb eines Zeit-
raums von sechs Monaten mehr als drei Mo-
nate keinen Dienst getan hat und keine Aus-
sicht besteht, dass innerhalb einer Frist, de-
ren Bestimmung dem Landesrecht vorbehal-

ten bleibt, die Dienstfähigkeit wieder voll
hergestellt ist. In den Ruhestand wird nicht
versetzt, wer anderweitig verwendbar ist. Für
Gruppen von Beamtinnen und Beamten kön-
nen besondere Voraussetzungen für die
Dienstunfähigkeit durch Landesrecht gere-
gelt werden.
(2) Eine anderweitige Verwendung ist mög-
lich, wenn der Beamtin oder dem Beamten
ein anderes Amt derselben oder einer ande-
ren Laufbahn übertragen werden kann. In
den Fällen des Satzes 1 ist die Übertragung
eines anderen Amtes ohne Zustimmung zu-
lässig, wenn das neue Amt zum Bereich des-
selben Dienstherrn gehört, es mit mindestens
demselben Grundgehalt verbunden ist wie
das bisherige Amt und wenn zu erwarten ist,
dass die gesundheitlichen Anforderungen
des neuen Amtes erfüllt werden. Beamtinnen
und Beamte, die nicht die Befähigung für die
andere Laufbahn besitzen, haben an Qualifi-
zierungsmaßnahmen für den Erwerb der
neuen Befähigung teilzunehmen.
(3) Zur Vermeidung der Versetzung in den
Ruhestand kann der Beamtin oder dem Be-
amten unter Beibehaltung des übertragenen
Amtes ohne Zustimmung auch eine geringer-
wertige Tätigkeit im Bereich desselben
Dienstherrn übertragen werden, wenn eine
anderweitige Verwendung nicht möglich ist
und die Wahrnehmung der neuen Aufgabe
unter Berücksichtigung der bisherigen Tätig-
keit zumutbar ist.

§27 Begrenzte Dienstfähigkeit
(1) Von der Versetzung in den Ruhestand
wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen
werden, wenn die Beamtin oder der Beamte
unter Beibehaltung des übertragenen Amtes
die Dienstpflichten noch während mindes-
tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit).
(2) Die Arbeitszeit ist entsprechend der be-
grenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Mit
Zustimmung der Beamtin oder des Beamten
ist auch eine Verwendung in einer nicht dem
Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.

I.1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) §§ 24 – 27

I

30 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


§28 Ruhestand bei Beamtenverhältnis
auf Probe

(1) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf
Probe sind in den Ruhestand zu versetzen,
wenn sie infolge Krankheit, Verwundung
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich
ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder
aus Veranlassung des Dienstes zugezogen
haben, dienstunfähig geworden sind.

(2) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf
Probe können in den Ruhestand versetzt
werden, wenn sie aus anderen Gründen
dienstunfähig geworden sind.

(3) § 26 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 und 3 sowie § 27
sind entsprechend anzuwenden.

§29 Wiederherstellung der Dienst-
fähigkeit

(1) Wird nach der Versetzung in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit die Dienstfä-
higkeit wiederhergestellt und beantragt die
Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbe-
amte vor Ablauf einer Frist, deren Bestim-
mung dem Landesrecht vorbehalten bleibt,
spätestens zehn Jahre nach der Versetzung in
den Ruhestand, eine erneute Berufung in das
Beamtenverhältnis, ist diesem Antrag zu ent-
sprechen, falls nicht zwingende dienstliche
Gründe entgegenstehen.

(2) Beamtinnen und Beamte, die wegen
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt
worden sind, können erneut in das Beam-
tenverhältnis berufen werden, wenn im
Dienstbereich des früheren Dienstherrn ein
Amt mit mindestens demselben Grundgehalt
übertragen werden soll und wenn zu erwar-
ten ist, dass die gesundheitlichen Anforde-
rungen des neuen Amtes erfüllt werden. Be-
amtinnen und Beamte, die nicht die Befähi-
gung für die andere Laufbahn besitzen, ha-
ben an Qualifizierungsmaßnahmen für den
Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen.
Den wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzten Beamtinnen und Beamten
kann unter Übertragung eines Amtes ihrer
früheren Laufbahn nach Satz 1 auch eine ge-
ringerwertige Tätigkeit im Bereich desselben
Dienstherrn übertragen werden, wenn eine
anderweitige Verwendung nicht möglich ist

und die Wahrnehmung der neuen Aufgabe
unter Berücksichtigung ihrer früheren Tätig-
keit zumutbar ist.
(3) Die erneute Berufung in ein Beamtenver-
hältnis ist auch in den Fällen der begrenzten
Dienstfähigkeit möglich.
(4) Beamtinnen und Beamte, die wegen
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt
worden sind, sind verpflichtet, sich geeigne-
ten und zumutbaren Maßnahmen zur Wie-
derherstellung ihrer Dienstfähigkeit zu unter-
ziehen; die zuständige Behörde kann ihnen
entsprechende Weisungen erteilen.
(5) Die Dienstfähigkeit der Ruhestandsbeam-
tin oder des Ruhestandsbeamten kann nach
Maßgabe des Landesrechts untersucht wer-
den; sie oder er ist verpflichtet, sich nach
Weisung der zuständigen Behörde ärztlich
untersuchen zu lassen. Die Ruhestandsbeam-
tin oder der Ruhestandsbeamte kann eine
solche Untersuchung verlangen, wenn sie
oder er einen Antrag nach Absatz 1 zu stellen
beabsichtigt.
(6) Bei einer erneuten Berufung gilt das frü-
here Beamtenverhältnis als fortgesetzt.

§30 Einstweiliger Ruhestand
(1) Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte
auf Lebenszeit können jederzeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt werden, wenn
sie ein Amt bekleiden, bei dessen Ausübung
sie in fortdauernder Übereinstimmung mit
den grundsätzlichen politischen Ansichten
und Zielen der Regierung stehen müssen. Die
Bestimmung der Ämter nach Satz 1 ist dem
Landesrecht vorbehalten.
(2) Beamtinnen und Beamte, die auf Probe
ernannt sind und ein Amt im Sinne des Ab-
satzes 1 bekleiden, können jederzeit entlas-
sen werden.
(3) Für den einstweiligen Ruhestand gelten
die Vorschriften über den Ruhestand. § 29
Abs. 2 und 6 gilt entsprechend. Der einst-
weilige Ruhestand endet bei erneuter Beru-
fung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
auch bei einem anderen Dienstherrn, wenn
den Beamtinnen oder Beamten ein Amt ver-
liehen wird, das derselben oder einer gleich-
wertigen Laufbahn angehört wie das frühere
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Amt und mit mindestens demselben Grund-
gehalt verbunden ist.

(4) Erreichen Beamtinnen und Beamte, die in
den einstweiligen Ruhestand versetzt sind,
die gesetzliche Altersgrenze, gelten sie mit
diesem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhe-
stand versetzt.

§31 Einstweiliger Ruhestand bei
Umbildung und Auflösung von
Behörden

(1) Bei der Auflösung einer Behörde oder bei
einer auf landesrechtlicher Vorschrift beru-
henden wesentlichen Änderung des Aufbaus
oder bei Verschmelzung einer Behörde mit
einer oder mehreren anderen kann eine Be-
amtin auf Lebenszeit oder ein Beamter auf
Lebenszeit in den einstweiligen Ruhestand
versetzt werden, wenn das übertragene Auf-
gabengebiet von der Auflösung oder Umbil-
dung berührt wird und eine Versetzung nach
Landesrecht nicht möglich ist. Zusätzliche
Voraussetzungen können geregelt werden.

(2) Die erneute Berufung der in den einst-
weiligen Ruhestand versetzten Beamtin oder
des in den einstweiligen Ruhestand versetz-
ten Beamten in ein Beamtenverhältnis ist
vorzusehen, wenn ein der bisherigen Tätig-
keit entsprechendes Amt zu besetzen ist, für
das sie oder er geeignet ist. Für erneute Be-
rufungen nach Satz 1, die weniger als fünf
Jahre vor Erreichen der Altersgrenze (§ 25)
wirksam werden, können durch Landesrecht
abweichende Regelungen getroffen werden.

(3) § 29 Abs. 6 gilt entsprechend.

§32 Wartezeit
Die Versetzung in den Ruhestand setzt die
Erfüllung einer versorgungsrechtlichen War-
tezeit voraus.

Abschnitt 6
Rechtliche Stellung im Beamten-

verhältnis

§33 Grundpflichten
(1) Beamtinnen und Beamte dienen dem
ganzen Volk, nicht einer Partei. Sie haben ihre

Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfül-
len und ihr Amt zum Wohl der Allgemeinheit
zu führen. Beamtinnen und Beamte müssen
sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung
im Sinne des Grundgesetzes bekennen und
für deren Erhaltung eintreten.
(2) Beamtinnen und Beamte haben bei poli-
tischer Betätigung diejenige Mäßigung und
Zurückhaltung zu wahren, die sich aus ihrer
Stellung gegenüber der Allgemeinheit und
aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres Am-
tes ergibt.

§34 Wahrnehmung der Aufgaben,
Verhalten

Beamtinnen und Beamte haben sich mit vol-
lem persönlichem Einsatz ihrem Beruf zu
widmen. Sie haben die übertragenen Aufga-
ben uneigennützig nach bestem Gewissen
wahrzunehmen. Ihr Verhalten innerhalb und
außerhalb des Dienstes muss der Achtung
und dem Vertrauen gerecht werden, die ihr
Beruf erfordern. Sie dürfen ihr Gesicht bei
Ausübung des Dienstes oder bei einer Tätig-
keit mit unmittelbarem Dienstbezug nicht
verhüllen, es sei denn, dienstliche oder ge-
sundheitliche Gründe erfordern dies.

§35 Folgepflicht
(1) Beamtinnen und Beamte haben ihre Vor-
gesetzten zu beraten und zu unterstützen. Sie
sind verpflichtet, deren dienstliche Anord-
nungen auszuführen und deren allgemeine
Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht, soweit
die Beamtinnen und Beamten nach besonde-
ren gesetzlichen Vorschriften an Weisungen
nicht gebunden und nur dem Gesetz unter-
worfen sind.
(2) Beamtinnen und Beamte haben bei orga-
nisatorischen Veränderungen dem Dienst-
herrn Folge zu leisten.

§36 Verantwortung für die Recht-
mäßigkeit

(1) Beamtinnen und Beamte tragen für die
Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlun-
gen die volle persönliche Verantwortung.
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(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit
dienstlicher Anordnungen haben Beamtin-
nen und Beamte unverzüglich auf dem
Dienstweg geltend zu machen. Wird die An-
ordnung aufrechterhalten, haben sie sich,
wenn die Bedenken fortbestehen, an die
nächst höhere Vorgesetzte oder den nächst
höheren Vorgesetzten zu wenden. Wird die
Anordnung bestätigt, müssen die Beamtin-
nen und Beamten sie ausführen und sind von
der eigenen Verantwortung befreit. Dies gilt
nicht, wenn das aufgetragene Verhalten die
Würde des Menschen verletzt oder strafbar
oder ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit
oder Ordnungswidrigkeit für die Beamtinnen
oder Beamten erkennbar ist. Die Bestätigung
hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen.
(3) Wird von den Beamtinnen oder Beamten
die sofortige Ausführung der Anordnung ver-
langt, weil Gefahr im Verzug besteht und die
Entscheidung der oder des höheren Vorge-
setzten nicht rechtzeitig herbeigeführt wer-
den kann, gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 ent-
sprechend. Die Anordnung ist durch die an-
ordnende oder den anordnenden Vorgesetz-
ten schriftlich zu bestätigen, wenn die Be-
amtin oder der Beamte dies unverzüglich
nach Ausführung der Anordnung verlangt.

§37 Verschwiegenheitspflicht
(1) Beamtinnen und Beamte haben über die
ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtli-
chen Tätigkeit bekannt gewordenen dienstli-
chen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu
bewahren. Dies gilt auch über den Bereich
eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses.
(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit
1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr ge-

boten sind,
2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offen-

kundig sind oder ihrer Bedeutung nach
keiner Geheimhaltung bedürfen, oder

3. gegenüber der zuständigen obersten
Dienstbehörde, einer Strafverfolgungsbe-
hörde oder einer durch Landesrecht be-
stimmten weiteren Behörde oder außer-
dienstlichen Stelle ein durch Tatsachen
begründeter Verdacht einer Korruptions-

straftat nach den §§ 331 bis 337 des
Strafgesetzbuches angezeigt wird.

Im Übrigen bleiben die gesetzlich begründe-
ten Pflichten, geplante Straftaten anzuzeigen
und für die Erhaltung der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung einzutreten,
von Absatz 1 unberührt.

(3) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne
Genehmigung über Angelegenheiten, für die
Absatz 1 gilt, weder vor Gericht noch außer-
gerichtlich aussagen oder Erklärungen abge-
ben. Die Genehmigung erteilt der Dienstherr
oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet
ist, der letzte Dienstherr. Hat sich der Vor-
gang, der den Gegenstand der Äußerung bil-
det, bei einem früheren Dienstherrn ereignet,
darf die Genehmigung nur mit dessen Zu-
stimmung erteilt werden. Durch Landesrecht
kann bestimmt werden, dass an die Stelle des
in den Sätzen 2 und 3 genannten jeweiligen
Dienstherrn eine andere Stelle tritt.

(4) Die Genehmigung, als Zeugin oder Zeuge
auszusagen, darf nur versagt werden, wenn
die Aussage dem Wohl des Bundes oder eines
deutschen Landes erhebliche Nachteile be-
reiten oder die Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben ernstlich gefährden oder erheblich er-
schweren würde. Durch Landesrecht kann
bestimmt werden, dass die Verweigerung der
Genehmigung zur Aussage vor Untersu-
chungsausschüssen des Deutschen Bundes-
tages oder der Volksvertretung eines Landes
einer Nachprüfung unterzogen werden kann.
Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstat-
ten, kann versagt werden, wenn die Erstat-
tung den dienstlichen Interessen Nachteile
bereiten würde.

(5) Sind Beamtinnen oder Beamte Partei oder
Beschuldigte in einem gerichtlichen Verfah-
ren oder soll ihr Vorbringen der Wahrneh-
mung ihrer berechtigten Interessen dienen,
darf die Genehmigung auch dann, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 1 er-
füllt sind, nur versagt werden, wenn die
dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar
erfordern. Wird sie versagt, ist Beamtinnen
oder Beamten der Schutz zu gewähren, den
die dienstlichen Rücksichten zulassen.
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(6) Beamtinnen und Beamte haben, auch
nach Beendigung des Beamtenverhältnisses,
auf Verlangen des Dienstherrn oder des letz-
ten Dienstherrn amtliche Schriftstücke,
Zeichnungen, bildliche Darstellungen sowie
Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche
Vorgänge, auch soweit es sich um Wiederga-
ben handelt, herauszugeben. Die gleiche
Verpflichtung trifft ihre Hinterbliebenen und
Erben.

§38 Diensteid
(1) Beamtinnen und Beamte haben einen
Diensteid zu leisten. Der Diensteid hat eine
Verpflichtung auf das Grundgesetz zu ent-
halten.
(2) In den Fällen, in denen Beamtinnen und
Beamte erklären, dass sie aus Glaubens- oder
Gewissensgründen den Eid nicht leisten wol-
len, kann für diese an Stelle des Eides ein
Gelöbnis zugelassen werden.
(3) In den Fällen, in denen nach § 7 Abs. 3
eine Ausnahme von § 7 Abs. 1 Nr. 1 zugelas-
sen worden ist, kann an Stelle des Eides ein
Gelöbnis vorgeschrieben werden.

§39 Verbot der Führung der Dienst-
geschäfte

Beamtinnen und Beamten kann aus zwin-
genden dienstlichen Gründen die Führung
der Dienstgeschäfte verboten werden. Das
Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf
von drei Monaten gegen die Beamtin oder
den Beamten ein Disziplinarverfahren oder
ein sonstiges auf Rücknahme der Ernennung
oder auf Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses gerichtetes Verfahren eingeleitet worden
ist.

§40 Nebentätigkeit
Eine Nebentätigkeit ist grundsätzlich anzei-
gepflichtig. Sie ist unter Erlaubnis- oder Ver-
botsvorbehalt zu stellen, soweit sie geeignet
ist, dienstliche Interessen zu beeinträchtigen.

§41 Tätigkeit nach Beendigung des
Beamtenverhältnisses

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte sowie frühere Beamtinnen mit Versor-
gungsbezügen und frühere Beamte mit Ver-

sorgungsbezügen haben die Ausübung einer
Erwerbstätigkeit oder sonstigen Beschäfti-
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die
mit der dienstlichen Tätigkeit innerhalb eines
Zeitraums, dessen Bestimmung dem Landes-
recht vorbehalten bleibt, im Zusammenhang
steht und durch die dienstliche Interessen
beeinträchtigt werden können, anzuzeigen.
Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäfti-
gung ist zu untersagen, wenn zu besorgen ist,
dass durch sie dienstliche Interessen beein-
trächtigt werden. Das Verbot endet spätes-
tens mit Ablauf von fünf Jahren nach Been-
digung des Beamtenverhältnisses.

§42 Verbot der Annahme von
Belohnungen, Geschenken und
sonstigen Vorteilen

(1) Beamtinnen und Beamte dürfen, auch
nach Beendigung des Beamtenverhältnisses,
keine Belohnungen, Geschenke oder sonsti-
gen Vorteile für sich oder eine dritte Person in
Bezug auf ihr Amt fordern, sich versprechen
lassen oder annehmen. Ausnahmen bedürfen
der Zustimmung ihres gegenwärtigen oder
letzten Dienstherrn.
(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Ver-
bot verstößt, hat das aufgrund des pflicht-
widrigen Verhaltens Erlangte auf Verlangen
dem Dienstherrn herauszugeben, soweit
nicht die Einziehung von Taterträgen ange-
ordnet worden oder es auf andere Weise auf
den Staat übergegangen ist.

§43 Teilzeitbeschäftigung
Teilzeitbeschäftigung ist zu ermöglichen.

§44 Erholungsurlaub
Beamtinnen und Beamten steht jährlicher Er-
holungsurlaub unter Fortgewährung der Be-
züge zu.

§45 Fürsorge
Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst-
und Treueverhältnisses für das Wohl der Be-
amtinnen und Beamten und ihrer Familien,
auch für die Zeit nach Beendigung des Be-
amtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt die
Beamtinnen und Beamten bei ihrer amtlichen
Tätigkeit und in ihrer Stellung.
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§46 Mutterschutz und Elternzeit
Effektiver Mutterschutz und Elternzeit sind zu
gewährleisten.

§47 Nichterfüllung von Pflichten
(1) Beamtinnen und Beamte begehen ein
Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft die ih-
nen obliegenden Pflichten verletzen. Ein Ver-
halten außerhalb des Dienstes ist nur dann
ein Dienstvergehen, wenn es nach den Um-
ständen des Einzelfalls in besonderem Maße
geeignet ist, das Vertrauen in einer für ihr
Amt bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.

(2) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten oder früheren Beamtinnen mit
Versorgungsbezügen und früheren Beamten
mit Versorgungsbezügen gilt als Dienstverge-
hen, wenn sie sich gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes betätigen oder an Bestrebun-
gen teilnehmen, die darauf abzielen, den Be-
stand oder die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland zu beeinträchtigen, oder wenn sie
schuldhaft gegen die in den §§ 37, 41 und 42
bestimmten Pflichten verstoßen. Bei sonstigen
früheren Beamtinnen und früheren Beamten
gilt es als Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft
gegen die in den §§ 37, 41 und 42 bestimmten
Pflichten verstoßen. Für Beamtinnen und Be-
amte nach den Sätzen 1 und 2 können durch
Landesrecht weitere Handlungen festgelegt
werden, die als Dienstvergehen gelten.

(3) Das Nähere über die Verfolgung von
Dienstvergehen regeln die Disziplinargesetze.

§48 Pflicht zum Schadensersatz
Beamtinnen und Beamte, die vorsätzlich oder
grob fahrlässig die ihnen obliegenden Pflich-
ten verletzen, haben dem Dienstherrn, des-
sen Aufgaben sie wahrgenommen haben,
den daraus entstehenden Schaden zu erset-
zen. Haben mehrere Beamtinnen oder Beam-
te gemeinsam den Schaden verursacht, haf-
ten sie als Gesamtschuldner.

§49 Übermittlungen bei Strafverfahren
(1) Das Gericht, die Strafverfolgungs- oder
die Strafvollstreckungsbehörde hat in Straf-
verfahren gegen Beamtinnen und Beamte zur
Sicherstellung der erforderlichen dienstrecht-

lichen Maßnahmen im Fall der Erhebung der
öffentlichen Klage
1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle

tretende Antragsschrift,
2. den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls

und
3. die einen Rechtszug abschließende Ent-

scheidung mit Begründung
zu übermitteln. Ist gegen die Entscheidung
ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die
Entscheidung unter Hinweis auf das einge-
legte Rechtsmittel zu übermitteln. Der Erlass
und der Vollzug eines Haftbefehls oder eines
Unterbringungsbefehls sind mitzuteilen.
(2) In Verfahren wegen fahrlässig begange-
ner Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1
bestimmten Übermittlungen nur vorgenom-
men, wenn
1. es sich um schwere Verstöße handelt, na-

mentlich Vergehen der Trunkenheit im
Straßenverkehr oder der fahrlässigen Tö-
tung, oder

2. in sonstigen Fällen die Kenntnis der Daten
aufgrund der Umstände des Einzelfalls er-
forderlich ist, um zu prüfen, ob dienst-
rechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind.

(3) Entscheidungen über Verfahrenseinstel-
lungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2
zu übermitteln sind, sollen übermittelt wer-
den, wenn die in Absatz 2 Nr. 2 genannten
Voraussetzungen erfüllt sind. Dabei ist zu
berücksichtigen, wie gesichert die zu über-
mittelnden Erkenntnisse sind.
(4) Sonstige Tatsachen, die in einem Straf-
verfahren bekannt werden, dürfen mitgeteilt
werden, wenn ihre Kenntnis aufgrund beson-
derer Umstände des Einzelfalls für dienst-
rechtliche Maßnahmen gegen eine Beamtin
oder einen Beamten erforderlich ist und so-
weit nicht für die übermittelnde Stelle er-
kennbar ist, dass schutzwürdige Interessen
der Beamtin oder des Beamten an dem Aus-
schluss der Übermittlung überwiegen. Erfor-
derlich ist die Kenntnis der Daten auch dann,
wenn diese Anlass zur Prüfung bieten, ob
dienstrechtliche Maßnahmen zu ergreifen
sind. Absatz 3 Satz 2 ist entsprechend anzu-
wenden.
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(5) Nach den Absätzen 1 bis 4 übermittelte
Daten dürfen auch für die Wahrnehmung der
Aufgaben nach dem Sicherheitsüberprü-
fungsgesetz oder einem entsprechenden
Landesgesetz verwendet werden.
(6) Übermittlungen nach den Absätzen 1 bis 3
sind auch zulässig, soweit sie Daten betref-
fen, die dem Steuergeheimnis (§ 30 der Ab-
gabenordnung) unterliegen. Übermittlungen
nach Absatz 4 sind unter den Voraussetzun-
gen des § 30 Abs. 4 Nr. 5 der Abgabenord-
nung zulässig.

§50 Personalakte
Für jede Beamtin und jeden Beamten ist eine
Personalakte zu führen. Zur Personalakte ge-
hören alle Unterlagen, die die Beamtin oder
den Beamten betreffen, soweit sie mit dem
Dienstverhältnis in einem unmittelbaren in-
neren Zusammenhang stehen (Personalak-
tendaten). Die Personalakte ist vertraulich zu
behandeln. Personalaktendaten dürfen ohne
Einwilligung der Beamtin oder des Beamten
nur für Zwecke der Personalverwaltung oder
Personalwirtschaft verarbeitet werden. Für
Ausnahmefälle kann landesrechtlich eine von
Satz 4 abweichende Verarbeitung vorgese-
hen werden.

§51 Personalvertretung
Die Bildung von Personalvertretungen zum
Zweck der vertrauensvollen Zusammenarbeit
zwischen der Behördenleitung und dem Per-
sonal ist unter Einbeziehung der Beamtinnen
und Beamten zu gewährleisten.

§52 Mitgliedschaft in Gewerkschaften
und Berufsverbänden

Beamtinnen und Beamte haben das Recht,
sich in Gewerkschaften oder Berufsverbän-
den zusammenzuschließen. Sie dürfen we-
gen Betätigung für ihre Gewerkschaft oder
ihren Berufsverband nicht dienstlich gemaß-
regelt oder benachteiligt werden.

§53 Beteiligung der Spitzen-
organisationen

Bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelun-
gen der beamtenrechtlichen Verhältnisse
durch die obersten Landesbehörden sind die
Spitzenorganisationen der zuständigen Ge-

werkschaften und Berufsverbände zu beteili-
gen. Das Beteiligungsverfahren kann auch
durch Vereinbarung ausgestaltet werden.

Abschnitt 7
Rechtsweg

§54 Verwaltungsrechtsweg
(1) Für alle Klagen der Beamtinnen, Beamten,
Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeam-
ten, früheren Beamtinnen, früheren Beamten
und der Hinterbliebenen aus dem Beamten-
verhältnis sowie für Klagen des Dienstherrn
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.
(2) Vor allen Klagen ist ein Vorverfahren nach
den Vorschriften des 8. Abschnitts der Ver-
waltungsgerichtsordnung durchzuführen.
Dies gilt auch dann, wenn die Maßnahme von
der obersten Dienstbehörde getroffen wor-
den ist. Ein Vorverfahren ist nicht erforderlich,
wenn ein Landesgesetz dieses ausdrücklich
bestimmt.
(3) Den Widerspruchsbescheid erlässt die
oberste Dienstbehörde. Sie kann die Ent-
scheidung für Fälle, in denen sie die Maßnah-
me nicht selbst getroffen hat, durch allge-
meine Anordnung auf andere Behörden über-
tragen. Die Anordnung ist zu veröffentlichen.
(4) Widerspruch und Anfechtungsklage ge-
gen Abordnung oder Versetzung haben keine
aufschiebende Wirkung.

Abschnitt 8
Spannungs- und Verteidigungsfall

§55 Anwendungsbereich
Beschränkungen, Anordnungen und Ver-
pflichtungen nach den §§ 56 bis 59 sind nur
nach Maßgabe des Artikels 80a des Grund-
gesetzes zulässig. Sie sind auf Personen im
Sinne des § 5 Abs. 1 des Arbeitssicherstel-
lungsgesetzes nicht anzuwenden.

§56 Dienstleistung im Verteidigungsfall
(1) Beamtinnen und Beamte können für
Zwecke der Verteidigung auch ohne ihre Zu-
stimmung zu einem anderen Dienstherrn ab-
geordnet oder zur Dienstleistung bei über-
oder zwischenstaatlichen zivilen Dienststel-
len verpflichtet werden.
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(2) Beamtinnen und Beamten können für
Zwecke der Verteidigung auch Aufgaben
übertragen werden, die nicht ihrem Amt oder
ihrer Laufbahnbefähigung entsprechen, so-
fern ihnen die Übernahme nach ihrer Vor- und
Ausbildung und im Hinblick auf die Ausnah-
mesituation zumutbar ist. Aufgaben einer
Laufbahn mit geringeren Zugangsvorausset-
zungen dürfen ihnen nur übertragen werden,
wenn dies aus dienstlichen Gründen unab-
weisbar ist.

(3) Beamtinnen und Beamte haben bei der
Erfüllung der ihnen für Zwecke der Verteidi-
gung übertragenen Aufgaben Gefahren und
Erschwernisse auf sich zu nehmen, soweit
diese ihnen nach den Umständen und den
persönlichen Verhältnissen zugemutet wer-
den können.

(4) Beamtinnen und Beamte sind bei einer
Verlegung der Behörde oder Dienststelle
auch in das Ausland zur Dienstleistung am
neuen Dienstort verpflichtet.

§57 Aufschub der Entlassung und des
Ruhestands

Die Entlassung der Beamtinnen und Beamten
auf ihren Antrag kann für Zwecke der Vertei-
digung hinausgeschoben werden, wenn dies
im öffentlichen lnteresse erforderlich ist und
der Personalbedarf der öffentlichen Verwal-
tung im Bereich ihres Dienstherrn auf frei-
williger Grundlage nicht gedeckt werden
kann. Satz 1 gilt entsprechend für den Ablauf
der Amtszeit bei Beamtenverhältnissen auf
Zeit. Der Eintritt der Beamtinnen und Beam-
ten in den Ruhestand nach Erreichen der Al-
tersgrenze und die vorzeitige Versetzung in
den Ruhestand auf Antrag ohne Nachweis
der Dienstunfähigkeit können unter den Vo-
raussetzungen des Satzes 1 bis zum Ende des
Monats hinausgeschoben werden, in dem die
für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte
geltende Regelaltersgrenze erreicht wird.

§58 Erneute Berufung von Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestands-
beamten

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte, die die für Bundesbeamtinnen und

Bundesbeamte geltende Regelaltersgrenze
noch nicht erreicht haben, können für Zwecke
der Verteidigung erneut in ein Beamtenver-
hältnis berufen werden, wenn dies im öf-
fentlichen Interesse erforderlich ist und der
Personalbedarf der öffentlichen Verwaltung
im Bereich ihres bisherigen Dienstherrn auf
freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden
kann. Das Beamtenverhältnis endet, wenn es
nicht vorher beendet wird, mit dem Ende des
Monats, in dem die für Bundesbeamtinnen
und Bundesbeamte geltende Regelalters-
grenze erreicht wird.

§59 Verpflichtung zur Gemeinschafts-
unterkunft und Mehrarbeit

(1) Wenn dienstliche Gründe es erfordern,
können Beamtinnen und Beamte für Zwecke
der Verteidigung verpflichtet werden, vo-
rübergehend in einer Gemeinschaftsunter-
kunft zu wohnen und an einer Gemein-
schaftsverpflegung teilzunehmen.

(2) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet,
für Zwecke der Verteidigung über die regel-
mäßige Arbeitszeit hinaus ohne besondere
Vergütung Dienst zu tun. Für die Mehrbean-
spruchung wird ein Freizeitausgleich nur ge-
währt, soweit es die dienstlichen Erfordernis-
se gestatten.

Abschnitt 9
Sonderregelungen für

Verwendungen im Ausland

§60 Verwendungen im Ausland
(1) Beamtinnen und Beamte, die zur Wahr-
nehmung des ihnen übertragenen Amtes im
Ausland oder außerhalb des Deutschen Ho-
heitsgebiets auf Schiffen oder in Luftfahrzeu-
gen verwendet werden und dabei wegen
vom Inland wesentlich abweichender Ver-
hältnisse erhöhten Gefahren ausgesetzt sind,
können aus dienstlichen Gründen verpflichtet
werden,

1. vorübergehend in einer Gemeinschaftsun-
terkunft zu wohnen und an einer Gemein-
schaftsverpflegung teilzunehmen,

2. Schutzkleidung zu tragen,
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3. Dienstkleidung zu tragen und
4. über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus

ohne besondere Vergütung Dienst zu tun.
In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 wird für die
Mehrbeanspruchung ein Freizeitausgleich
nur gewährt, soweit es die dienstlichen Er-
fordernisse gestatten.
(2) Sind nach Absatz 1 verwendete Beamtin-
nen und Beamte zum Zeitpunkt des vorgese-
henen Eintritts in den Ruhestand nach den
§§ 25 und 26 oder des vorgesehenen Ablaufs
ihrer Amtszeit wegen Verschleppung, Gefan-
genschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst
zusammenhängenden Gründen, die sie nicht
zu vertreten haben, dem Einflussbereich des
Dienstherrn entzogen, verlängert sich das
Dienstverhältnis bis zum Ablauf des auf die
Beendigung dieses Zustands folgenden Mo-
nats.

Abschnitt 10
Sonderregelungen für

wissenschaftliches Hochschul-
personal

§61 Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer

Abweichend von den §§ 14 und 15 können
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
nur mit ihrer Zustimmung in den Bereich ei-
nes Dienstherrn eines anderen Landes oder
des Bundes abgeordnet oder versetzt wer-
den. Abordnung oder Versetzung im Sinne
von Satz 1 sind auch ohne Zustimmung der
Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer
zulässig, wenn die Hochschule oder die
Hochschuleinrichtung, an der sie tätig sind,
aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule
zusammengeschlossen wird oder wenn die
Studien- oder Fachrichtung, in der sie tätig

sind, ganz oder teilweise aufgehoben oder an
eine andere Hochschule verlegt wird. In die-
sen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung
der aufnehmenden Hochschule oder Hoch-
schuleinrichtung bei der Einstellung auf eine
Anhörung. Die Vorschriften über den einst-
weiligen Ruhestand sind auf Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer nicht anzuwen-
den.

Abschnitt 11
Schlussvorschriften

§62 Folgeänderungen
(hier nicht aufgenommen)

§63 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) Die §§ 25 und 50 treten am Tag nach der
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten die
§§ 25 und 26 Abs. 3 sowie die §§ 56 bis 56f
des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31. März
1999 (BGBl. I S. 654), das zuletzt durch Arti-
kel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 5. Dezember
2006 (BGBl. I S. 2748), geändert worden ist,
außer Kraft.

(2) § 62 Abs. 13 und 14 tritt für Bundesbe-
amtinnen und Bundesbeamte am 12. Februar
2009 in Kraft.

(3) Im Übrigen tritt das Gesetz am 1. April
2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Beamten-
rechtsrahmengesetz mit Ausnahme von Ka-
pitel II und § 135 außer Kraft.

(4) Die Länder können für die Zeit bis zum
Inkrafttreten des § 11 Landesregelungen im
Sinne dieser Vorschrift in Kraft setzen. In den
Ländern, die davon Gebrauch machen, ist § 8
des Beamtenrechtsrahmengesetzes nicht an-
zuwenden.
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Nebentätigkeiten, Anzeigepflicht

§ 75 Schriftform, Ausübung von Neben-
tätigkeiten

§ 76 Regressanspruch bei Haftung aus
angeordneter Nebentätigkeit

§ 77 Beendigung der mit dem Hauptamt
verbundenen Nebentätigkeit

§ 78 Tätigkeit nach Beendigung des
Beamtenverhältnisses (§ 41
Beamtenstatusgesetz)

§ 79 Verordnungsermächtigung

Vierter Titel
Fürsorge (§§ 45 und 46
Beamtenstatusgesetz)

§ 80 Beihilfe
§ 81 Ersatz von Sachschaden
§ 81a Erfüllungsübernahme bei

Schmerzensgeldansprüchen
§ 82 Mutterschutz, Elternzeit
§ 83 Arbeitsschutz
§ 84 Dienstjubiläum
§ 85 Finanzielle Leistungen

Fünfter Titel
Personalaktenrecht (§ 50
Beamtenstatusgesetz)

§ 86 Personaldatenverarbeitung, Inhalt
und Führung der Personalakte sowie
Zugang zur Personalakte

§ 87 Beihilfeakte

§ 88 Anhörungspflicht

§ 89 Einsichts- und Auskunftsrecht

§ 90 Übermittlung der Personalakte,
Auskünfte an Dritte

§ 91 Entfernung von Unterlagen

§ 92 Aufbewahrungsfristen

§ 93 Verarbeitung von Personalakten-
daten in automatisierten Verfahren

Sechster Titel
Beamtenvertretung

§ 94 Vertretung durch Gewerkschaften
und Berufsverbände

§ 95 Beteiligung der Spitzen-
organisationen (§ 53 Beamten-
statusgesetz)

DRITTER TEIL
Personalwesen

§ 96 Befugnisse des für das Dienstrecht
zuständigen Ministeriums

§ 97 Direktorin oder Direktor des
Landespersonalamts

§ 98 Landespersonalkommission,
Aufgaben

§ 99 Zusammensetzung

§ 100 Rechtsstellung der Mitglieder

§ 101 Vorsitz, Geschäftsordnung

§ 102 Verfahren, Sitzungen, Beschlüsse

§ 103 Beweiserhebung, Amtshilfe

VIERTER TEIL
Beschwerdeweg, Rechtsschutz

§ 104 Anträge, Beschwerden

§ 105 Vorverfahren (§ 54 Beamtenstatus-
gesetz)

§ 106 Zustellung von Verfügungen und
Entscheidungen
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FÜNFTER TEIL
Besondere Vorschriften für
einzelne Beamtengruppen

Erster Abschnitt
Polizei

§ 107 Rechtsstellung
§ 108 Praktikum
§ 109 Gemeinschaftsunterkunft,

Gemeinschaftsverpflegung
§ 110 Vorläufige Dienstenthebung
§ 111 Polizeidienstunfähigkeit
§ 112 Eintritt in den Ruhestand im Polizei-

vollzugsdienst
§ 112a Mehrarbeit im Polizeivollzugsdienst

Zweiter Abschnitt
Weitere besondere Beamten-
gruppen

§ 113 Feuerwehr

§ 114 Justiz
§ 115 Hessischer Landtag

SECHSTER TEIL
Kostenerstattung bei
Dienstherrnwechsel

§ 116 Erstattung von Studiengebühren

SIEBTER TEIL
Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 117 Verwaltungsvorschriften
§ 118 Übergangsregelung zur Altersteilzeit
§ 119 Überleitung von Polizeibeamtinnen

und Polizeibeamten in den
gehobenen Dienst

§ 120 Weitergeltung von Vorschriften
§ 121 Aufhebung bisherigen Rechts
§ 122 Inkrafttreten
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ERSTER TEIL
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt das Recht der Beam-
tinnen und Beamten des Landes, der Gemein-
den, der Gemeindeverbände und der sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts, soweit es nicht abschlie-
ßend im Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni
2008 (BGBl. I S. 1010), geändert durch Gesetz
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), in der
jeweils geltenden Fassung geregelt ist und
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre
Verbände. Diesen bleibt es überlassen, die
Rechtsverhältnisse ihrer Beamtinnen, Beam-
ten, Seelsorgerinnen und Seelsorger diesem
Gesetz entsprechend zu regeln.

(3) § 27 sowie die §§ 69 und 70, soweit sie
nicht den Erholungsurlaub betreffen, und
§ 81a gelten entsprechend für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen
Dienstes. Günstigere tarifvertragliche Rege-
lungen bleiben unberührt.

§2 Dienstherrnfähigkeit
(§ 2 Beamtenstatusgesetz)

Den der Aufsicht des Landes unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts kann durch Rechtsverord-
nung der Landesregierung oder Satzung, die
der Genehmigung durch die Landesregierung
bedarf, Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 2
des Beamtenstatusgesetzes verliehen werden.

§3 Begriffsbestimmungen, Zuständig-
keiten

(1) Oberste Dienstbehörde ist die oberste
Behörde des Dienstherrn, in deren Dienstbe-
reich die Beamtin oder der Beamte ein Amt
wahrnimmt.

(2) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetz-
ter ist, wer für beamtenrechtliche Entschei-
dungen über die persönlichen Angelegenhei-
ten der ihr oder ihm nachgeordneten Beam-
tinnen und Beamten zuständig ist.

(3) Vorgesetzte oder Vorgesetzter ist, wer der
Beamtin oder dem Beamten für die dienstli-
che Tätigkeit Anordnungen erteilen darf.

(4) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind
die in § 20 Abs. 5 des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes genannten Perso-
nen, die Partnerin oder der Partner einer ehe-
ähnlichen Gemeinschaft sowie die Pflegekin-
der der Ehegattin, des Ehegatten, der Le-
benspartnerin oder des Lebenspartners, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(5) Die Dienstvorgesetzten- und Vorgesetz-
teneigenschaft richtet sich nach dem Aufbau
der öffentlichen Verwaltung. Ist eine Dienst-
vorgesetzte oder ein Dienstvorgesetzter nicht
vorhanden, so bestimmt für die Beamtinnen
und Beamten des Landes die oberste Dienst-
behörde, im Übrigen die oberste Aufsichts-
behörde, wer die Dienstvorgesetztenaufga-
ben wahrnimmt. Nach Beendigung des Be-
amtenverhältnisses nimmt die Behörde, bei
der die Beamtin oder der Beamte zuletzt be-
schäftigt war, die Dienstvorgesetztenaufga-
ben wahr; die Regelungen des Hessischen
Disziplinargesetzes vom 21. Juli 2006 (GVBl. I
S. 394), zuletzt geändert durch Gesetz vom
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), in der jeweils
geltenden Fassung bleiben unberührt.

(6) Die Entscheidungen und sonstigen Maß-
nahmen nach diesem Gesetz, nach Rechts-
vorschriften aufgrund dieses Gesetzes und
nach dem Beamtenstatusgesetz trifft, wenn
nichts anderes bestimmt ist, die oder der
Dienstvorgesetzte. Zuständigkeiten der oder
des Dienstvorgesetzten können von der
obersten Dienstbehörde, auch teilweise, auf
andere Behörden übertragen werden; die
Übertragung auf eine Behörde eines anderen
Geschäftsbereichs bedarf des Einvernehmens
der zuständigen obersten Dienstbehörde. Die
Entscheidung über eine Zuweisung nach § 20
des Beamtenstatusgesetzes trifft die oberste
Dienstbehörde.

(7) Die oberste Dienstbehörde kann, soweit
nichts anderes bestimmt ist, ihr durch dieses
Gesetz oder durch Rechtsvorschrift aufgrund
dieses Gesetzes übertragene Zuständigkeiten
auf andere Stellen weiter übertragen.
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(8) Bei Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts, die keine Behör-
den besitzen, treten an deren Stelle die zu-
ständigen Organe oder Verwaltungsstellen.

ZWEITER TEIL
Beamtenverhältnis

Erster Abschnitt
Allgemeines

§4 Beamtinnen und Beamte auf Probe
in Ämtern mit leitender Funktion
(§§ 4 und 22 Beamtenstatusgesetz)

(1) Ämter mit leitender Funktion sind die Ämter
der Leiterinnen und Leiter von Behörden, die
Ämter der Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter in obersten Landesbehörden, die
Ämter der stellvertretenden Leiterinnen und
Leiter der Regierungspräsidien und die min-
destens der Besoldungsgruppe A 15 angehö-
renden Ämter der Abteilungsleiterinnen und
Abteilungsleiter in nachgeordneten Behörden.
(2) Ämter mit leitender Funktion werden zu-
nächst im Beamtenverhältnis auf Probe über-
tragen. Bei Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt Satz 1
entsprechend für die Ämter der Leiterinnen
und Leiter von Organisationseinheiten, die
den in Abs. 1 genannten vergleichbar sind,
unabhängig von der Besoldungsgruppe.
Satz 1 und 2 gelten nicht für Ämter, die rich-
terliche Unabhängigkeit besitzen, die auf-
grund anderer gesetzlicher Vorschriften im
Beamtenverhältnis auf Zeit übertragen wer-
den oder die in § 7 Abs. 1 genannt sind. Die
regelmäßige Probezeit beträgt zwei Jahre. Die
oberste Dienstbehörde kann eine Verkürzung
der Probezeit zulassen; die Mindestprobezeit
beträgt ein Jahr. Zeiten, in denen die leitende
Funktion nach Satz 1 bereits übertragen wor-
den ist, können auf die Probezeit angerechnet
werden. Eine Verlängerung der Probezeit ist
nicht zulässig. § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und
Satz 2 findet keine Anwendung.
(3) In ein Amt mit leitender Funktion darf nur
berufen werden, wer
1. sich in einem Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit oder einem Richterverhältnis auf
Lebenszeit befindet und

2. in dieses Amt auch als Beamtin oder Beam-
ter auf Lebenszeit berufen werden könnte.

Vom Tag der Ernennung an ruhen für die
Dauer der Probezeit die Rechte und Pflichten
aus dem zuletzt im Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit oder im Richterverhältnis auf Le-
benszeit übertragenen Amt mit Ausnahme der
Verschwiegenheitspflicht und des Verbots der
Annahme von Belohnungen und Geschenken.
Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder
das Richterverhältnis auf Lebenszeit besteht
fort. Dienstvergehen, die mit Bezug auf das
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder das
Beamtenverhältnis auf Probe begangen wor-
den sind, werden so verfolgt, als stünde die
Beamtin oder der Beamte nur im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit.
(4) Die Direktorin oder der Direktor des Lan-
despersonalamts kann im Einvernehmen mit
der obersten Dienstbehörde und im Beneh-
men mit der Landespersonalkommission
Ausnahmen von Abs. 3 Satz 1 zulassen. § 21
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Befin-
det sich die Beamtin oder der Beamte nur in
dem Beamtenverhältnis auf Probe nach
Abs. 2, bleiben die für Beamtinnen und Be-
amte auf Probe geltenden Vorschriften des
Hessischen Disziplinargesetzes unberührt.
(5) Beamtinnen und Beamte sind mit
1. Ablauf der Probezeit nach Abs. 2 Satz 4

bis 6 oder
2. Beendigung des Beamtenverhältnisses auf

Lebenszeit oder Richterverhältnisses auf
Lebenszeit oder

3. der Versetzung zu einem anderen Dienst-
herrn oder

4. der Verhängung mindestens einer Kürzung
der Dienstbezüge

aus dem Beamtenverhältnis auf Probe nach
Abs. 2 entlassen. Die Entlassungstatbestände
nach dem Beamtenstatusgesetz bleiben un-
berührt; § 29 Abs. 3 und 4 findet keine An-
wendung.
(6) Mit erfolgreichem Abschluss der Probezeit
ist der Beamtin oder dem Beamten das Amt
nach Abs. 1 auf Dauer im Beamtenverhältnis
auf Lebenszeit zu übertragen. Einer Richterin
oder einem Richter darf das Amt nach Abs. 1
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auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit bei demselben Dienstherrn nur übertra-
gen werden, wenn sie oder er die zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Ernennung
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit erfol-
gende Entlassung aus dem Richterverhältnis
schriftlich verlangt hat. Eine erneute Beru-
fung in ein Beamtenverhältnis auf Probe zur
Übertragung dieses Amts innerhalb eines
Jahres ist nicht zulässig. Wird das Amt nicht
auf Dauer übertragen, so endet der Anspruch
auf Besoldung aus diesem Amt; weiterge-
hende Ansprüche bestehen nicht.

(7) Beamtinnen und Beamte führen während
ihrer Amtszeit im Dienst nur die Amtsbe-
zeichnung des ihnen nach Abs. 1 übertrage-
nen Amts; sie dürfen nur diese auch außer-
halb des Dienstes führen. Wird ihnen das Amt
nach Abs. 1 nicht auf Dauer übertragen, dür-
fen sie die Amtsbezeichnung nach Satz 1
nach dem Ausscheiden aus dem Beamten-
verhältnis auf Probe nicht weiterführen.

§5 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
(§ 5 Beamtenstatusgesetz)

(1) Für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
gelten die Vorschriften dieses Gesetzes und
des Beamtenstatusgesetzes mit folgenden
Maßgaben:

1. Nach Vollendung des 65. Lebensjahres
können Ehrenbeamtinnen und Ehrenbe-
amte verabschiedet werden; sie sind zu
verabschieden, wenn die sonstigen Vo-
raussetzungen für die Versetzung in den
Ruhestand gegeben sind.

2. Nicht angewandt werden die §§ 25, 26, 71
bis 77 dieses Gesetzes sowie die §§ 14, 15
und 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Beamten-
statusgesetzes.

(2) Die Unfallfürsorge für Ehrenbeamtinnen
und Ehrenbeamte und ihre Hinterbliebenen
richtet sich nach § 52 des Hessischen Beam-
tenversorgungsgesetzes vom 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218).

(3) Im Übrigen regeln sich die Rechtsverhält-
nisse nach den besonderen für die einzelnen
Gruppen der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbe-
amten geltenden Vorschriften.

§6 Beamtinnen und Beamte auf Zeit
(§§ 4 und 6 Beamtenstatusgesetz)

(1) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit gel-
ten die Vorschriften für Beamtinnen und Be-
amte auf Lebenszeit entsprechend, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
(2) Ein Beamtenverhältnis auf Zeit kann nur in
den gesetzlich bestimmten Fällen begründet
werden. Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit
finden § 8 Abs. 2 und die §§ 13 bis 23 keine
Anwendung.
(3) Soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, sind Beamtinnen und Beamte auf
Zeit verpflichtet, nach Ablauf ihrer Amtszeit
das Amt weiterzuführen, wenn sie unter
mindestens gleich günstigen Bedingungen
für wenigstens die gleiche Zeit wieder in
dasselbe Amt berufen werden sollen und bei
Ablauf der Amtszeit das 60. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben. Kommt die Beamtin
oder der Beamte dieser Verpflichtung nicht
nach, so ist sie oder er mit Ablauf der Amts-
zeit aus dem Beamtenverhältnis entlassen.
(4) Werden Beamtinnen und Beamte auf Zeit
im Anschluss an ihre Amtszeit erneut in das-
selbe Amt für eine weitere Amtszeit berufen,
so gilt das Beamtenverhältnis als nicht un-
terbrochen.
(5) Beamtinnen und Beamte auf Zeit sind mit
Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Beamtenver-
hältnis entlassen, wenn sie nicht erneut in
dasselbe Amt für eine weitere Amtszeit beru-
fen werden und nicht in den Ruhestand treten.
(6) Ist die Amtszeit einer Beamtin oder eines
Beamten auf Zeit bei Vollendung des 67. Le-
bensjahres noch nicht beendet, so tritt sie
oder er mit dem Ende des Monats, in dem sie
oder er das 67. Lebensjahr vollendet hat, in
den Ruhestand, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist.

§7 Politische Beamtinnen und Beamte
(§ 30 Beamtenstatusgesetz)

(1) Ämter im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 1 des
Beamtenstatusgesetzes sind die Ämter
1. der Staatssekretärinnen und Staatssekre-

täre,
2. der Regierungspräsidentinnen und Regie-

rungspräsidenten,
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3. der Leiterin oder des Leiters des Landes-
amts für Verfassungsschutz,

4. der Polizeipräsidentinnen und Polizeiprä-
sidenten,

5. der Landespolizeipräsidentin oder des
Landespolizeipräsidenten.

(2) § 8 Abs. 2, § 15 Abs. 4, § 19, § 20 Abs. 1 und
§ 21 sind auf die in Abs. 1 genannten Ämter
nicht anzuwenden. Nach § 23 Abs. 2 Nr. 5
festgesetzte Höchstaltersgrenzen für die Ein-
stellung und Versetzung von Beamtinnen und
Beamten in den Landesdienst gelten nicht für
die Besetzung der in Abs. 1 genannten Ämter.

§8 Voraussetzungen für das Beamten-
verhältnis
(§ 7 Beamtenstatusgesetz)

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen
werden, wer auch die Gewähr dafür bietet,
jederzeit für die freiheitliche demokratische
Grundordnung im Sinne der Verfassung des
Landes Hessen einzutreten.
(2) Die Befähigung für die Berufung in das
Beamtenverhältnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 des
Beamtenstatusgesetzes besitzt, wer die für
die entsprechende Laufbahn vorgeschriebe-
ne oder mangels solcher Vorschriften übliche
Vorbildung besitzt (Laufbahnbewerberin
oder Laufbahnbewerber) oder wer die erfor-
derliche Befähigung durch Lebens- oder Be-
rufserfahrung innerhalb oder außerhalb des
öffentlichen Dienstes erworben hat (andere
Bewerberin oder anderer Bewerber). Dies gilt
nicht für die Wahrnehmung von Aufgaben,
für die eine bestimmte Vorbildung oder Aus-
bildung durch Gesetz oder Rechtsverordnung
vorgeschrieben ist, oder die ihrer Eigenart
nach eine besondere Vorbildung oder Fach-
ausbildung zwingend erfordern.
(3) Über die Zulassung von Ausnahmen nach
§ 7 Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes ent-
scheidet die Direktorin oder der Direktor des
Landespersonalamts.

§9 Ernennung
(§ 8 Beamtenstatusgesetz)

(1) Einer Ernennung bedarf es, außer in den
Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Beam-
tenstatusgesetzes, auch zur Verleihung eines

anderen Amts mit anderer Amtsbezeichnung
beim Wechsel der Laufbahngruppe.
(2) Die Landesregierung ernennt die Landes-
beamtinnen und Landesbeamten auf Vor-
schlag der zuständigen Ministerin oder des
zuständigen Ministers, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist. Sie kann die Be-
fugnis auf andere Stellen übertragen. Die
Landesregierung kann die Ministerinnen und
Minister ermächtigen, die ihnen übertragene
Befugnis, Beamtinnen und Beamte zu ernen-
nen, auf nachgeordnete Behörden zu über-
tragen. Die Übertragung der Befugnis bedarf
des Einvernehmens mit der für das Dienst-
recht zuständigen Ministerin oder dem hier-
für zuständigen Minister. Satz 1 bis 4 gelten
entsprechend für die Befugnis,
1. das Einverständnis zur Abordnung oder

Versetzung von Beamtinnen und Beamten
in den Dienst des Landes nach § 24 Abs. 3
Satz 2 dieses Gesetzes sowie § 14 Abs. 4
Satz 1 und § 15 Abs. 3 Satz 1 des Beam-
tenstatusgesetzes zu erklären,

2. Beamtinnen und Beamte zu entlassen,
3. Beamtinnen und Beamte in den Ruhe-

stand zu versetzen,
4. Professorinnen und Professoren von ihren

amtlichen Pflichten zu entbinden.
(3) Die Beamtinnen und Beamten der Ge-
meinden, Gemeindeverbände und sonstigen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts werden von den nach
Gesetz, Rechtsverordnung oder Satzung zu-
ständigen Stellen ernannt.
(4) Die Ernennung wird mit dem Tag wirksam,
an dem die Ernennungsurkunde ausgehän-
digt wird. In der Urkunde kann jedoch ein
späterer Tag bestimmt werden.

(5) Mit der Ernennung erlischt ein privat-
rechtliches Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn.

§10 Auswahl, Stellenausschreibung
(§ 9 Beamtenstatusgesetz)

(1) Für die Auswahl der Bewerberinnen und
Bewerber gelten die Kriterien des § 9 des
Beamtenstatusgesetzes.
(2) Die gesundheitliche Eignung für die Beru-
fung in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
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oder in ein anderes Beamtenverhältnis mit
dem Ziel der späteren Verwendung im Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit ist aufgrund
einer ärztlichen Untersuchung festzustellen;
§ 39 gilt entsprechend. Satz 1 findet keine
Anwendung, wenn bereits ein Beamten- oder
Richterverhältnis auf Lebenszeit besteht.
(3) Die Bewerberinnen und Bewerber sollen
durch Stellenausschreibungen ermittelt wer-
den. Für die Landesverwaltung kann die
oberste Dienstbehörde, im Übrigen die obere
Aufsichtsbehörde, allgemeine Ausnahmen zu-
lassen. Untersteht eine Körperschaft, Anstalt
oder Stiftung des öffentlichen Rechts unmit-
telbar der Aufsicht einer Behörde der Landes-
verwaltung in der Mittelstufe, kann diese Be-
hörde allgemeine Ausnahmen zulassen.
(4) Die gesetzlichen Vorschriften über die
Eignung, Vorbildung und Auswahl von Be-
amtinnen und Beamten auf Zeit bleiben un-
berührt.

§11 Genetische Untersuchungen,
Benachteiligungsverbot

Es gelten entsprechend
1. für Beamtinnen und Beamte die für Be-

schäftigte,
2. für Bewerberinnen und Bewerber für ein

Beamtenverhältnis oder Personen, deren
Beamtenverhältnis beendet ist, die für Be-
werberinnen und Bewerber für ein Beschäf-
tigungsverhältnis oder Personen, deren Be-
schäftigungsverhältnis beendet ist, und

3. für das Land, die Gemeinden, Gemeinde-
verbände und sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, die Dienstherrnfähigkeit besitzen,
die für Arbeitgeber

geltenden Vorschriften des Gendiagnostik-
gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2529,
3672) in der jeweils geltenden Fassung.

§12 Rechtsfolgen nichtiger oder
zurückgenommener Ernennungen
(§§ 11 und 12 Beamtenstatusgesetz)

(1) Ist die erstmalige Ernennung nach § 11
des Beamtenstatusgesetzes nichtig oder ist
sie nach § 12 des Beamtenstatusgesetzes

zurückgenommen worden, so hat die oder
der Dienstvorgesetzte jede weitere Führung
der Dienstgeschäfte zu verbieten. Bei Nich-
tigkeit ist das Verbot erst dann auszuspre-
chen, wenn im Falle des

1. § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Beamtenstatusge-
setzes die für die Ernennung zuständige
Stelle es abgelehnt hat, die Wirksamkeit
der Ernennung nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 des
Beamtenstatusgesetzes schriftlich zu be-
stätigen,

2. § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Beamtenstatusge-
setzes die sachlich zuständige Behörde es
abgelehnt hat, die Ernennung nach § 11
Abs. 2 Nr. 2 des Beamtenstatusgesetzes zu
bestätigen, oder

3. § 11 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a des Beamten-
statusgesetzes eine Ausnahme nach § 7
Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes nicht
nachträglich nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 des
Beamtenstatusgesetzes zugelassen wird.

(2) In den Fällen des § 12 des Beamtensta-
tusgesetzes muss die Ernennung innerhalb
einer Frist von sechs Monaten zurückgenom-
men werden, nachdem die oberste Dienstbe-
hörde von der Ernennung und dem Grund zur
Rücknahme Kenntnis erlangt hat. Vor der
Rücknahme soll die Beamtin oder der Beamte
gehört werden. Die Rücknahme wird von der
obersten Dienstbehörde erklärt; die Erklä-
rung ist der Beamtin oder dem Beamten
schriftlich zuzustellen.

(3) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zu-
rückgenommen worden, so sind die bis zu
dem Verbot nach Abs. 1 oder bis zur Zustel-
lung der Erklärung der Rücknahme nach
Abs. 2 vorgenommenen Amtshandlungen in
gleicher Weise gültig, wie wenn sie eine Be-
amtin oder ein Beamter ausgeführt hätte. Die
gewährten Leistungen können der oder dem
Ernannten belassen werden.

Zweiter Abschnitt
Laufbahnen

§13 Laufbahn
(1) Eine Laufbahn umfasst alle Ämter dersel-
ben Fachrichtung und derselben Laufbahn-
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gruppe, die eine verwandte und gleichwerti-
ge Vorbildung und Ausbildung voraussetzen.
Zur Laufbahn gehört auch der Vorbereitungs-
dienst, sofern ein solcher eingerichtet ist.
(2) Es gibt folgende Fachrichtungen:
1. Allgemeine Verwaltung,
2. Polizei,
3. Feuerwehr,
4. Justiz,
5. Steuerverwaltung,
6. Schuldienst,
7. Forstdienst,
8. Technischer Dienst,
9. Wissenschaftlicher Dienst,
10. Medizinischer Dienst,
11. Sozialer Dienst.
(3) Als Laufbahngruppen bestehen der mitt-
lere, der gehobene und der höhere Dienst. Die
Zugehörigkeit zu einer Laufbahngruppe be-
stimmt sich nach dem Eingangsamt. Die Ein-
gangsämter der Laufbahnen richten sich nach
den besoldungsrechtlichen Vorschriften.
(4) Innerhalb einer Laufbahn können fach-
spezifisch ausgerichtete Laufbahnzweige ge-
bildet werden. Laufbahnzweige können nur
für Ämter innerhalb derselben Laufbahn ein-
gerichtet werden, soweit für diese Ämter bei
grundsätzlich vergleichbarer Qualifikation
1. besondere Anforderungen durch Rechts-

vorschrift vorgeschrieben sind oder
2. ein deutlich abweichender Aufgabenzu-

schnitt einen eigenen Laufbahnzweig aus
dringenden Gründen erfordert.

Die Laufbahnzweige werden von dem für das
Dienstrecht zuständigen Ministerium auf
Vorschlag des Fachministeriums eingerichtet.

§14 Bei einem anderen Dienstherrn
erworbene Vorbildung und
Laufbahnbefähigung

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst
einer Laufbahn darf nicht deshalb abgelehnt
werden, weil die Bewerberin oder der Be-
werber die für die Laufbahn vorgeschriebene
Vorbildung im Bereich eines anderen Dienst-
herrn außerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes erworben hat.

(2) Eine im Bereich eines anderen Dienstherrn
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes, aber innerhalb des Bundesgebiets er-
worbene Laufbahnbefähigung soll grund-
sätzlich als Befähigung für eine Laufbahn
vergleichbarer Fachrichtung in Hessen aner-
kannt werden. Soweit die Ausbildung bei
dem anderen Dienstherrn hinsichtlich der
Dauer oder der Inhalte ein Defizit gegenüber
der Ausbildung in Hessen aufweist, kann die
Anerkennung vom Ableisten einer Einfüh-
rungs- oder Fortbildungsmaßnahme abhän-
gig gemacht werden.
(3) Welcher Laufbahn die Befähigung der Be-
werberin oder des Bewerbers entspricht, ent-
scheidet die oberste Dienstbehörde mit Zu-
stimmung des für die Gestaltung der jeweili-
gen Laufbahn zuständigen Ministeriums und
im Benehmen mit der Direktorin oder dem
Direktor des Landespersonalamts.
(4) Wer bei einem anderen Dienstherrn au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
entweder bis zum 31. März 2009 oder danach
aufgrund laufbahnrechtlicher Regelungen, die
unter der Geltung der §§ 13 bis 14c des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes vom 31. März
1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), in
der bis zum 31. März 2009 geltenden Fas-
sung, entstanden und seitdem nicht geändert
worden sind, die Befähigung für eine Lauf-
bahn erworben hat, besitzt die Befähigung für
die entsprechende Laufbahn in Hessen.

§15 Zulassung zu den Laufbahnen
(1) Für die Zulassung zu den Laufbahnen
werden die Bildungsgänge und ihre Ab-
schlüsse den Laufbahnen in Übereinstimmung
mit dem beamtenrechtlichen Grundsatz der
funktionsbezogenen Bewertung zugeordnet.
Die Anwendung dieses Grundsatzes im Be-
soldungsrecht ist dabei zu beachten.
(2) Für die Zulassung zu den Laufbahnen des
mittleren Dienstes sind mindestens zu fordern
1. als Bildungsvoraussetzung

a) der Abschluss einer Realschule oder
b) der erfolgreiche Besuch einer Haupt-

schule und eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung oder
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c) der erfolgreiche Besuch einer Haupt-
schule und eine Ausbildung in einem
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis oder

d) ein als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand und

2. als sonstige Voraussetzung
a) ein mit einer Laufbahnprüfung abge-

schlossener Vorbereitungsdienst oder
b) eine inhaltlich den Anforderungen des

Vorbereitungsdienstes und der Lauf-
bahnprüfung entsprechende abge-
schlossene Berufsausbildung, die vom
für die Gestaltung der jeweiligen Lauf-
bahn zuständigen Ministerium als Lauf-
bahnbefähigung anerkannt wurde, oder

c) eine abgeschlossene Berufsausbildung
und eine hauptberufliche Tätigkeit.

Bei einem Einstieg in die Laufbahn des mitt-
leren Dienstes in einem Amt der Besoldungs-
gruppe A 5 sind mindestens der erfolgreiche
Besuch einer Hauptschule oder ein als
gleichwertig anerkannter Bildungsstand und
ein Vorbereitungsdienst von in der Regel
sechs Monaten zu fordern.

(3) Für die Zulassung zu den Laufbahnen des
gehobenen Dienstes sind mindestens zu for-
dern

1. als Bildungsvoraussetzung
a) eine zu einem Hochschulstudium be-

rechtigende Schulbildung oder
b) ein als gleichwertig anerkannter Bil-

dungsstand im Sinne von § 54 Abs. 2
bis 4 des Hessischen Hochschulgeset-
zes vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), und

2. als sonstige Voraussetzung
a) ein mit einer Laufbahnprüfung abge-

schlossener Vorbereitungsdienst oder
b) der erfolgreiche Abschluss eines Ba-

chelorstudiums oder eines gleichwerti-
gen Hochschulstudiums, die inhaltlich
den Anforderungen des Vorbereitungs-
dienstes und der Laufbahnprüfung ent-
sprechen und vom für die Gestaltung
der jeweiligen Laufbahn zuständigen

Ministerium als Laufbahnbefähigung
anerkannt wurden, oder

c) der erfolgreiche Abschluss eines Bache-
lorstudiums oder eines gleichwertigen
Hochschulstudiums und eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit.

(4) Für die Zulassung zu den Laufbahnen des
höheren Dienstes sind mindestens zu fordern

1. als Bildungsvoraussetzung der erfolgreiche
Abschluss eines Masterstudiums oder eines
gleichwertigen Hochschulstudiums und

2. als sonstige Voraussetzung
a) ein mit einer Laufbahnprüfung abge-

schlossener Vorbereitungsdienst oder
b) eine hauptberufliche Tätigkeit.

Die Laufbahnbefähigung für den höheren
allgemeinen Verwaltungsdienst und den hö-
heren Justizdienst hat, wer die Befähigung
zum Richteramt besitzt.

(5) Vor- und Ausbildung, Prüfung sowie
sonstige Voraussetzungen müssen geeignet
sein, die Befähigung für die Laufbahnen zu
vermitteln.

§16 Anerkennung der Laufbahn-
befähigung aufgrund der Richtlinie
2005/36/EG

(1) Die Laufbahnbefähigung kann auch auf-
grund

1. der Richtlinie 2005/36/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom
7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr.
L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18, 2008
Nr. L 93 S. 28, 2009 Nr. L 33 S. 49, 2014
Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. Novem-
ber 2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132) oder

2. eines mit einem Drittstaat geschlossenen
Vertrags, in dem die Bundesrepublik
Deutschland und die Europäische Union
einen entsprechenden Anspruch auf Aner-
kennung der Berufsqualifikationen einge-
räumt haben,

anerkannt werden.
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(2) Das Hessische Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetz vom 12. Dezember 2012
(GVBl. S. 581), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), findet mit
Ausnahme der §§ 13b und 17 keine Anwen-
dung.

§17 Vorbereitungsdienst
(1) Laufbahnbewerberinnen und Laufbahn-
bewerber leisten einen Vorbereitungsdienst
im Beamtenverhältnis auf Widerruf nach § 4
Abs. 4 Buchst. a des Beamtenstatusgesetzes;
soweit der Vorbereitungsdienst auch Voraus-
setzung für die Ausübung eines Berufs au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes ist, kann er
auch in einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis außerhalb des Beamtenver-
hältnisses abgeleistet werden.

(2) Die Zulassung zu einem Vorbereitungs-
dienst, der Voraussetzung auch für die Aus-
übung eines Berufs außerhalb des öffentli-
chen Dienstes ist, kann für den jeweiligen
Zulassungstermin versagt werden, wenn

1. die im Haushaltsplan des Landes zur Ver-
fügung stehenden Stellen und Mittel nicht
ausreichen oder

2. die personelle und sachliche Kapazität der
Ausbildungsdienststellen eine sachge-
rechte Ausbildung nicht gewährleisten.

(3) Sofern die Zahl der fristgerecht eingegan-
genen Anträge auf Zulassung zum Vorberei-
tungsdienst von Bewerberinnen und Bewer-
bern, die die Voraussetzungen für die Be-
gründung eines Beamtenverhältnisses erfül-
len, die Zahl der zur Verfügung stehenden
Ausbildungsstellen übersteigt, sind

1. 50 Prozent der Ausbildungsstellen nach
Eignung und fachlicher Leistung der Be-
werberinnen und Bewerber,

2. 15 Prozent der Ausbildungsstellen für Fäl-
le besonderer Härte,

3. 35 Prozent der Ausbildungsstellen nach
der Dauer der Zeit seit der erstmaligen
Antragstellung auf Zulassung zum Vorbe-
reitungsdienst bei der zuständigen Behör-
de

zur Verfügung zu stellen.

§18 Ausländerinnen und Ausländer,
Staatenlose

Bewerberinnen und Bewerber, die nicht die
Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 des Be-
amtenstatusgesetzes erfüllen, und Staatenlo-
se, die sich um die Aufnahme in einen Vorbe-
reitungsdienst bewerben, der Voraussetzung
auch für die Ausübung eines Berufs außerhalb
des öffentlichen Dienstes ist, können in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen werden;
bedürftigen Bewerberinnen und Bewerbern
kann eine widerrufliche Unterhaltsbeihilfe bis
zur Höhe der Anwärterbezüge einer Beamtin
oder eines Beamten im Vorbereitungsdienst
bewilligt werden. Die Bewerberinnen und Be-
werber werden in ein öffentlich-rechtliches
Ausbildungsverhältnis berufen; ihre Aufnah-
me in den Vorbereitungsdienst steht unter
dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs.

§19 Andere Bewerberinnen und Bewerber
Von anderen Bewerberinnen und anderen
Bewerbern darf eine bestimmte Vorbildung
und Ausbildung nicht gefordert werden, wenn
sie nicht für alle Bewerberinnen und Bewerber
durch Gesetz oder Verordnung vorgeschrie-
ben ist. Die Befähigung der Bewerberin und
des Bewerbers ist durch die Direktorin oder
den Direktor des Landespersonalamts im Ein-
vernehmen mit dem für die Dienstaufsicht
zuständigen Ministerium und im Benehmen
mit der Landespersonalkommission festzu-
stellen. Erhebt die Landespersonalkommissi-
on Bedenken, so entscheidet die Landesre-
gierung. Bei Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts stellt die
Direktorin oder der Direktor des Landesper-
sonalamts im Einvernehmen mit der obersten
Dienstbehörde die Befähigung der Bewerbe-
rin oder des Bewerbers fest.

§20 Einstellung, Probezeit
(1) Die Einstellung der Beamtin oder des Be-
amten ist nur in dem Eingangsamt ihrer oder
seiner Laufbahn zulässig. Im Falle der Wieder-
begründung eines Beamtenverhältnisses kann
die Beamtin oder der Beamte in dem Amt
eingestellt werden, dessen Übertragung im
früheren Beamtenverhältnis zulässig gewesen
wäre. Über Ausnahmen von Satz 1 entscheidet

I.2 Hessisches Beamtengesetz (HBG) §§ 17 – 20

I

50 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


die Direktorin oder der Direktor des Landes-
personalamts im Einvernehmen mit dem für
die Dienstaufsicht zuständigen Ministerium
und im Benehmen mit der Landespersonal-
kommission. Erhebt die Landespersonalkom-
mission Bedenken, so entscheidet die Landes-
regierung. Bei Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts bedürfen
Ausnahmen der Zustimmung der Direktorin
oder des Direktors des Landespersonalamts
und der obersten Dienstbehörde.
(2) Zur Beamtin oder zum Beamten auf Le-
benszeit darf nur ernannt werden, wer sich in
einer Probezeit in vollem Umfang bewährt hat.
(3) Die Beamtin oder der Beamte auf Probe
muss spätestens nach fünf Jahren zur Beamtin
oder zum Beamten auf Lebenszeit ernannt
werden, wenn sie oder er die beamtenrechtli-
chen Voraussetzungen erfüllt. Die Frist verlän-
gert sich um die Zeit einer Elternzeit oder einer
Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung.

§21 Beförderung, Aufstieg
(1) Die Beamtin oder der Beamte darf nicht
befördert werden
1. während der Probezeit und im gehobenen

und im höheren Dienst vor Ablauf eines
Jahres nach Beendigung der Probezeit,

2. im mittleren Dienst vor Ablauf eines Jah-
res, im gehobenen und im höheren Dienst
vor Ablauf von zwei Jahren seit der letzten
Beförderung, es sei denn, das bisherige
Amt musste nicht regelmäßig durchlaufen
werden.

Beförderungen, die mit einer höherwertigen
Funktion verbunden sind, setzen eine min-
destens dreimonatige Erprobungszeit voraus.
Ein Amt, das regelmäßig zu durchlaufen ist,
darf nicht übersprungen werden. Die Ämter
der Besoldungsordnung A sind regelmäßig zu
durchlaufen. In den Laufbahnen des Schul-
dienstes im Dienst als Lehrkraft an öffentli-
chen Schulen, einschließlich des Dienstes in
der Schulleitung, kann ein Amt mit Amtszu-
lage auch übertragen werden, wenn ein der-
selben Besoldungsgruppe zugeordnetes Amt
ohne Amtszulage nicht durchlaufen wurde.
(2) Über Ausnahmen von Abs. 1 entscheidet
die Direktorin oder der Direktor des Landes-

personalamts im Einvernehmen mit dem für
die Dienstaufsicht zuständigen Ministerium
und im Benehmen mit der Landespersonal-
kommission, soweit sie nicht nach § 23 Abs. 2
Nr. 6 durch Rechtsverordnung geregelt sind.
Erhebt die Landespersonalkommission Be-
denken, so entscheidet die Landesregierung.
Bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts bedürfen Ausnahmen
der Zustimmung der Direktorin oder des Di-
rektors des Landespersonalamts und der
obersten Dienstbehörde.
(3) Der Aufstieg in die nächsthöhere Lauf-
bahn ist auch ohne Erfüllung der Eingangs-
voraussetzungen für die Laufbahn möglich.

§22 Laufbahnwechsel
(1) Ein Wechsel von einer Laufbahn in eine
andere Laufbahn derselben Laufbahngruppe
(Laufbahnwechsel) ist zulässig, wenn die Be-
amtin oder der Beamte die Befähigung für die
neue Laufbahn besitzt.
(2) Ein Laufbahnwechsel ist außerdem zuläs-
sig, wenn die Befähigung für die neue Lauf-
bahnfachrichtung aufgrund der bisherigen
Vorbildung, Ausbildung und Tätigkeit durch
Unterweisung, förderliche praktische Tätig-
keit oder zusätzliche Fortbildungsmaßnah-
men erworben werden kann. Dies gilt nicht,
wenn für die neue Laufbahn eine bestimmte
Vorbildung, Ausbildung oder Prüfung durch
Rechtsvorschrift vorgeschrieben oder nach
ihrer Eigenart zwingend erforderlich ist.
(3) Über die Anerkennung der Befähigung
entscheidet die Direktorin oder der Direktor
des Landespersonalamts im Einvernehmen
mit der obersten Dienstbehörde.

§23 Verordnungsermächtigung
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung nähere Regelungen
über die Laufbahnen und die für die Übertra-
gung eines Amts erforderliche Vorbildung
und Ausbildung der Beamtinnen und Beam-
ten nach den Grundsätzen der §§ 13 bis 22 zu
treffen. Insbesondere regelt sie darin
1. die Gestaltung der Laufbahnen,
2. die näheren Einzelheiten der Zulassung zu

den Laufbahnen,
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3. den Erwerb der Laufbahnbefähigung,
4. die Ausgestaltung und Ableistung der

Vorbereitungsdienste und der Laufbahn-
prüfungen, insbesondere die Einstellung in
den Vorbereitungsdienst, dessen Dauer
und Verlängerung sowie die Anrechnung
von Zeiten auf den Vorbereitungsdienst,
soweit die Regelung der Dauer des Vorbe-
reitungsdienstes und der Anrechnung
nicht einer Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung nach Abs. 3 überlassen bleibt,

5. die Notenstufen für Prüfungen im Vorbe-
reitungsdienst,

6. die Notwendigkeit einer besonderen Aus-
bildung und Prüfung für besondere Auf-
gabenbereiche in einer Laufbahn,

7. die Probezeit, deren Verkürzung und Ver-
längerung sowie die Anrechnung von Zei-
ten beruflicher Tätigkeit,

8. die näheren Einzelheiten des Aufstiegs,
insbesondere die an die Eignung, Befähi-
gung und fachliche Leistung zu stellenden
Anforderungen; die Ablegung einer Prü-
fung kann vorgesehen werden,

9. Nachteilsausgleich und Ausgleichsmaß-
nahmen zugunsten von schwerbehinder-
ten Menschen.

(2) In der Rechtsverordnung nach Abs. 1 kann
die Landesregierung auch Regelungen tref-
fen über die
1. Abweichungen von der grundsätzlichen

Zuordnung der Laufbahngruppen nach
§ 13 Abs. 3 Satz 1,

2. Wechsel von Laufbahnzweigen nach
Maßgabe des § 13 Abs. 4,

3. Zulassung von Ausnahmen von den Zulas-
sungsvoraussetzungen nach § 15 Abs. 2
bis 4,

4. Festsetzung von Höchstaltersgrenzen für
die Einstellung in den Vorbereitungs-
dienst, soweit dieser nicht Voraussetzung
für die Ausübung eines Berufs außerhalb
des öffentlichen Dienstes ist,

5. Festsetzung von Höchstaltersgrenzen für
die Einstellung und Versetzung von Be-
amtinnen und Beamten,

6. Zulassung von Ausnahmen vom Verbot
der Beförderung während der Probezeit

und vor Ablauf eines Jahres nach Beendi-
gung der Probezeit
a) für Beamtinnen oder Beamte, die be-

reits während der Probezeit hervorra-
gende Leistungen erbringen,

b) zum Ausgleich beruflicher Verzögerun-
gen infolge der Geburt oder Betreuung
eines Kindes unter achtzehn Jahren
oder infolge der Pflege einer oder eines
Angehörigen oder

c) zum Ausgleich beruflicher Verzögerun-
gen infolge Wehr-, Zivil- oder Freiwilli-
gendienstes und

7. Einstellung von Bewerberinnen und Bewer-
bern, die sich nicht einer durch Ausbildungs-
und Prüfungsordnung vorgeschriebenen
Ausbildung unterzogen haben, in Laufbah-
nen ohne Vorbereitungsdienst; in der
Rechtsverordnung ist vorzusehen, dass für
die Einstellung dieser Bewerberinnen und
Bewerber die Zustimmung des Fachminis-
teriums, der Direktorin oder des Direktors
des Landespersonalamts und der Landes-
personalkommission erforderlich ist; bei
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts kann die Zustim-
mung der Landespersonalkommission nur
gefordert werden, wenn sie für einzelne
Verwaltungsbereiche oder bestimmte Fach-
richtungen erteilt werden soll; gesetzliche
Laufbahnvorschriften bleiben unberührt.

(3) Die Fachministerin oder der Fachminister
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
nähere Regelungen über die Ausbildung und
Prüfung im Einvernehmen mit dem für das
Dienstrecht zuständigen Ministerium sowie
der Direktorin oder dem Direktor des Landes-
personalamts und der Landespersonalkom-
mission zu treffen. Versagt die Landesperso-
nalkommission die Zustimmung, so entschei-
det die Landesregierung. Ausbildungs- und
Prüfungsordnungen, die einen Studiengang
einer Fachhochschule regeln, sind im Einver-
nehmen mit dem Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst zu erlassen. Kommt das
Einvernehmen nicht zustande, entscheidet
die Landesregierung. In den Ausbildungs-
und Prüfungsordnungen sollen, unter Be-
rücksichtigung der Regelungen der Lauf-
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bahnverordnungen, insbesondere geregelt
werden

1. die Voraussetzungen für die Zulassung zur
Ausbildung,

2. die Ausgestaltung der Ausbildung, ein-
schließlich der theoretischen und prakti-
schen Ausbildung,

3. die Anrechnung von Zeiten einer für die
Ausbildung förderlichen berufsprakti-
schen Tätigkeit sowie sonstiger Zeiten auf
die Dauer der Ausbildung,

4. die Durchführung von Zwischenprüfun-
gen,

5. die Durchführung von Prüfungen,
6. die Wiederholung von Prüfungen und Prü-

fungsteilen sowie die Rechtsfolgen bei
endgültigem Nichtbestehen der Prüfung,

7. die Folgen von Versäumnissen und Unre-
gelmäßigkeiten.

In den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen
ist nach Maßgabe des § 17 Abs. 1 zu be-
stimmen, in welchem Rechtsverhältnis die
Ausbildung durchgeführt wird. In den Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen kann die
nähere Ausgestaltung des Anerkennungsver-
fahrens nach § 15 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und
Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b geregelt werden.

(4) Die Fachministerin oder der Fachminister
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
nähere Regelungen über die Beschränkungen
und die Zulassung zum Vorbereitungsdienst
nach § 17 Abs. 2 zu treffen. Sie oder er erlässt
dabei insbesondere Vorschriften über

1. die Einzelheiten der Auswahl unter den
Bewerberinnen und Bewerbern nach Eig-
nung und fachlicher Leistung, Fällen be-
sonderer Härte und der Dauer der Zeit seit
der ersten Antragstellung; dabei kann für
die Auswahl unter ranggleichen Bewerbe-
rinnen und Bewerbern auch die Entschei-
dung durch das Los vorgesehen werden,

2. das Bewerbungs- und Zulassungsverfah-
ren,

3. die Zahl der zur Verfügung stehenden
Ausbildungsstellen und deren Verteilung
nach Fachrichtungen und Verwendungs-
bereichen, wobei

a) die im Haushaltsplan des Landes zur
Verfügung stehenden Stellen und Mittel,

b) die räumlichen und sächlichen Gege-
benheiten der einzelnen Ausbildungs-
dienststellen und

c) die Zahl der bei den einzelnen Ausbil-
dungsdienststellen tätigen Ausbilderin-
nen und Ausbilder und die Art ihres
Ausbildungsauftrags

zu berücksichtigen sind.

Dritter Abschnitt
Abordnung, Versetzung, Umbildung von

Körperschaften

§24 Grundsatz
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten
bei Abordnung, Versetzung und Umbildung
von Körperschaften zwischen den und inner-
halb der in § 1 Abs. 1 genannten Dienstherren.

(2) Für Abordnungen und Versetzungen ist
die oberste Dienstbehörde zuständig.

(3) Die Abordnung oder Versetzung wird von
der abgebenden Stelle verfügt. Ist mit der Ab-
ordnung oder Versetzung ein Wechsel der Ver-
waltung oder des Dienstherrn verbunden, so
darf sie nur im Einverständnis mit der aufneh-
menden Stelle verfügt werden. Das Einver-
ständnis ist schriftlich oder elektronisch zu er-
klären und in der Verfügung zum Ausdruck zu
bringen. Für die Erklärung der Rücknahme des
Einverständnisses durch die aufnehmende Stel-
le gegenüber der abgebenden Stelle und die
Rücknahme der Verfügung durch die abgeben-
de Stelle gelten § 12 des Beamtenstatusgeset-
zes und § 12 dieses Gesetzes entsprechend.

§25 Abordnung
(1) Beamtinnen und Beamte können aus
dienstlichen Gründen vorübergehend ganz
oder teilweise zu einer ihrem Amt entspre-
chenden Tätigkeit an eine andere Dienststelle
desselben oder eines anderen Dienstherrn
abgeordnet werden. Im Bereich der Schulver-
waltung gelten Schulen innerhalb einer Ge-
meinde als eine Dienststelle.

(2) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen und Beamte auch zu einer nicht ihrem
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Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet
werden, wenn die Wahrnehmung der neuen
Tätigkeit aufgrund ihrer Vorbildung oder Be-
rufsausbildung zumutbar ist. Dabei ist auch
die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht
einem Amt mit demselben Endgrundgehalt
entspricht, zulässig. Die Abordnung nach
Satz 1 und 2 bedarf der Zustimmung der Be-
amtin oder des Beamten, wenn sie die Dauer
von zwei Jahren übersteigt.

(3) Eine Abordnung zu einem anderen
Dienstherrn bedarf der Zustimmung der Be-
amtin oder des Beamten. Sie ist auch ohne
diese Zustimmung zulässig, wenn die neue
Tätigkeit einem Amt mit demselben End-
grundgehalt auch einer anderen Laufbahn
entspricht und die Abordnung die Dauer von
fünf Jahren nicht übersteigt.

(4) Wird eine Beamtin oder ein Beamter zu
einem anderen Dienstherrn abgeordnet, so
finden auf sie oder ihn, soweit zwischen den
Dienstherren nichts anderes vereinbart ist, die
für den Bereich des aufnehmenden Dienst-
herrn geltenden Vorschriften über die Pflich-
ten und Rechte der Beamtinnen und Beamten
mit Ausnahme der Regelungen über Amtsbe-
zeichnungen, Besoldung und Krankenfürsor-
ge entsprechende Anwendung. Die Vereinba-
rung darf nicht zulasten der Rechtsstellung
der Beamtin oder des Beamten abgeschlossen
werden. Zur Zahlung der aus dem Dienstver-
hältnis zustehenden Leistungen ist auch der
Dienstherr verpflichtet, zu dem die Beamtin
oder der Beamte abgeordnet ist.

§26 Versetzung
(1) Beamtinnen und Beamte können auf ihren
Antrag oder aus dienstlichen Gründen in ein
anderes Amt einer Laufbahn versetzt werden,
für die sie die Befähigung besitzen. Eine Ver-
setzung bedarf nicht ihrer Zustimmung, wenn
das neue Amt zum Bereich desselben Dienst-
herrn gehört, derselben Laufbahn angehört
wie das bisherige Amt und mit mindestens
demselben Endgrundgehalt verbunden ist.
Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Be-
standteile des Grundgehalts.

(2) Aus dienstlichen Gründen können Beam-
tinnen und Beamte ohne ihre Zustimmung in

ein Amt mit demselben Endgrundgehalt auch
einer anderen Laufbahn, auch im Bereich eines
anderen Dienstherrn, versetzt werden; Stel-
lenzulagen gelten hierbei nicht als Bestand-
teile des Grundgehalts. Bei der Auflösung oder
einer wesentlichen Änderung des Aufbaus
oder der Aufgaben einer Behörde oder der
Verschmelzung von Behörden können Beam-
tinnen und Beamte, deren Aufgabengebiet
davon berührt wird, auch ohne ihre Zustim-
mung in ein anderes Amt derselben Laufbahn
mit geringerem Endgrundgehalt im Bereich
desselben Dienstherrn versetzt werden, wenn
eine ihrem bisherigen Amt entsprechende
Verwendung nicht möglich ist; das Endgrund-
gehalt muss mindestens dem des Amts ent-
sprechen, das die Beamtinnen und Beamten
vor dem bisherigen Amt innehatten.

(3) Besitzen Beamtinnen und Beamte nicht
die Befähigung für die andere Laufbahn, ha-
ben sie an Maßnahmen für den Erwerb der
neuen Befähigung teilzunehmen.

(4) Werden Beamtinnen und Beamte in ein
Amt eines anderen Dienstherrn versetzt, wird
das Beamtenverhältnis mit dem neuen
Dienstherrn fortgesetzt.

§27 Umbildung von Körperschaften
(1) In den Fällen landesinterner Umbildungen
von Körperschaften gelten die §§ 16 bis 19
des Beamtenstatusgesetzes entsprechend,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) In den Fällen des § 18 Abs. 1 Satz 2 des
Beamtenstatusgesetzes findet § 26 Abs. 2
Satz 2 dieses Gesetzes entsprechende An-
wendung.

(3) Die Frist nach § 18 Abs. 2 Satz 1 des Be-
amtenstatusgesetzes, innerhalb derer Beam-
tinnen und Beamte in den einstweiligen Ru-
hestand versetzt werden können, beträgt
sechs Monate. Sie beginnt im Falle des § 16
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes mit dem
Übertritt, in den Fällen des § 16 Abs. 2 und 3
des Beamtenstatusgesetzes mit der Bestim-
mung derjenigen Beamtinnen und Beamten,
zu deren Übernahme die Körperschaft ver-
pflichtet ist; Entsprechendes gilt in den Fällen
des § 16 Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes.
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(4) Ist innerhalb absehbarer Zeit mit einer
Umbildung im Sinne des § 16 des Beamten-
statusgesetzes zu rechnen, so können die
obersten Aufsichtsbehörden der beteiligten
Körperschaften anordnen, dass Beamtinnen
und Beamte, deren Aufgabengebiet von der
Umbildung voraussichtlich berührt wird, nur
mit ihrer Genehmigung ernannt werden dür-
fen. Die Anordnung darf höchstens für die
Dauer eines Jahres ergehen. Sie ist den be-
teiligten Körperschaften zuzustellen. Die Ge-
nehmigung soll nur versagt werden, wenn
durch derartige Ernennungen die Durchfüh-
rung der nach den §§ 16 bis 18 des Beam-
tenstatusgesetzes erforderlichen Maßnah-
men wesentlich erschwert würde.

Vierter Abschnitt
Beendigung des Beamtenverhältnisses

Erster Titel
Entlassung

§28 Entlassung kraft Gesetzes
(§ 22 Beamtenstatusgesetz)

(1) Die oberste Dienstbehörde ist zuständig
für die Feststellung der Voraussetzungen für
eine Entlassung nach § 22 Abs. 1, 2 oder 3
des Beamtenstatusgesetzes und des Tags der
Beendigung des Beamtenverhältnisses.
(2) Für die Beamtinnen und Beamten der der
Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts tritt im Fall des § 22 Abs. 1
Nr. 1 des Beamtenstatusgesetzes an die
Stelle der obersten Dienstbehörde das für das
Dienstrecht zuständige Ministerium.
(3) Im Fall des § 22 Abs. 2 Satz 1 des Beam-
tenstatusgesetzes kann die oberste Dienst-
behörde im Einvernehmen mit dem neuen
Dienstherrn oder der Einrichtung die Fort-
dauer des Beamtenverhältnisses neben dem
neuen Dienst- oder Amtsverhältnis anordnen.

§29 Entlassung durch Verwaltungsakt
(§ 23 Beamtenstatusgesetz)

(1) Beamtinnen und Beamte können jederzeit
ihre Entlassung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
des Beamtenstatusgesetzes verlangen. Das
Verlangen muss der oder dem Dienstvorge-
setzten schriftlich erklärt werden. Die Erklä-

rung kann, solange die Entlassungsverfü-
gung der Beamtin oder dem Beamten noch
nicht zugegangen ist, innerhalb von zwei
Wochen nach Zugang bei der oder dem
Dienstvorgesetzten zurückgenommen wer-
den, mit Zustimmung der Entlassungsbehör-
de auch nach Ablauf dieser Frist.

(2) Die Entlassung ist für den beantragten
Zeitpunkt auszusprechen. Sie kann jedoch so
lange hinausgeschoben werden, bis die Be-
amtin oder der Beamte die ihr oder ihm über-
tragenen Aufgaben ordnungsgemäß erledigt
hat, längstens für drei Monate. Bei Lehrkräf-
ten kann die Entlassung bis zum Ende des
laufenden Schulhalbjahres, bei Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrern bis zum Ablauf
des Semesters sowie bei Lehrkräften an der
Hessischen Hochschule für Polizei und Ver-
waltung und am Studienzentrum der Finanz-
verwaltung und Justiz Rotenburg an der Fulda
bis zum Ende des fachtheoretischen Studien-
abschnitts hinausgeschoben werden.

(3) Die Frist für die Entlassung von Beamtin-
nen und Beamten auf Probe nach § 23 Abs. 3
des Beamtenstatusgesetzes beträgt bei einer
Beschäftigungszeit von

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum
Monatsschluss,

2. mehr als drei Monaten sechs Wochen zum
Schluss eines Kalendervierteljahres.

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununter-
brochener Tätigkeit im Beamtenverhältnis
auf Probe im Bereich desselben Dienstherrn.

(4) Im Fall des § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des
Beamtenstatusgesetzes kann die Entlassung
ohne Einhaltung einer Frist erfolgen. Vor der
Entlassung ist der Sachverhalt aufzuklären;
die §§ 24 bis 34 des Hessischen Disziplinar-
gesetzes gelten entsprechend.

(5) Für die Entlassung von Beamtinnen und
Beamten auf Widerruf nach § 23 Abs. 4 des
Beamtenstatusgesetzes gelten die Abs. 3
und 4 entsprechend.

§30 Verfahren und Folgen der Entlassung
(1) Soweit durch Gesetz, Verordnung oder
Satzung nichts anderes bestimmt ist, wird die
Entlassung von der Stelle verfügt, die nach
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§ 9 Abs. 2 und 3 für die Ernennung zuständig
wäre. Die Entlassung wird im Falle des § 23
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Beamtenstatusgeset-
zes mit der Zustellung der Entlassungsverfü-
gung wirksam, sonst mit dem Ende des Mo-
nats, der auf den Monat folgt, in dem die
Entlassungsverfügung der Beamtin oder dem
Beamten zugestellt worden ist; § 29 bleibt
unberührt.
(2) Nach der Entlassung haben frühere Be-
amtinnen und Beamte keinen Anspruch auf
Leistungen aus dem früheren Dienstverhält-
nis, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. Sie dürfen die Amtsbezeichnung
und die im Zusammenhang mit dem Amt
verliehenen Titel nur führen, wenn ihnen die
Erlaubnis nach § 58 Abs. 4 Satz 1 erteilt ist.
Die Erlaubnis kann widerrufen werden.

Zweiter Titel
Verlust der Beamtenrechte

§31 Verlust der Beamtenrechte,
Wiederaufnahmeverfahren
(§ 24 Beamtenstatusgesetz)

(1) Endet das Beamtenverhältnis nach § 24
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes, so hat die
frühere Beamtin oder der frühere Beamte
keinen Anspruch auf Leistungen aus dem
früheren Dienstverhältnis, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist. Sie oder er darf
die Amtsbezeichnung und die im Zusammen-
hang mit dem Amt verliehenen Titel nicht
führen.
(2) Wird eine Entscheidung, die den Verlust
der Beamtenrechte zur Folge hat, im Wieder-
aufnahmeverfahren aufgehoben, so hat die
Beamtin oder der Beamte, sofern sie oder er
die Altersgrenze noch nicht erreicht hat und
noch dienstfähig ist, Anspruch auf Übertra-
gung eines Amts derselben Laufbahn wie das
bisherige Amt und mit mindestens demsel-
ben Endgrundgehalt einschließlich der ruhe-
gehaltfähigen und unwiderruflichen Stellen-
zulage. Vorbereitungsdienst und Probezeit
sind jedoch voll abzuleisten. Bis zur Übertra-
gung des neuen Amts erhält sie oder er die
Besoldung, die ihr oder ihm aus dem bisheri-
gen Amt zugestanden hätte.

(3) Ist aufgrund des im Wiederaufnahmever-
fahren festgestellten Sachverhalts oder auf-
grund eines rechtskräftigen Strafurteils, das
nach der früheren Entscheidung ergangen ist,
ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis ein-
geleitet worden, so verliert die Beamtin oder
der Beamte die ihr oder ihm nach Abs. 2 zu-
stehenden Ansprüche, wenn auf Entfernung
aus dem Beamtenverhältnis erkannt wird. Bis
zur rechtskräftigen Entscheidung können die
Ansprüche nicht geltend gemacht werden.
(4) Abs. 3 gilt entsprechend in Fällen der
Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf
Probe oder auf Widerruf wegen einer Hand-
lung der in § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Be-
amtenstatusgesetzes bezeichneten Art.

§32 Gnadenrecht
(1) Die Ministerpräsidentin oder der Minis-
terpräsident übt namens des Volkes das
Recht der Begnadigung hinsichtlich des Ver-
lusts der Beamtenrechte nach § 24 des Be-
amtenstatusgesetzes aus. Sie oder er kann
die Befugnis auf andere Stellen übertragen.
(2) Wird im Gnadenweg der Verlust der Be-
amtenrechte in vollem Umfang beseitigt, so
gilt ab diesem Zeitpunkt § 31 Abs. 2 bis 4
entsprechend.

Dritter Titel
Ruhestand, Dienstunfähigkeit

Erstes Kapitel
Ruhestand

§33 Ruhestand wegen Erreichens der
Altersgrenze
(§ 25 Beamtenstatusgesetz)

(1) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit
treten mit dem Ende des Monats in den Ru-
hestand, in dem sie die für sie jeweils gel-
tende Altersgrenze erreichen. Die Altersgren-
ze wird in der Regel mit Vollendung des
67. Lebensjahres erreicht (allgemeine Regel-
altersgrenze), soweit nicht gesetzlich eine
andere Altersgrenze (besondere Altersgren-
ze) bestimmt ist.
(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 treten
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1. Lehrkräfte an öffentlichen Schulen, die vor
dem 1. Januar 1964 geboren sind, mit
Ablauf des letzten Monats des Schulhalb-
jahres,

2. wissenschaftliches und künstlerisches Per-
sonal an den Hochschulen des Landes mit
Lehrverpflichtung und Lehrkräfte an der
Hessischen Hochschule für Polizei und
Verwaltung und am Studienzentrum der
Finanzverwaltung und Justiz Rotenburg an
der Fulda mit Ablauf des letzten Monats
des Semesters oder des fachtheoretischen
Studienabschnitts,

in dem sie die jeweils für sie geltende Alters-
grenze erreichen, in den Ruhestand.
(3) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit,
die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind,
erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollen-
dung des 65. Lebensjahres. Für Beamtinnen
und Beamte auf Lebenszeit, die nach dem
31. Dezember 1946 und vor dem 1. Januar
1964 geboren sind, wird die Regelalters-
grenze wie folgt angehoben:

Geburts-
jahr

Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr

Monat

1947 1 65 1
1948 2 65 2
1949 3 65 3
1950 4 65 4
1951 5 65 5
1952 6 65 6
1953 7 65 7
1954 8 65 8
1955 9 65 9
1956 10 65 10
1957 11 65 11
1958 12 66 0
1959 14 66 2
1960 16 66 4
1961 18 66 6
1962 20 66 8
1963 22 66 10

(4) Bei Beamtinnen und Beamten auf Le-
benszeit, die sich am 1. Januar 2011 im Teil-
zeitmodell oder beim Blockmodell in der Ar-

beitsphase der Altersteilzeit befinden, er-
streckt sich die Altersteilzeit bis zum Errei-
chen der für sie jeweils geltenden Regelal-
tersgrenze nach Abs. 3 Satz 2 oder bis zu der
Altersgrenze, die die Beamtin oder der Be-
amte nach § 35 beantragt hat. Die Altersteil-
zeitbewilligung ist entsprechend anzupassen.
Satz 1 gilt nicht, wenn die Beamtin oder der
Beamte unmittelbar nach Ende der ursprüng-
lich bewilligten Altersteilzeit auf ihren oder
seinen Antrag in den Ruhestand versetzt
wird. Beim Blockmodell ist der Antrag in der
Arbeitsphase zu stellen.

(5) Lehrkräfte an öffentlichen Schulen, wis-
senschaftliches und künstlerisches Personal
an den Hochschulen des Landes mit Lehrver-
pflichtung und Lehrkräfte an der Hessischen
Hochschule für Polizei und Verwaltung und
am Studienzentrum der Finanzverwaltung
und Justiz Rotenburg an der Fulda, die sich
am 1. Januar 2011 in der Altersteilzeit im
Blockmodell befinden, treten mit Ablauf des
letzten Monats des Schuljahres, des Semes-
ters oder des fachtheoretischen Studienab-
schnitts, in dem sie das 65. Lebensjahr voll-
endet haben, in den Ruhestand. Satz 1 gilt
nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte
unmittelbar nach Ende der ursprünglich be-
willigten Altersteilzeit auf ihren oder seinen
Antrag in den Ruhestand versetzt wird. Beim
Blockmodell ist der Antrag in der Arbeitspha-
se zu stellen.

(6) Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit,
für die Abs. 3 Satz 2 gilt und denen die Ver-
setzung in den Ruhestand nach § 35 vor dem
1. Januar 2011 bewilligt wurde, ist abwei-
chend davon auf Antrag die Versetzung in
den Ruhestand nach § 35 zu einem späteren
Zeitpunkt zu bewilligen.

(7) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit,
die am 1. Januar 2011

1. sich in der Freistellungsphase im Rahmen
einer Teilzeitbeschäftigung bis zum Ruhe-
stand nach § 1 Abs. 6 der Hessischen Ar-
beitszeitverordnung in der Fassung vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 758), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218), befinden,
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2. bis zum Eintritt in den Ruhestand beur-
laubt sind oder

3. sich in der Freistellungsphase der Alters-
teilzeit im Blockmodell nach § 118 Abs. 1
in Verbindung mit Abs. 3 Nr. 2 befinden,

erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollen-
dung des 65. Lebensjahres.
(8) Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit,
denen vor dem 1. Januar 2011 Teilzeitbe-
schäftigung bis zum Eintritt in den Ruhestand
bewilligt wurde, ist auf Antrag die Teilzeitbe-
schäftigung bis zum Erreichen der jeweils
geltenden Regelaltersgrenze zu verlängern.
Entsprechendes gilt für Beurlaubungen, die
bis zum Eintritt in den Ruhestand bewilligt
wurden.

§34 Hinausschieben der Altersgrenze
(1) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt,
kann der Eintritt in den Ruhestand auf Antrag
oder mit Zustimmung der Beamtin oder des
Beamten über die Altersgrenze hinaus um
eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr nicht
übersteigen darf, hinausgeschoben werden,
jedoch nicht länger als bis zum vollendeten
70. Lebensjahr. Die Entscheidung trifft die
oberste Dienstbehörde.
(2) Der Antrag nach Abs. 1 ist spätestens
sechs Monate vor Eintritt in den Ruhestand
zu stellen.
(3) Abs. 1 gilt nicht für Staatsanwältinnen
und Staatsanwälte.

§35 Ruhestand auf Antrag
Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit kön-
nen auf ihren Antrag in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn sie
1. schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 14. Dezember
2012 (BGBl. I S. 2598), sind und das
60. Lebensjahr vollendet haben oder

2. das 62. Lebensjahr vollendet haben.

Bei Lehrkräften an öffentlichen Schulen und
Lehrkräften an der Hessischen Hochschule für
Polizei und Verwaltung und am Studienzent-
rum der Finanzverwaltung und Justiz Roten-

burg an der Fulda kann die Versetzung in den
Ruhestand auf Antrag nur zum Ablauf des
letzten Monats eines Schulhalbjahres, Se-
mesters oder fachtheoretischen Studienab-
schnitts erfolgen.

Zweites Kapitel
Dienstunfähigkeit

§36 Verfahren bei Dienstunfähigkeit
(§ 26 Beamtenstatusgesetz)

(1) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähig-
keit der Beamtin oder des Beamten (§ 26
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes), so be-
steht die Verpflichtung, sich nach Weisung
der Behörde ärztlich untersuchen und, falls
dies aus amtsärztlicher Sicht für erforderlich
gehalten wird, auch beobachten zu lassen.
Entzieht sich die Beamtin oder der Beamte
ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung,
sich nach Weisung der Behörde ärztlich un-
tersuchen oder beobachten zu lassen, kann
sie oder er so behandelt werden, wie wenn
die Dienstunfähigkeit ärztlich festgestellt
worden wäre. Die Kosten der nach Satz 1 an-
geordneten ärztlichen Untersuchung oder
Beobachtung trägt der Dienstherr.

(2) Die Frist nach § 26 Abs. 1 Satz 2 des Be-
amtenstatusgesetzes, nach deren Ablauf kei-
ne Aussicht besteht, dass die Dienstfähigkeit
wieder voll hergestellt wird, beträgt sechs
Monate.

(3) Hält die oder der Dienstvorgesetzte die
Beamtin oder den Beamten aufgrund eines
ärztlichen Gutachtens über den Gesundheits-
zustand für dienstunfähig und stimmt diese
oder dieser der Versetzung in den Ruhestand
nicht zu, teilt die oder der Dienstvorgesetzte
der Beamtin oder dem Beamten mit, dass die
Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist.
Dabei sind die Gründe für die Versetzung in
den Ruhestand anzugeben. Die Beamtin oder
der Beamte kann innerhalb eines Monats
Einwendungen erheben. Danach entscheidet
die nach § 42 Abs. 1 zuständige Behörde.
Nach Ablauf des Monats, in dem die Verset-
zung in den Ruhestand der Beamtin oder dem
Beamten mitgeteilt worden ist, werden die
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Dienstbezüge einbehalten, die das Ruhege-
halt übersteigen.

(4) Beantragt die Beamtin oder der Beamte
schriftlich die Versetzung in den Ruhestand
nach § 26 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes
oder stimmt dieser schriftlich zu, so wird die
Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, dass
die oder der unmittelbare Dienstvorgesetzte
aufgrund eines ärztlichen Gutachtens über
den Gesundheitszustand erklärt, sie oder er
halte die Beamtin oder den Beamten nach
pflichtgemäßem Ermessen für dauernd unfä-
hig, ihre oder seine Amtspflichten zu erfüllen.
Die über die Versetzung in den Ruhestand
entscheidende Behörde ist an die Erklärung
der oder des unmittelbaren Dienstvorgesetz-
ten nicht gebunden. Sie kann auch andere
Beweise erheben.

§37 Verfahren bei begrenzter Dienst-
fähigkeit
(§ 27 Beamtenstatusgesetz)

(1) Von einer eingeschränkten Verwendung
der Beamtin oder des Beamten nach § 27
Abs. 2 des Beamtenstatusgesetzes soll abge-
sehen werden, wenn ihr oder ihm nach § 26
Abs. 2 oder 3 des Beamtenstatusgesetzes ein
anderes Amt oder eine geringerwertige Tä-
tigkeit übertragen werden kann.

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften
über die Dienstunfähigkeit entsprechend.
§ 73 Abs. 2 Satz 4 gilt mit der Maßgabe, dass
von der regelmäßigen Arbeitszeit der Beamtin
oder des Beamten unter Berücksichtigung der
herabgesetzten Arbeitszeit nach § 27 Abs. 2
des Beamtenstatusgesetzes auszugehen ist.

§38 Wiederherstellung der Dienst-
fähigkeit
(§ 29 Beamtenstatusgesetz)

(1) Die Frist nach § 29 Abs. 1 des Beamten-
statusgesetzes, innerhalb der die Ruhe-
standsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte
eine erneute Berufung in das Beamtenver-
hältnis beantragen kann, beträgt zehn Jahre.

(2) Soweit die Beamtin oder der Beamte die
Befähigung für die neue Laufbahn nicht be-
sitzt, wird ihr oder ihm für die Zeit einer
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne des § 29

Abs. 2 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes ein
Amt ihrer oder seiner früheren Laufbahn mit
mindestens demselben Grundgehalt übertra-
gen, wenn zu erwarten ist, dass die gesund-
heitlichen Anforderungen des neuen Amts
erfüllt werden.

(3) Die Kosten für die auf Weisung der zu-
ständigen Behörde durchgeführten Maßnah-
men nach § 29 Abs. 4 des Beamtenstatusge-
setzes hat der Dienstherr zu tragen, sofern
keine anderen Ansprüche bestehen. Für Be-
amtinnen und Beamte im Vollzugs- und Ein-
satzdienst dürfen nur solche Maßnahmen
angeordnet werden, bei denen zu erwarten
ist, dass diese mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit zur Wiederherstellung der vollen
Dienstfähigkeit führen werden.

(4) Der Dienstherr hat in regelmäßigen Ab-
ständen unter Berücksichtigung der Umstände
des Einzelfalls das Vorliegen der Vorausset-
zungen für die Dienstunfähigkeit zu überprü-
fen, es sei denn, eine erneute Berufung in das
Beamtenverhältnis kommt nicht in Betracht.

§39 Ärztliche Untersuchung
(1) In den Fällen der §§ 26 bis 29 des Beam-
tenstatusgesetzes und der §§ 36 bis 38 dieses
Gesetzes bestimmt die oberste Dienstbehör-
de, welche Ärztin oder welcher Arzt mit der
Durchführung der ärztlichen Untersuchung
beauftragt werden kann. Die Landesregie-
rung kann einheitliche Regelungen für den
Bereich der Landesverwaltung treffen.

(2) Die Ärztin oder der Arzt teilt der Behörde,
in deren Auftrag sie oder er tätig geworden
ist, die tragenden Feststellungen und Gründe
des Ergebnisses der ärztlichen Untersuchung
mit, soweit deren Kenntnis unter Beachtung
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit für
die zu treffende Entscheidung erforderlich ist.
Die Mitteilungen sind in einem gesonderten
und verschlossenen Umschlag zu übersenden
und verschlossen zur Personalakte zu neh-
men. Sie dürfen nur für die Entscheidung der
in Abs. 1 genannten Fälle verwendet werden.

(3) Zu Beginn der Untersuchung ist die Be-
amtin oder der Beamte auf deren Zweck und
die Mitteilungspflicht nach Abs. 2 hinzuwei-
sen. Die Ärztin oder der Arzt übermittelt der
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Beamtin oder dem Beamten oder, soweit dem
ärztliche Gründe entgegenstehen, einer zu
ihrer oder seiner Vertretung befugten Person
eine Kopie der Mitteilung nach Abs. 2 Satz 1.
(4) Abs. 1 bis 3 gelten auch für die ärztliche
Untersuchung der Dienstfähigkeit von Beam-
tinnen und Beamten auf Widerruf.

Drittes Kapitel
Einstweiliger Ruhestand

§40 Politische Beamtinnen und Beamte
(§ 30 Beamtenstatusgesetz)

Bei politischen Beamtinnen und Beamten
nach § 7 Abs. 1 dieses Gesetzes beginnt der
einstweilige Ruhestand nach § 30 Abs. 1
Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes, wenn
nicht im Einzelfall ausdrücklich ein späterer
Zeitpunkt festgesetzt wird, mit der Mitteilung
der Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand an die Beamtin oder den Beamten, spä-
testens jedoch nach Ablauf der drei Monate,
die auf den Monat der Mitteilung folgen. Die
Verfügung kann bis zum Beginn des einstwei-
ligen Ruhestands zurückgenommen werden.

§41 Auflösung oder Umbildung von
Behörden
(§ 31 Beamtenstatusgesetz)

(1) In den Fällen des § 31 Abs. 1 des Beam-
tenstatusgesetzes darf eine Versetzung in
den einstweiligen Ruhestand nur erfolgen,
soweit aus Anlass der Auflösung oder Um-
bildung einer Behörde Planstellen eingespart
werden.
(2) Von einer erneuten Berufung in ein Be-
amtenverhältnis nach § 31 Abs. 2 des Beam-
tenstatusgesetzes kann abgesehen werden,
wenn sie weniger als fünf Jahre vor Erreichen
der Altersgrenze nach § 33 dieses Gesetzes
wirksam würde.

Viertes Kapitel
Gemeinsame Vorschriften

§42 Versetzung in den Ruhestand
(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird,
soweit durch Gesetz, Verordnung oder Sat-
zung nichts anderes bestimmt ist, von der

Stelle verfügt, die nach § 9 Abs. 2 und 3 für
die Ernennung zuständig wäre. In den Fällen
des § 26 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Beamten-
statusgesetzes erfolgt die Versetzung in den
Ruhestand im Einvernehmen mit der obersten
Dienstbehörde.

(2) Die Entscheidung, Beamtinnen und Be-
amte auf Probe nach § 28 Abs. 2 des Beam-
tenstatusgesetzes wegen Dienstunfähigkeit
in den Ruhestand zu versetzen, trifft die
oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit
dem für das Dienstrecht zuständigen Minis-
terium. Zur Übertragung der Befugnis nach
§ 3 Abs. 7 bedarf es des Einvernehmens des
für das Dienstrecht zuständigen Ministeri-
ums. Das nach Satz 1 und 2 erforderliche
Einvernehmen des für das Dienstrecht zu-
ständigen Ministeriums entfällt für die Be-
amtinnen und Beamten der Gemeinden und
Gemeindeverbände.

(3) Die Verfügung ist der Beamtin oder dem
Beamten zuzustellen; sie kann bis zum Be-
ginn des Ruhestands zurückgenommen wer-
den.

(4) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von
den Fällen nach den §§ 33 bis 35 und 40, mit
dem Ende des Monats, in dem die Versetzung
in den Ruhestand der Beamtin oder dem Be-
amten bekannt gegeben worden ist.

Vierter Titel
Rechtsstellung der Beamtinnen und
Beamten, die Mitglied der Landes-

regierung werden

§43 Rechtsfolgen der Ernennung zum
Mitglied der Landesregierung

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter auf Le-
benszeit, die oder der zum Mitglied der Lan-
desregierung ernannt wird, tritt mit dieser
Ernennung in den Ruhestand. Ihr oder sein
Anspruch auf Ruhegehalt ruht, solange sie
oder er Amtsbezüge als Staatsministerin oder
Staatsminister erhält.

(2) Eine Beamtin oder ein Beamter auf Probe
oder auf Widerruf, die oder der zum Mitglied
der Landesregierung ernannt wird, ist mit
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dieser Ernennung aus dem Beamtenverhält-
nis entlassen.

§44 Ende des Amtsverhältnisses
(1) Endet das Amtsverhältnis als Mitglied der
Landesregierung, so ist die Beamtin oder der
Beamte, die oder der mit der Ernennung zur
Staatsministerin oder zum Staatsminister in
den Ruhestand getreten ist, auf Antrag wie-
der in das Beamtenverhältnis zu berufen,
wenn die allgemeinen Voraussetzungen da-
für noch erfüllt sind. Das übertragene Amt
muss derselben oder einer gleichwertigen
Laufbahn angehören wie das zuletzt beklei-
dete und mit mindestens demselben End-
grundgehalt ausgestattet sein.
(2) Stellt die Beamtin oder der Beamte einen
Antrag nach Abs. 1 Satz 1 innerhalb einer
Frist von drei Monaten seit Beendigung des
Amtsverhältnisses als Mitglied der Landesre-
gierung, so erhält sie oder er ab dem Beginn
des Monats, in dem der Antrag gestellt ist, bis
zur Übertragung des Amts die Besoldung, die
bei einem Verbleiben in dem früheren Amt
zugestanden hätte, mit Ausnahme der zur
Bestreitung von Dienstaufwandskosten be-
stimmten Einkünfte. Gehörte die Beamtin
oder der Beamte vor der Ernennung zum
Mitglied der Landesregierung zu den in § 7
Abs. 1 genannten politischen Beamtinnen
und Beamten und ist eine Wiederverwen-
dung in dem früheren Amt nicht möglich, so
kann sie oder er in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden.
(3) Stellt die Beamtin oder der Beamte einen
Antrag nach Abs. 1 Satz 1 nicht, so verbleibt
sie oder er im Ruhestand.

Fünfter Abschnitt
Rechtliche Stellung im Beamten-

verhältnis

Erster Titel
Allgemeines

§45 Neutralitätspflicht
(§ 33 Beamtenstatusgesetz)

Beamtinnen und Beamte haben sich im
Dienst politisch, weltanschaulich und religiös

neutral zu verhalten. Insbesondere dürfen sie
Kleidungsstücke, Symbole oder andere Merk-
male nicht tragen oder verwenden, die ob-
jektiv geeignet sind, das Vertrauen in die
Neutralität ihrer Amtsführung zu beeinträch-
tigen oder den politischen, religiösen oder
weltanschaulichen Frieden zu gefährden. Bei
der Entscheidung über das Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach Satz 1 und 2 ist der
christlich und humanistisch geprägten
abendländischen Tradition des Landes Hes-
sen angemessen Rechnung zu tragen.

§46 Aussagegenehmigung
(§ 37 Beamtenstatusgesetz)

Über die Versagung der Genehmigung zur
Aussage nach § 37 Abs. 4 und 5 des Beam-
tenstatusgesetzes entscheidet die oberste
Dienstbehörde.

§47 Diensteid
(§ 38 Beamtenstatusgesetz)

(1) Der Diensteid nach § 38 Abs. 1 des Be-
amtenstatusgesetzes hat folgenden Wort-
laut:
„Ich schwöre, dass ich das Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland und die
Verfassung des Landes Hessen sowie alle in
Hessen geltenden Gesetze wahren und meine
Pflichten gewissenhaft und unparteiisch er-
füllen werde, so wahr mir Gott helfe.“

(2) Der Eid kann auch ohne die Worte „so
wahr mir Gott helfe“ geleistet werden.

(3) Lehnt eine Beamtin oder ein Beamter aus
Gewissensgründen die Ablegung eines Eides
ab, so können statt der Worte „ich schwöre“
die Worte „ich gelobe“ oder die nach dem
Bekenntnis der jeweiligen Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft an die Stelle
des Eides tretende Beteuerungsformel ge-
braucht werden.

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 3 des Beam-
tenstatusgesetzes kann von einer Eidesleis-
tung abgesehen werden. An die Stelle des
Eides tritt dann ein Gelöbnis mit folgendem
Wortlaut:

„Ich gelobe, meine Amtspflichten gewissen-
haft zu erfüllen.“
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§48 Beschränkung der Vornahme von
Amtshandlungen

(1) Beamtinnen und Beamte dürfen keine
Amtshandlungen vornehmen, die sich gegen
sie selbst oder Angehörige richten oder die
ihnen oder Angehörigen einen Vorteil ver-
schaffen.
(2) Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind Per-
sonen, zu deren Gunsten der Beamtin oder
dem Beamten wegen familienrechtlicher Be-
ziehungen im Strafverfahren das Zeugnisver-
weigerungsrecht zusteht.
(3) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Be-
amtinnen und Beamte von einzelnen Amts-
handlungen ausgeschlossen sind, bleiben
unberührt.

§49 Verbot der Führung der Dienst-
geschäfte
(§ 39 Beamtenstatusgesetz)

(1) Über ein Verbot der Führung der Dienst-
geschäfte nach § 39 des Beamtenstatusge-
setzes entscheidet die oberste Dienstbehör-
de.
(2) Beamtinnen und Beamte, denen die Füh-
rung der Dienstgeschäfte verboten ist, haben
dienstlich empfangene Sachen auf Verlangen
herauszugeben. Ihnen kann untersagt wer-
den, Dienstkleidung und Dienstausrüstung zu
tragen und sich in Diensträumen oder dienst-
lichen Unterkunftsräumen aufzuhalten.

§50 Medienauskünfte
Auskünfte an die Medien erteilt die Leiterin
oder der Leiter der Behörde oder die von ihr
oder ihm beauftragte Person.

§51 Verbot der Annahme von
Belohnungen, Geschenken und
sonstigen Vorteilen
(§ 42 Beamtenstatusgesetz)

(1) Für die Zustimmung zu Ausnahmen vom
Verbot der Annahme von Belohnungen, Ge-
schenken und sonstigen Vorteilen nach § 42
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes ist die
oberste Dienstbehörde oder die letzte obers-
te Dienstbehörde zuständig.
(2) Für den Umfang des Herausgabean-
spruchs nach § 42 Abs. 2 des Beamtensta-

tusgesetzes gelten die Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe
einer ungerechtfertigten Bereicherung ent-
sprechend. Die Herausgabepflicht umfasst
auch die Pflicht, dem Dienstherrn Auskunft
über Art, Umfang und Verbleib des Erlangten
zu geben.

§52 Wahl des Wohnorts
(1) Beamtinnen und Beamte haben ihre
Wohnung so zu nehmen, dass die ordnungs-
gemäße Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte
nicht beeinträchtigt wird.
(2) Die oder der Dienstvorgesetzte kann,
wenn die besonderen dienstlichen Verhält-
nisse es dringend erfordern, anweisen, dass
die Wohnung innerhalb einer bestimmten
Entfernung von der Dienststelle zu nehmen
oder eine Dienstwohnung zu beziehen ist.

§53 Aufenthalt in der Nähe des
Dienstorts

Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es
dringend erfordern, können Beamtinnen und
Beamte angewiesen werden, sich während
der dienstfreien Zeit erreichbar in der Nähe
ihres Dienstorts aufzuhalten.

§54 Dienstkleidung, Amtstracht
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet,
Dienstkleidung oder Amtstracht zu tragen,
wenn dies bei der Ausübung des Dienstes üb-
lich oder erforderlich ist. Die Vorschriften über
die Dienstkleidung und die Amtstracht erlässt
die oberste Dienstbehörde, soweit vorhanden
nach Richtlinien der Landesregierung.

§55 Dienstvergehen
(§ 47 Beamtenstatusgesetz)

(1) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten oder früheren Beamtinnen
und Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es
auch als Dienstvergehen, wenn sie einer er-
neuten Berufung in das Beamtenverhältnis
entgegen § 29 Abs. 2 oder § 30 Abs. 3 des
Beamtenstatusgesetzes oder den Verpflich-
tungen nach § 29 Abs. 4 und 5 des Beamten-
statusgesetzes schuldhaft nicht nachkommen.
(2) § 47 Abs. 2 Satz 1 des Beamtenstatusge-
setzes gilt entsprechend für frühere Beamtin-
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nen und Beamte, die mit Anspruch auf Al-
tersgeld ausgeschieden sind.

§56 Pflicht zum Schadensersatz
(§ 48 Beamtenstatusgesetz)

(1) Schadensersatzansprüche nach § 48 des
Beamtenstatusgesetzes verjähren in drei
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der
Dienstherr von dem Schaden und der ersatz-
pflichtigen Person Kenntnis erlangt hat, ohne
Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren
von der Begehung der Handlung an. Hat der
Dienstherr Dritten Schadensersatz geleistet,
so tritt an die Stelle des Zeitpunkts, in dem
der Dienstherr von dem Schaden Kenntnis
erlangt, der Zeitpunkt, in dem der Ersatzan-
spruch Dritter diesen gegenüber vom Dienst-
herrn anerkannt oder dem Dienstherrn ge-
genüber rechtskräftig festgestellt wird.

(2) Leistet die Beamtin oder der Beamte dem
Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Er-
satzanspruch gegen Dritte, so geht der Er-
satzanspruch auf die Beamtin oder den Be-
amten über.

§57 Übergang eines Schadensersatz-
anspruchs gegen Dritte

Werden Beamtinnen, Beamte oder Versor-
gungsberechtigte oder ihre Angehörigen kör-
perlich verletzt oder getötet, so geht ein ge-
setzlicher Schadensersatzanspruch, der die-
sen Personen infolge der Körperverletzung
oder der Tötung gegen Dritte zusteht, inso-
weit auf den Dienstherrn über, als dieser
während einer auf der Körperverletzung be-
ruhenden Aufhebung oder Einschränkung der
Dienstfähigkeit oder infolge der Körperver-
letzung oder der Tötung zur Gewährung von
Leistungen verpflichtet ist. Satz 1 gilt sinnge-
mäß für gesetzliche Schadensersatzansprü-
che wegen der Beschädigung, Zerstörung
oder Wegnahme von Heilmitteln, Hilfsmitteln
oder Körperersatzstücken. Ist eine Versor-
gungskasse zur Gewährung von Versor-
gungsleistungen verpflichtet, so geht der
Anspruch auf sie über. Der Übergang des
Anspruchs kann nicht zum Nachteil der Ver-
letzten oder der Hinterbliebenen geltend ge-
macht werden.

§58 Amtsbezeichnungen
(1) Die für das Dienstrecht zuständige Minis-
terin oder der hierfür zuständige Minister
setzt die Amtsbezeichnungen der Beamtin-
nen und Beamten fest, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist. Eine Amtsbe-
zeichnung, die herkömmlich für ein Amt ver-
wendet wird, das eine bestimmte Befähigung
voraussetzt und einen bestimmten Aufga-
benkreis umfasst, darf nur einer Beamtin oder
einem Beamten verliehen werden, die oder
der ein solches Amt bekleidet.
(2) Die Beamtin oder der Beamte führt im
Dienst die Amtsbezeichnung des ihr oder ihm
übertragenen Amts; sie oder er darf sie auch
außerhalb des Dienstes führen. Nach dem
Übertritt in ein anderes Amt darf die Beamtin
oder der Beamte die bisherige Amtsbezeich-
nung nicht mehr führen. Ist das neue Amt mit
einem geringeren Endgrundgehalt verbun-
den, so darf neben der neuen Amtsbezeich-
nung diejenige des früheren Amts mit dem
Zusatz „außer Dienst (a. D.)“ geführt werden.
Ändert sich die Bezeichnung des früheren
Amts, so darf die geänderte Amtsbezeich-
nung geführt werden.
(3) Die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhe-
standsbeamte darf die ihr oder ihm beim
Eintritt in den Ruhestand zustehende Amts-
bezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst
(a. D.)“ und die im Zusammenhang mit dem
Amt verliehenen Titel weiterführen. Wird ihr
oder ihm ein neues Amt übertragen, so erhält
sie oder er die Amtsbezeichnung des neuen
Amts; gehört dieses Amt nicht einer Besol-
dungsgruppe mit mindestens demselben
Endgrundgehalt einschließlich der ruhege-
haltfähigen und unwiderruflichen Stellenzu-
lagen an wie das bisherige Amt, so gilt Abs. 2
Satz 3 entsprechend.
(4) Einer entlassenen Beamtin oder einem
entlassenen Beamten kann die oberste
Dienstbehörde erlauben, die Amtsbezeich-
nung mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)“
sowie die im Zusammenhang mit dem Amt
verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis
kann widerrufen werden.

§§ 56 – 58 Hessisches Beamtengesetz (HBG) I.2

I

www.WALHALLA.de 63

www.WALHALLA.de


§59 Dienstliche Beurteilung,
Dienstzeugnis

(1) Befähigung und fachliche Leistung der
Beamtinnen und Beamten sind regelmäßig zu
beurteilen. Die Landesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung allgemei-
ne Vorschriften über die dienstliche Beurtei-
lung, insbesondere die Grundsätze der Beur-
teilung, den Inhalt, das Beurteilungsverfah-
ren, die Zuständigkeiten und Ausnahmen von
der Beurteilungspflicht, zu treffen.

(2) Auf Antrag wird der Beamtin oder dem
Beamten von der oder dem Dienstvorgesetz-
ten ein Dienstzeugnis über Art und Dauer der
von ihr oder ihm bekleideten Ämter erteilt,
wenn sie oder er daran ein berechtigtes Inte-
resse hat. Das Dienstzeugnis muss auf Ver-
langen auch über die ausgeübte Tätigkeit und
die Leistungen Auskunft geben.

Zweiter Titel
Arbeitszeit, Urlaub

§60 Arbeitszeit
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung nähere Regelungen
über die Arbeitszeit zu treffen. Die oberste
Dienstbehörde kann ergänzende Regelungen
über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Be-
amten des feuerwehrtechnischen Dienstes,
der Forstbeamtinnen und Forstbeamten, der
Lehrkräfte, Sozialpädagoginnen und Sozial-
pädagogen an öffentlichen Schulen, der Be-
amtinnen und Beamten des Polizeivollzugs-
dienstes, der Beamtinnen und Beamten beim
Landesamt für Verfassungsschutz und der
Beamtinnen und Beamten des Justizvollzugs-
dienstes treffen.

(2) Soweit Bereitschaftsdienst besteht, kann
die Arbeitszeit entsprechend den dienstlichen
Bedürfnissen verlängert werden. Hierbei darf
in einem Bezugszeitraum von zwölf Monaten
die durchschnittliche Arbeitszeit 48 Stunden
im Siebentageszeitraum nicht überschreiten.

(3) Zur Sicherung der Unterrichtsversorgung
kann die Kultusministerin oder der Kultusmi-
nister durch Rechtsverordnung eine un-
gleichmäßige Verteilung der regelmäßigen

Arbeitszeit für Lehrkräfte, Sozialpädagogin-
nen und Sozialpädagogen in der Weise fest-
legen, dass bis zum 31. Juli 2008 die wö-
chentliche Unterrichtsverpflichtung um eine
Unterrichtsstunde erhöht und ab einem in der
Rechtsverordnung festzulegenden Zeitpunkt
durch Senkung der wöchentlichen Unter-
richtsverpflichtung in der Regel jahrgangs-
weise ausgeglichen wird. Darin kann auch
geregelt werden, dass auf Antrag der Aus-
gleich auch durch andere Formen des Zeit-
ausgleichs oder eine besondere Ausgleichs-
zahlung erfolgen kann.
(4) Soweit durch Rechtsverordnung nach
Abs. 1 Satz 1 ein Arbeitszeitkonto vorgesehen
ist, auf dem ein bestimmter Teil der Arbeits-
zeit gutgeschrieben und zu einem späteren
Zeitpunkt durch Freistellung vom Dienst unter
Weitergewährung der Besoldung ausgegli-
chen wird, kann dort auch geregelt werden,
dass im Falle der endgültigen Verhinderung
des Zeitausgleichs auf Antrag eine besondere
Ausgleichszahlung erfolgen kann.

§61 Mehrarbeit
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet,
ohne Vergütung über die regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn zwin-
gende dienstliche Verhältnisse es erfordern.
Werden sie durch eine dienstlich angeordnete
oder genehmigte Mehrarbeit mehr als fünf
Stunden im Monat über die regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus beansprucht, so ist ihnen in-
nerhalb von zwölf Monaten für die über die
regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete
Mehrarbeit entsprechende Dienstbefreiung
zu gewähren. Bei Teilzeitbeschäftigung sind
die fünf Stunden anteilig entsprechend der
bewilligten Arbeitszeit zu kürzen. Ist die
Dienstbefreiung aus zwingenden dienstli-
chen Gründen nicht möglich, so können an
ihrer Stelle Beamtinnen und Beamte Mehrar-
beitsvergütung nach § 50 des Hessischen
Besoldungsgesetzes erhalten.

§62 Teilzeitbeschäftigung
(§ 43 Beamtenstatusgesetz)

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen kann auf Antrag Teilzeitbe-
schäftigung mit mindestens der Hälfte der
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regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils
beantragten Dauer bewilligt werden, soweit
dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
(2) Dem Antrag nach Abs. 1 darf nur ent-
sprochen werden, wenn die Beamtin oder der
Beamte sich verpflichtet, während des Be-
willigungszeitraums außerhalb des Beamten-
verhältnisses berufliche Verpflichtungen nur
in dem Umfang einzugehen, in dem nach den
§§ 72 bis 74 den Vollzeitbeschäftigten die
Ausübung von Nebentätigkeiten gestattet
ist. § 73 Abs. 2 Satz 4 gilt mit der Maßgabe,
dass von der regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit der vollzeitbeschäftigten Beam-
tinnen und Beamten auszugehen ist. Aus-
nahmen hiervon sind nur zulässig, soweit
dies mit dem Beamtenverhältnis vereinbar
ist. Wird die Verpflichtung nach Satz 1
schuldhaft verletzt, soll die Bewilligung wi-
derrufen werden.
(3) Die zuständige Dienstbehörde kann
nachträglich die Dauer der Teilzeitbeschäfti-
gung beschränken oder den Umfang der zu
leistenden Arbeitszeit erhöhen, soweit zwin-
gende dienstliche Belange dies erfordern. Sie
soll eine Änderung des Umfangs der Teilzeit-
beschäftigung oder den Übergang zur Voll-
zeitbeschäftigung zulassen, wenn der Beam-
tin oder dem Beamten die Teilzeitbeschäfti-
gung im bisherigen Umfang nicht mehr zu-
gemutet werden kann und dienstliche Belan-
ge nicht entgegenstehen.

§63 Teilzeitbeschäftigung aus
familiären Gründen

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen, Teilzeitbeschäftigung mit mindestens
15 Stunden pro Woche zu bewilligen, wenn
sie oder er
1. ein Kind unter 18 Jahren oder
2. eine pflegebedürftige sonstige Angehöri-

ge oder einen pflegebedürftigen sonstigen
Angehörigen

tatsächlich betreut oder pflegt. Die Pflegebe-
dürftigkeit ist nachzuweisen. Dies kann durch
Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse,
des Medizinischen Dienstes der Krankenver-

sicherung, einer entsprechenden Bescheini-
gung einer privaten Pflegeversicherung oder
eines ärztlichen Gutachtens erfolgen.

(2) Einer Beamtin oder einem Beamten auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst kann aus
den in Abs. 1 genannten Gründen Teilzeitbe-
schäftigung mit mindestens der Hälfte der
regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden,
soweit die Struktur der Ausbildung nicht ent-
gegensteht und den unverzichtbaren Erfor-
dernissen der Ausbildung Rechnung getragen
wird.

(3) Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit darf die
Dauer von insgesamt 17 Jahren nicht über-
schreiten.

(4) § 62 Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Es dürfen nur solche Nebentätigkeiten
genehmigt werden, die dem Zweck der Teil-
zeitbeschäftigung nicht zuwiderlaufen.

§64 Beurlaubung aus familiären
Gründen

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen, Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur
Dauer von insgesamt 14 Jahren zu gewähren,
wenn sie oder er

1. ein Kind unter 18 Jahren oder
2. eine pflegebedürftige sonstige Angehöri-

ge oder einen pflegebedürftigen sonstigen
Angehörigen

tatsächlich betreut oder pflegt. § 63 Abs. 1
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Bei Lehrkräften an öffentlichen Schulen,
wissenschaftlichem und künstlerischem Per-
sonal an den Hochschulen des Landes mit
Lehrverpflichtung und Lehrkräften an der
Hessischen Hochschule für Polizei und Ver-
waltung und am Studienzentrum der Finanz-
verwaltung und Justiz Rotenburg an der Ful-
da kann der Bewilligungszeitraum der Beur-
laubung bis zum Ende des laufenden Schul-
halbjahres, Semesters oder fachtheoretischen
Studienabschnitts ausgedehnt werden.
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(3) Es dürfen nur solche Nebentätigkeiten
genehmigt werden, die dem Zweck der Be-
urlaubung nicht zuwiderlaufen.

(4) Der Antrag auf Verlängerung einer Beur-
laubung ist spätestens sechs Monate vor Ab-
lauf der genehmigten Beurlaubung zu stellen.

(5) Die zuständige Dienstbehörde kann eine
vorzeitige Rückkehr aus dem Urlaub zulas-
sen, wenn der Beamtin oder dem Beamten
eine Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemu-
tet werden kann und dienstliche Belange
nicht entgegenstehen.

§64a Familienpflegezeit mit Vorschuss
(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwingen-
de dienstliche Belange nicht entgegenstehen,
für längstens 24 Monate Teilzeitbeschäftigung
mit mindestens 15 Stunden pro Woche als Fa-
milienpflegezeit zu bewilligen, wenn sie oder
er eine pflegebedürftige nahe Angehörige
oder einen pflegebedürftigen nahen Angehö-
rigen nach § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes
vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember
2015 (BGBl. I S. 2424), in der jeweils geltenden
Fassung tatsächlich betreut oder pflegt. § 63
Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Ist die Familienpflegezeit für weniger als
24 Monate bewilligt worden, kann sie nach-
träglich bis zur Dauer von 24 Monaten ver-
längert werden.

(3) Familienpflegezeit und Pflegezeit nach
§ 64b dürfen insgesamt die Dauer von 24 Mo-
naten für jede nahe Angehörige und jeden
nahen Angehörigen nicht überschreiten.

(4) Die Beamtin oder der Beamte hat jede
Änderung der Tatsachen, die für die Bewilli-
gung maßgeblich sind, unverzüglich mitzu-
teilen.

(5) Liegen die Voraussetzungen für die Be-
willigung der Familienpflegezeit nicht mehr
vor, so ist die Bewilligung mit Ablauf des
zweiten Monats, der auf den Wegfall der Vo-
raussetzungen folgt, zu widerrufen.

(6) Ist der Beamtin oder dem Beamten die
Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang
nicht mehr zumutbar, ist die Bewilligung zu

widerrufen, wenn keine dienstlichen Belange
entgegenstehen.

§64b Pflegezeit mit Vorschuss
(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwin-
gende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen, für längstens sechs Monate Teilzeit-
beschäftigung mit weniger als 15 Stunden
pro Woche oder Urlaub ohne Dienstbezüge
als Pflegezeit zu bewilligen, wenn sie oder er
eine pflegebedürftige nahe Angehörige oder
einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen
nach § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes tat-
sächlich betreut oder pflegt. § 63 Abs. 1
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Ist die Pflegezeit für weniger als sechs
Monate bewilligt worden, kann sie nachträg-
lich bis zur Dauer von sechs Monaten verlän-
gert werden.

(3) § 64a Abs. 4 bis 6 gilt entsprechend.

§65 Beurlaubung aus beschäftigungs-
politischen Gründen

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen kann in Bereichen, in denen
wegen der Arbeitsmarktsituation ein außer-
gewöhnlicher Überhang an Bewerberinnen
und Bewerbern besteht und deshalb ein
dringendes öffentliches Interesse daran ge-
geben ist, verstärkt Bewerberinnen und Be-
werber im öffentlichen Dienst zu beschäfti-
gen, auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge

1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren
oder

2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Be-
ginn des Ruhestands erstrecken muss,

bewilligt werden, wenn dienstliche Belange
nicht entgegenstehen.

(2) Einer Beamtin oder einem Beamten mit
Dienstbezügen kann in Bereichen, in denen
ein Stellenüberhang abgebaut werden soll,
auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge für ei-
nen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des
Ruhestands erstrecken muss, bewilligt wer-
den, wenn dienstliche Belange nicht entge-
genstehen.
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(3) Dem Antrag nach Abs. 1 oder 2 darf nur
entsprochen werden, wenn die Beamtin oder
der Beamte erklärt, während der Dauer des
Bewilligungszeitraums auf die Ausübung
entgeltlicher Nebentätigkeiten zu verzichten
und entgeltliche Tätigkeiten nach § 74 Abs. 1
nur in dem Umfang auszuüben, wie sie oder
er diese bei Vollzeitbeschäftigung ohne Ver-
letzung dienstlicher Pflichten ausüben könn-
te. Wird diese Verpflichtung schuldhaft ver-
letzt, so soll die Bewilligung widerrufen wer-
den. Die zuständige Dienstbehörde darf trotz
der Erklärung der Beamtin oder des Beamten
nach Satz 1 Nebentätigkeiten genehmigen,
soweit sie dem Zweck der Bewilligung des
Urlaubs nicht zuwiderlaufen.

(4) § 64 Abs. 5 gilt entsprechend.

(5) Urlaub nach den Abs. 1 und 2 darf, auch
zusammen mit Urlaub nach § 64, die Dauer
von insgesamt 14 Jahren nicht überschreiten.
§ 64 Abs. 2 gilt entsprechend. Ausnahmen
von Satz 1 sind zulässig, wenn es der Beamtin
oder dem Beamten nicht mehr zuzumuten ist,
zur Voll- oder Teilzeitbeschäftigung zurück-
zukehren.

§66 Höchstdauer von unterhälftiger
Teilzeitbeschäftigung und
Beurlaubung

(1) Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit und Ur-
laub ohne Dienstbezüge nach den §§ 63
bis 65 dürfen insgesamt die Dauer von
17 Jahren nicht überschreiten. Eine unter-
hälftige Teilzeitbeschäftigung während einer
Elternzeit bleibt unberücksichtigt. Ausnah-
men von Satz 1 sind in besonders begründe-
ten Fällen zur Ermöglichung von Familienpf-
legezeit und Pflegezeit nach den §§ 64a
und 64b zulässig.

(2) § 64 Abs. 2 und § 65 Abs. 5 Satz 3 gelten
entsprechend.

§67 Hinweispflicht, Benachteiligungs-
verbot

(1) Beamtinnen und Beamte, die Teilzeitbe-
schäftigung oder langfristige Beurlaubung
beantragen, sind auf die Folgen, insbesonde-

re für Ansprüche aufgrund beamtenrechtli-
cher Regelungen, hinzuweisen.

(2) Die Ermäßigung der Arbeitszeit nach den
§§ 62, 63, 64a und 64b darf das berufliche
Fortkommen nicht beeinträchtigen; eine un-
terschiedliche Behandlung von Beamtinnen
und Beamten mit ermäßigter Arbeitszeit ist
nur zulässig, wenn zwingende sachliche
Gründe sie rechtfertigen.

§68 Fernbleiben vom Dienst
(1) Beamtinnen und Beamte dürfen dem
Dienst nicht ohne Genehmigung fernbleiben,
es sei denn, dass sie wegen Krankheit oder
aus sonstigen Gründen unfähig oder auf-
grund einer vorgehenden gesetzlichen Ver-
pflichtung gehindert sind, ihre Dienstpflich-
ten zu erfüllen. Beamtinnen und Beamte ha-
ben ihre Dienstvorgesetzten unverzüglich
von ihrer Verhinderung zu unterrichten. Die
auf Krankheit beruhende Unfähigkeit zur Er-
füllung der Dienstpflichten ist auf Verlangen
nachzuweisen.

(2) Verliert die Beamtin oder der Beamte we-
gen unentschuldigten Fernbleibens vom
Dienst nach dem Hessischen Besoldungsge-
setz den Anspruch auf Bezüge, so wird da-
durch die Durchführung eines Disziplinarver-
fahrens nicht ausgeschlossen.

§69 Urlaub, Dienstbefreiung
(§ 44 Beamtenstatusgesetz)

(1) Beamtinnen und Beamten steht alljährlich
ein Erholungsurlaub unter Fortgewährung
der Besoldung zu. Lehrkräfte an öffentlichen
Schulen haben den Erholungsurlaub während
der Schulferien, wissenschaftliches und
künstlerisches Personal an den Hochschulen
des Landes mit Lehrverpflichtung sowie
Lehrkräfte an der Hessischen Hochschule für
Polizei und Verwaltung während der Semes-
terferien und Lehrkräfte am Studienzentrum
der Finanzverwaltung und Justiz Rotenburg
an der Fulda während der lehrveranstal-
tungsfreien Zeiten zu nehmen.

(2) Zur Ausübung einer Tätigkeit als Ehren-
beamtin oder Ehrenbeamter oder Mitglied
einer kommunalen Vertretungskörperschaft
ist Beamtinnen und Beamten die erforderli-
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che Dienstbefreiung unter Belassung der Be-
soldung zu gewähren. Entsprechendes gilt,
wenn sich die Beamtin oder der Beamte um
einen Sitz in einer kommunalen Vertretungs-
körperschaft bewirbt.
(3) Zur Ausübung einer sonstigen ehrenamt-
lichen politischen oder gewerkschaftlichen
Betätigung ist Beamtinnen und Beamten auf
Antrag der erforderliche Urlaub unter Belas-
sung der Besoldung zu gewähren, soweit der
Dienstbetrieb dadurch nicht erheblich beein-
trächtigt wird.

§70 Verordnungsermächtigung
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung nähere Regelungen über
die Gewährung von Urlaub und Dienstbe-
freiung zu treffen. Sie bestimmt insbesondere
1. den Beginn und das Ende des Urlaubsjahres,
2. das Entstehen und Erlöschen des Urlaubs-

anspruchs,
3. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,
4. die Voraussetzungen, unter denen nicht in

Anspruch genommener Urlaub in Höhe
des europarechtlichen Mindestjahresur-
laubs finanziell abgegolten werden kann,

5. die Voraussetzungen, unter denen ein Zu-
satzurlaub zu gewähren ist, und dessen
Höhe,

6. die Voraussetzungen, unter denen ein
Sonderurlaub gewährt werden kann, des-
sen Höhe und Anrechnung auf den Erho-
lungsurlaub,

7. die Voraussetzungen, unter denen eine
Dienstbefreiung zu erteilen ist oder erteilt
werden kann,

8. ob und inwieweit in den Fällen der Nr. 6
und 7 die Besoldung zu belassen ist.

Dritter Titel
Nebentätigkeit, Tätigkeit nach

Beendigung des Beamtenverhältnisses

§71 Begriffsbestimmungen,
Mitteilungspflicht

(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung ei-
nes Nebenamts oder die Ausübung einer Ne-
benbeschäftigung.

(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt
gehörender Kreis von Aufgaben, der aufgrund
eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder
Amtsverhältnisses wahrgenommen wird.
(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige,
nicht zu einem Hauptamt gehörende Tätig-
keit innerhalb oder außerhalb des öffentli-
chen Dienstes.
(4) Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrneh-
mung öffentlicher Ehrenämter sowie einer un-
entgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder
Pflegschaft einer oder eines Angehörigen.
Satz 1 findet keine Anwendung auf Tätigkeiten
nach § 73 Abs. 1 Nr. 4. Öffentliche Ehrenämter
im Sinne des Satz 1 sind die in Rechtsvor-
schriften als solche bezeichneten Tätigkeiten,
im Übrigen jede behördlich bestellte oder auf
Wahl beruhende Mitwirkung bei der Erfüllung
öffentlicher Aufgaben, die ohne Vergütung
ausgeübt wird. Die Übernahme eines öffentli-
chen Ehrenamts ist vor Aufnahme der Tätigkeit
schriftlich oder elektronisch mitzuteilen.
(5) Vergütung ist jede Gegenleistung in Geld
oder geldwerten Vorteilen. Als Gegenleistung
gelten nicht
1. der Ersatz barer Auslagen und Fahrtkos-

ten,
2. die Zahlung von Tage- und Übernach-

tungsgeldern, die die für die Beamtin oder
den Beamten geltenden Sätze nicht über-
steigen,

3. die vereinnahmte Umsatzsteuer, soweit
sie an ein Finanzamt abzuführen ist.

§72 Nebentätigkeit auf Verlangen des
Dienstherrn

(1) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet,
auf Verlangen ihrer obersten Dienstbehörde
eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu
übernehmen und fortzuführen, sofern diese
Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Berufsausbil-
dung entspricht und sie nicht über Gebühr in
Anspruch nimmt. Gegenstand einer Neben-
tätigkeit dürfen nicht Tätigkeiten sein, die
auch im Rahmen des Hauptamts ausgeübt
werden können. Als auf Verlangen, Vorschlag
oder Veranlassung des Dienstherrn übernom-
men gilt auch eine Tätigkeit nach § 73 Abs. 1
Nr. 4, die die Beamtin oder der Beamte mit
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Rücksicht auf ihre oder seine dienstliche
Stellung ausübt.
(2) Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen
Dienst wird grundsätzlich keine Vergütung
gewährt. Ausnahmen können insbesondere
zugelassen werden
1. für die Ausübung einer Lehrtätigkeit,
2. für die Erstattung von Gutachten und Be-

fundberichten, die Durchführung von For-
schungsaufträgen, von Aufträgen zu Ent-
wicklungsarbeiten, die Anfertigung von
Entwürfen, die Erstellung von statistischen
Berechnungen, die künstlerische und tech-
nische Oberleitung bei Bauten sowie für
die örtliche Bauleitung (Bauführung),

3. für die Teilnahme an Prüfungen,
4. in besonderen Fällen, wenn auf andere

Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne
erheblichen Mehraufwand nicht beschafft
werden kann,

5. in den Fällen, in denen gesetzliche oder an-
dere rechtliche Verpflichtungen bestehen,

6. für ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche
Verrichtungen, für die nach den Gebüh-
renordnungen Gebühren zu zahlen sind,

7. für die Ausübung einer nebenamtlichen
richterlichen Tätigkeit.

Wird die Beamtin oder der Beamte für die
Nebentätigkeit entsprechend entlastet, darf
eine Vergütung nicht gewährt werden.
(3) Öffentlicher Dienst im Sinne des Abs. 1
und 2 ist jede Tätigkeit für den Bund, ein
Land, eine Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts oder deren Ver-
bände sowie jede durch Rechtsverordnung
einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst gleich-
gestellte Tätigkeit. Die Tätigkeit für Kirchen
und andere öffentlich-rechtliche Religionsge-
sellschaften und deren Verbände sowie für
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten gilt
nicht als öffentlicher Dienst.

§73 Genehmigungspflichtige Neben-
tätigkeiten

(1) Beamtinnen und Beamte bedürfen, so-
weit sie nicht nach § 72 zur Übernahme ver-
pflichtet sind, der vorherigen Genehmigung
durch die oberste Dienstbehörde

1. zur Übernahme eines Nebenamts, einer
Testamentsvollstreckung, einer entgeltli-
chen sowie einer nicht für Angehörige
wahrzunehmenden unentgeltlichen Vor-
mundschaft, Betreuung oder Pflegschaft,

2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung
gegen Vergütung, insbesondere einer Tä-
tigkeit in einem Schiedsgericht oder Preis-
gericht, zur Erstattung von Gutachten, zur
Übernahme von Forschungsaufträgen,
von Aufträgen zu Entwicklungsarbeiten,
zur Erstellung von statischen Berechnun-
gen, zur Übernahme der Oberleitung bei
Bauten und der Bauführung, von Ent-
wurfsaufträgen sowie von Aufträgen zu
Befundberichten,

3. zu einer gewerblichen oder freiberuflichen
Tätigkeit sowie zur Mitarbeit in einem Ge-
werbebetrieb oder einem freien Beruf,

4. zum Eintritt in den Vorstand, den Auf-
sichtsrat, den Verwaltungsrat, einen Beirat
oder in eine sonstige Einrichtung einer
Gesellschaft, einer Genossenschaft oder
eines in einer anderen Rechtsform betrie-
benen Unternehmens sowie zur Übernah-
me einer Treuhänderschaft.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn
zu besorgen ist, dass durch die Nebentätig-
keit dienstliche Interessen beeinträchtigt
werden. Ein solcher Versagungsgrund liegt
insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der
Beamtin oder des Beamten so stark in
Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemä-
ße Erfüllung der dienstlichen Pflichten be-
hindert werden kann,

2. die Beamtin oder den Beamten in einen
Widerstreit mit den dienstlichen Pflichten
bringen kann,

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in
der die Behörde, der die Beamtin oder der
Beamte angehört, tätig wird oder tätig
werden kann,

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit
der Beamtin oder des Beamten beeinflus-
sen kann,

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der
künftigen dienstlichen Verwendbarkeit
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der Beamtin oder des Beamten führen
kann,

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung
abträglich sein kann.

Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Re-
gel auch vor, wenn sich die Nebentätigkeit
wegen gewerbsmäßiger Dienst- oder Ar-
beitsleistung oder sonst nach Art, Umfang
oder Häufigkeit als Ausübung eines Zweitbe-
rufs darstellt. Die Voraussetzung des Satzes 2
Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die
zeitliche Beanspruchung durch genehmi-
gungs- und anzeigepflichtige Nebentätigkei-
ten in der Woche acht Stunden überschreitet.
Das Vorliegen eines Versagungsgrunds nach
Satz 1 und 2 ist besonders zu prüfen, wenn
abzusehen ist, dass die Entgelte und geld-
werten Vorteile aus genehmigungspflichti-
gen Nebentätigkeiten im Kalenderjahr
30 Prozent der Jahresdienstbezüge der Be-
amtin oder des Beamten bei Vollzeitbeschäf-
tigung überschreiten werden; das Ergebnis
der Prüfung ist aktenkundig zu machen.

(3) Die Genehmigung ist auf längstens fünf
Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und
Bedingungen versehen werden. Ergibt sich
eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen
nach Erteilung der Genehmigung, so ist diese
zu widerrufen. Ist eine Tätigkeit nach Abs. 1
Nr. 4 durch Rechtsvorschrift übertragen, so
gilt die Genehmigung als erteilt.

(4) Nebentätigkeiten von geringem Umfang
können durch Rechtsverordnung nach § 79
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 von der Pflicht zur Ge-
nehmigung ausgenommen werden.

§74 Nicht genehmigungspflichtige
Nebentätigkeiten, Anzeigepflicht

(1) Nicht genehmigungspflichtig ist

1. eine schriftstellerische, wissenschaftliche,
künstlerische oder Vortragstätigkeit sowie
die Erteilung von Unterricht zur Ausbil-
dung und Fortbildung der im öffentlichen
Dienst tätigen Personen,

2. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben
zusammenhängende selbstständige Gut-
achtertätigkeit der Lehrkräfte der Hoch-
schulen des Landes und der Beamtinnen

und Beamten der anderen wissenschaftli-
chen Institute und Anstalten,

3. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinte-
ressen in Gewerkschaften oder Berufsver-
bänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen
der Beamtinnen und Beamten,

4. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen
von Genossenschaften und von gemein-
nützigen Einrichtungen,

5. die Verwaltung eigenen oder der Nutznie-
ßung der Beamtin oder des Beamten un-
terliegenden Vermögens.

(2) Eine Tätigkeit nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 so-
wie eine Tätigkeit in Selbsthilfeeinrichtungen
der Beamtinnen und Beamten nach Abs. 1
Nr. 3 hat die Beamtin oder der Beamte, wenn
hierfür ein Entgelt oder ein geldwerter Vorteil
geleistet wird, in jedem Einzelfall vor ihrer
Aufnahme der Dienstbehörde unter Angabe
insbesondere von Art und Umfang der Ne-
bentätigkeit sowie der voraussichtlichen
Höhe der Entgelte und geldwerten Vorteile
hieraus schriftlich oder elektronisch anzuzei-
gen; die Beamtin oder der Beamte hat we-
sentliche Änderungen unverzüglich schriftlich
oder elektronisch mitzuteilen. Bei wiederhol-
ten, gleichartigen Nebentätigkeiten nach
Abs. 1 Nr. 1 kann die Dienstbehörde im Ein-
zelfall gestatten, dass zur Erfüllung der An-
zeigepflicht eine allgemeine Anzeige genügt.
(3) Die Dienstbehörde kann im Übrigen aus
begründetem Anlass verlangen, dass die Be-
amtin oder der Beamte über eine ausgeübte
nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit
schriftlich oder elektronisch Auskunft erteilt,
insbesondere über deren Art und Umfang.
(4) Eine nicht genehmigungspflichtige Ne-
bentätigkeit ist ganz oder teilweise zu unter-
sagen, wenn die Beamtin oder der Beamte
bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten ver-
letzt.

§75 Schriftform, Ausübung von Neben-
tätigkeiten

(1) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung
nach § 73 Abs. 1 oder auf Zulassung einer
Ausnahme nach Abs. 2 Satz 2 und Entschei-
dungen über diese Anträge sowie das Ver-
langen auf Übernahme einer Nebentätigkeit
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nach § 72 Abs. 1 bedürfen der Schriftform.
Die Beamtin oder der Beamte hat dabei die
für die Entscheidung erforderlichen Nach-
weise, insbesondere über Art und Umfang
der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und
geldwerten Vorteile hieraus, zu führen; die
Beamtin oder der Beamte hat jede Änderung
unverzüglich schriftlich oder elektronisch an-
zuzeigen.

(2) Nebentätigkeiten, die die Beamtin oder
der Beamte nicht auf Verlangen, Vorschlag
oder Veranlassung des Dienstherrn über-
nommen hat oder bei denen der Dienstherr
ein dienstliches Interesse an der Übernahme
der Nebentätigkeit durch die Beamtin oder
den Beamten nicht anerkannt hat, dürfen nur
außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden.
Ausnahmen dürfen nur in besonders begrün-
deten Fällen, insbesondere im öffentlichen
Interesse, zugelassen werden, wenn dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen und die
versäumte Arbeitszeit nachgeleistet wird.
Das dienstliche Interesse nach Satz 1 und das
öffentliche Interesse nach Satz 2 sind akten-
kundig zu machen. § 69 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt.

(3) Bei der Ausübung von Nebentätigkeiten
dürfen Einrichtungen, Personal und Material
des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öf-
fentlichen oder wissenschaftlichen Interesses
mit dessen Genehmigung und gegen Ent-
richtung eines angemessenen Entgelts in An-
spruch genommen werden. Bei einer Neben-
tätigkeit für den eigenen Dienstherrn ist ein
Entgelt nur zu entrichten, wenn eine Vergü-
tung gewährt wird und der Wert der Inan-
spruchnahme bei der Bemessung der Vergü-
tung unberücksichtigt bleibt. Das Entgelt hat
sich nach den dem Dienstherrn entstehenden
Kosten zu richten und muss den besonderen
Vorteil berücksichtigen, der der Beamtin oder
dem Beamten durch die Inanspruchnahme
entsteht; es kann pauschaliert oder in einem
Prozentsatz des aus der Nebentätigkeit er-
zielten Bruttoeinkommens festgelegt werden
und bei unentgeltlich ausgeübter Nebentä-
tigkeit entfallen. Über die Höhe des Brutto-
einkommens hat die Beamtin oder der Be-
amte Rechenschaft zu legen. Bei nicht frist-

gerechter Zahlung des Nutzungsentgelts
kann ein Säumniszuschlag erhoben werden.
(4) Die Beamtin oder der Beamte kann ver-
pflichtet werden, nach Ablauf eines jeden
Kalenderjahres der oder dem Dienstvorge-
setzten eine Aufstellung über alle im Kalen-
derjahr ausgeübten genehmigungspflichti-
gen und anzuzeigenden Nebentätigkeiten
und die dafür erhaltenen Entgelte oder geld-
werten Vorteile vorzulegen.

§76 Regressanspruch bei Haftung aus
angeordneter Nebentätigkeit

Beamtinnen und Beamte, die aus einer auf
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des
Dienstherrn übernommenen oder einer mit
Rücksicht auf die dienstliche Stellung im
dienstlichen Interesse ausgeübten Tätigkeit
im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat
oder in einem sonstigen Organ einer Gesell-
schaft, Genossenschaft oder eines in einer
anderen Rechtsform betriebenen Unterneh-
mens haftbar gemacht werden, haben gegen
den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des ih-
nen entstandenen Schadens. Ist der Schaden
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt, ist der Dienstherr nur dann ersatz-
pflichtig, wenn die Beamtin oder der Beamte
auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten
gehandelt hat.

§77 Beendigung der mit dem Hauptamt
verbundenen Nebentätigkeit

Endet das Beamtenverhältnis, enden, wenn
im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird,
auch die Nebenämter und Nebenbeschäfti-
gungen, die im Zusammenhang mit dem
Hauptamt übertragen sind oder die auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung des
Dienstherrn übernommen worden sind.

§78 Tätigkeit nach Beendigung des
Beamtenverhältnisses
(§ 41 Beamtenstatusgesetz)

(1) Eine Tätigkeit nach § 41 Satz 1 des Be-
amtenstatusgesetzes ist anzuzeigen, wenn
sie mit der dienstlichen Tätigkeit in den letz-
ten fünf Jahren vor Beendigung des Beam-
tenverhältnisses im Zusammenhang steht.
Die Anzeigepflicht besteht nach Beendigung
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des Beamtenverhältnisses für einen Zeitraum
von

1. drei Jahren, wenn die Beamtin oder der
Beamte mit Erreichen der Regelalters-
grenze nach § 33 oder zu einem späteren
Zeitpunkt in den Ruhestand tritt,

2. fünf Jahren, wenn das Beamtenverhältnis
zu einem früheren Zeitpunkt beendet
wird, längstens jedoch bis zu dem Ende
des Monats, in dem die Beamtin oder der
Beamte das 70. Lebensjahr vollendet.

Die Anzeige hat vor Aufnahme der Tätigkeit
schriftlich oder elektronisch gegenüber der
letzten obersten Dienstbehörde zu erfolgen.

(2) Die Untersagung nach § 41 Satz 2 des
Beamtenstatusgesetzes ist längstens auf den
Zeitraum der Anzeigepflicht zu befristen.

(3) Das Verbot wird durch die letzte oberste
Dienstbehörde ausgesprochen.

(4) Für frühere Beamtinnen und Beamte, die
mit Anspruch auf Altersgeld ausgeschieden
sind, gelten § 41 Satz 1 des Beamtenstatus-
gesetzes sowie Abs. 1 entsprechend.

§79 Verordnungsermächtigung
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung nähere Regelungen zur
Ausführung der §§ 71 bis 78 zu treffen. In ihr
kann insbesondere geregelt werden,
1. das Nähere über Ausnahmen von der Ge-

nehmigungspflicht von Nebentätigkeiten
nach § 73 Abs. 4,

2. ob und inwieweit eine Beamtin oder ein
Beamter eine Vergütung abzuführen hat,
die sie oder er für eine auf Verlangen,
Vorschlag oder Veranlassung des Dienst-
herrn übernommene Nebentätigkeit au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes oder für
eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst
nach § 72 Abs. 2 Satz 2 erhalten hat,

3. die Festsetzung eines Pauschbetrags für
bestimmte Bereiche oder allgemein, bis zu
dessen Höhe die pauschale Abgeltung von
baren Auslagen, Fahrtkosten, Tage- und
Übernachtungsgeldern nicht als Vergü-
tung nach § 71 Abs. 5 Satz 1 anzusehen
ist,

4. die Zuständigkeit für die Festsetzung des
Nutzungsentgelts sowie dessen Höhe bei
Inanspruchnahme von Personal, Einrich-
tungen und Material des Dienstherrn nach
§ 75 Abs. 3 Satz 3 und das Nähere zur
Erhebung eines Säumniszuschlags nach
§ 75 Abs. 3 Satz 5.

Vierter Titel
Fürsorge

(§§ 45 und 46 Beamtenstatusgesetz)

§80 Beihilfe
(1) Anspruch auf Beihilfen haben

1. Beamtinnen und Beamte und entpflichtete
Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer,

2. Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger sowie frühere Beamtin-
nen und Beamte, die wegen Dienstunfä-
higkeit oder Erreichens der Altersgrenze
entlassen worden oder wegen Ablaufs der
Amtszeit ausgeschieden sind,

3. Witwen und Witwer sowie hinterbliebene
Lebenspartnerinnen und hinterbliebene
Lebenspartner und

4. Waisen,

wenn und solange sie Dienstbezüge, Amts-
bezüge, Anwärterbezüge, Ruhegehalt, Über-
gangsgebührnisse aufgrund gesetzlichen An-
spruchs, Witwengeld, Witwergeld, Waisen-
geld oder Unterhaltsbeitrag erhalten oder nur
deswegen nicht erhalten, weil diese wegen
der Anwendung von Ruhens- oder Anrech-
nungsbestimmungen nicht gezahlt werden.
Den in Satz 1 genannten Personen werden
Beihilfen auch zu den Aufwendungen be-
rücksichtigungsfähiger Angehöriger ge-
währt. Berücksichtigungsfähige Angehörige
sind die Ehegattin, der Ehegatte, die Lebens-
partnerin oder der Lebenspartner der beihil-
feberechtigten Person sowie ihre im Famili-
enzuschlag nach dem Hessischen Besol-
dungsgesetz berücksichtigungsfähigen Kin-
der. Die Voraussetzungen für die Berücksich-
tigung der in Satz 3 genannten Angehörigen
regelt die Rechtsverordnung nach Abs. 5. In
der Verordnung nach Abs. 5 kann geregelt
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werden, unter welchen Voraussetzungen
auch andere natürliche und juristische Perso-
nen als Beihilfeberechtigte gelten.

(2) Ein Anspruch auf Beihilfe besteht außer-
dem während

1. Elternzeit,
2. Beurlaubung aus familiären Gründen nach

§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 für die Höchst-
dauer von drei Jahren je Kind,

3. Beurlaubung aus familiären Gründen nach
§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 für die Höchst-
dauer von insgesamt drei Jahren,

4. Beurlaubungen nach § 64b bis zur
Höchstdauer von sechs Monaten für jeden
pflegebedürftigen Angehörigen,

5. Sonderurlaub aus wichtigem Grund zur
Begleitung eines nahen Angehörigen in
der letzten Lebensphase entsprechend § 3
Abs. 6 des Pflegezeitgesetzes bis zur
Höchstdauer von drei Monaten für jeden
pflegebedürftigen Angehörigen.

Im Falle des Satz 1 Nr. 2 werden Zeiten einer
Elternzeit auf die Höchstdauer angerechnet.
Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 gilt nicht, wenn die
Beamtin oder der Beamte Anspruch auf Bei-
hilfe als berücksichtigungsfähige Angehörige
oder berücksichtigungsfähiger Angehöriger
einer beihilfeberechtigten Person hat oder sie
oder er in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 10 Abs. 1 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch vom 20. Dezember 1988
(BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1613), ver-
sichert ist. Abweichend von Satz 1 kann
durch Rechtsverordnung nach Abs. 5 die Ge-
währung von Beihilfen auch für weitere Zeit-
räume zugelassen werden, in denen keine
laufenden Bezüge gezahlt werden.

(3) Beihilfen werden in Krankheits-, Pflege-,
Geburts- und Todesfällen, für Maßnahmen
zur Gesundheitsvorsorge, zur Früherkennung
von Krankheiten, bei Schutzimpfungen, nicht
rechtswidrigen Sterilisationen und nicht
rechtswidrigen Schwangerschaftsabbrüchen
gewährt. Beihilfefähig sind die Aufwendun-
gen nach Satz 1 für Maßnahmen, die medi-
zinisch notwendig und in ihrer Wirksamkeit
nachgewiesen sind, bei denen die Leistungs-

erbringung nach einer wissenschaftlich allge-
mein anerkannten Methode erfolgt und die
wirtschaftlich angemessen sind. Daneben
kann durch Rechtsverordnung nach Abs. 5 die
Beihilfefähigkeit vom Vorliegen bestimmter
medizinischer Indikationen abhängig ge-
macht werden.

(4) Die Beihilfe bemisst sich nach einem Pro-
zentsatz der beihilfefähigen Aufwendungen
(Bemessungssatz).

(5) Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung nähere Regelungen
zu treffen, insbesondere über die Gewährung
von Beihilfen nach Abs. 3 einschließlich der
Art und des Umfangs der beihilfefähigen
Aufwendungen, des Zusammentreffens meh-
rerer Beihilfeberechtigungen und der Begren-
zung der Beihilfen bei von dritter Seite zuste-
henden Leistungen, über Selbstbeteiligungen
und Eigenanteile, die Gewährung von Beihil-
fen für Wahlleistungen bei stationärer Kran-
kenhausbehandlung gegen Zahlung eines
monatlichen Beitrags und einer zusätzlichen
Eigenbeteiligung bei der Wahlleistung „ge-
sondert berechnete Unterkunft“ sowie zu
dem Verfahren.

(6) Zur Erfüllung seiner Pflichten nach Abs. 1
kann sich der Dienstherr geeigneter Stellen
auch außerhalb des öffentlichen Dienstes
nach den Art. 28 und 29 der Verordnung (EU)
Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Ver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/
EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU
Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils
geltenden Fassung bedienen und diesen die
zur Beihilfebearbeitung erforderlichen Daten
übermitteln. Die beauftragte Stelle darf die
Daten, die ihr im Rahmen der Beihilfebear-
beitung bekannt werden, nur für diesen
Zweck verarbeiten. Die §§ 87 und 93 Abs. 2
gelten entsprechend. Die obersten Dienstbe-
hörden der Gemeinden, Gemeindeverbände
und sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts können
die Befugnisse nach Abs. 1 durch schriftliche

§ 80 Hessisches Beamtengesetz (HBG) I.2

I

www.WALHALLA.de 73

www.WALHALLA.de


Vereinbarung im Einvernehmen mit dem für
das Recht des öffentlichen Dienstes zustän-
digen Ministerium ganz oder teilweise auf
eine der Aufsicht des Landes unterstehende
juristische Person des öffentlichen Rechts
übertragen.

§81 Ersatz von Sachschaden
Sind bei einem auf äußerer Einwirkung beru-
henden plötzlichen, örtlich und zeitlich be-
stimmbaren Ereignis, das in Ausübung oder
infolge des Dienstes eingetreten ist (Unfall),
Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände
beschädigt oder zerstört worden oder abhan-
den gekommen, so soll dafür in angemesse-
nem Umfang Ersatz geleistet werden. Der Er-
satz ist ausgeschlossen, wenn die Beamtin
oder der Beamte den Schaden vorsätzlich
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat. An-
träge auf Gewährung von Sachschadenser-
satz sind innerhalb einer Ausschlussfrist von
sechs Monaten nach Eintritt des Schadenser-
eignisses schriftlich zu stellen. Sind durch eine
erste Hilfeleistung nach einem Unfall beson-
dere Kosten entstanden, so ist der Beamtin
oder dem Beamten der nachweisbar notwen-
dige Aufwand zu ersetzen. § 36 Abs. 1 Satz 2
und Abs. 2 bis 4 des Hessischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes gilt entsprechend.

§81a Erfüllungsübernahme bei
Schmerzensgeldansprüchen

(1) Hat die Beamtin oder der Beamte wegen
eines tätlichen rechtswidrigen Angriffs, den sie
oder er in Ausübung des Dienstes oder außer-
halb des Dienstes wegen der Eigenschaft als
Beamtin oder Beamter erleidet, einen Vollstre-
ckungstitel über einen Anspruch auf Schmer-
zensgeld über einen Betrag von mindestens
500 Euro gegen einen Dritten erlangt, kann der
Dienstherr auf Antrag die Erfüllung dieses An-
spruchs bis zur Höhe des festgestellten
Schmerzensgeldbetrags übernehmen, wenn
die Vollstreckung erfolglos geblieben ist. Dies
gilt nicht, soweit der Schmerzensgeldbetrag
objektiv unverhältnismäßig zu den erlittenen
immateriellen Schäden und deshalb der Höhe
nach offensichtlich unangemessen ist.
(2) Der Dienstherr soll die Erfüllungsüber-
nahme verweigern, wenn aufgrund dessel-

ben Sachverhalts ein Unfallausgleich nach
§ 40 des Hessischen Beamtenversorgungsge-
setzes oder eine einmalige Unfallentschädi-
gung nach § 49 des Hessischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes gezahlt wird.

(3) Die Übernahme der Erfüllung ist innerhalb
einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach
Erlangung des Vollstreckungstitels schriftlich
unter Nachweis des Vollstreckungsversuchs
zu beantragen. Die Entscheidung trifft die
oberste Dienstbehörde. Soweit der Dienstherr
die Erfüllung übernommen hat, gehen die
Ansprüche gegen Dritte auf ihn über. Der
Übergang der Ansprüche kann nicht zum
Nachteil der oder des Geschädigten geltend
gemacht werden.

(4) Für Schmerzensgeldansprüche, für die vor
dem 29. Dezember 2015 ein Vollstreckungs-
titel erlangt wurde, der nicht älter als drei
Jahre ist, kann der Antrag innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten ab dem
29. Dezember 2015 gestellt werden.

§82 Mutterschutz, Elternzeit
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung nähere Regelungen über
die der Eigenart des öffentlichen Dienstes
entsprechende Anwendung der Vorschriften
1. des Mutterschutzgesetzes und der auf-

grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen auf Beamtinnen,

2. des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes über die Elternzeit auf Beamtinnen
und Beamte zu treffen; dabei kann die
Gewährung von beihilfegleichen Leistun-
gen, von Leistungen, die der unentgeltli-
chen Heilfürsorge entsprechen, und die
Erstattung von Beiträgen zur Krankenver-
sicherung vorgesehen werden.

§83 Arbeitsschutz
(1) Neben dem Arbeitsschutzgesetz vom
7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 5. Februar 2009
(BGBl. I S. 160), gelten auch die im Bereich
des Arbeitsschutzes aufgrund der §§ 18
und 19 des Arbeitsschutzgesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen der Bundesregie-
rung, soweit nicht die für das Dienstrecht zu-
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ständige Ministerin oder der hierfür zustän-
dige Minister im Einvernehmen mit der für
Arbeitsschutz zuständigen Ministerin oder
dem hierfür zuständigen Minister durch
Rechtsverordnung Abweichendes regelt.

(2) Für bestimmte Tätigkeiten im öffentlichen
Dienst, insbesondere bei der Polizei, den Zivil-
und Katastrophenschutzdiensten und den Feu-
erwehren, kann die jeweils zuständige Minis-
terin oder der jeweils zuständige Minister durch
Rechtsverordnung bestimmen, dass Vorschrif-
ten des Arbeitsschutzgesetzes ganz oder zum
Teil nicht anzuwenden sind, soweit öffentliche
Belange dies zwingend erfordern, insbesondere
zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung
der öffentlichen Sicherheit. Rechtsverordnun-
gen nach Satz 1 werden im Einvernehmen mit
der für Arbeitsschutz zuständigen Ministerin
oder dem hierfür zuständigen Minister und, so-
weit die für das Dienstrecht zuständige Minis-
terin oder der hierfür zuständige Minister nicht
selbst ermächtigt ist, im Einvernehmen mit die-
ser oder diesem erlassen. In den Rechtsverord-
nungen ist gleichzeitig festzulegen, wie die Si-
cherheit und der Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit unter Berücksichtigung der Ziele des
Arbeitsschutzgesetzes auf andere Weise ge-
währleistet werden.

(3) Für jugendliche Beamtinnen und Beamte
gilt das Jugendarbeitsschutzgesetz vom
12. April 1976 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 2592), in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechend. Aufsichtsbehörde im Sinne der Vor-
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes ist
die oberste Dienstbehörde oder, falls die ju-
gendliche Beamtin oder der jugendliche Beam-
te in einer unteren Verwaltungsbehörde be-
schäftigt oder ausgebildet wird, die nächsthö-
here Behörde.

§84 Dienstjubiläum
Die Beamtinnen und Beamten erhalten bei
Dienstjubiläen eine Jubiläumszuwendung.
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung nähere Regelungen über
die Gewährung von Jubiläumszuwendungen
zu treffen.

§85 Finanzielle Leistungen
Für die Verzinsung, Abtretung, Verpfändung,
Aufrechnung, Zurückbehaltung und Rückfor-
derung von Leistungen aus dem Dienst- oder
Versorgungsverhältnis, die weder zur Besol-
dung noch zu den Versorgungsbezügen gehö-
ren, gelten § 3 Abs. 7 und die §§ 11 und 12 des
Hessischen Besoldungsgesetzes entsprechend.

Fünfter Titel
Personalaktenrecht

(§ 50 Beamtenstatusgesetz)

§86 Personaldatenverarbeitung, Inhalt
und Führung der Personalakte
sowie Zugang zur Personalakte

(1) Nicht Bestandteil der Personalakte nach
§ 50 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes sind
Unterlagen, die besonderen, von der Person
und dem Dienstverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Prü-
fungs-, Sicherheits- und Kindergeldakten.
Kindergeldakten können mit Besoldungs-
und Versorgungsakten verbunden geführt
werden, wenn diese von der übrigen Perso-
nalakte getrennt sind und von einer von der
übrigen Personalverwaltung getrennten Or-
ganisationseinheit bearbeitet werden.

(2) Die Personalakte kann nach sachlichen
Gesichtspunkten in Grundakte und Teilakten
gegliedert werden. Teilakten können bei der
für den betreffenden Aufgabenbereich zustän-
digen Behörde geführt werden. Nebenakten
(Unterlagen, die sich auch in der Grundakte
oder in Teilakten befinden) dürfen nur geführt
werden, wenn die personalverwaltende Be-
hörde nicht zugleich Beschäftigungsbehörde
ist oder wenn mehrere personalverwaltende
Behörden für die Beamtin oder den Beamten
zuständig sind; sie dürfen nur solche Unterla-
gen enthalten, deren Kenntnis zur rechtmäßi-
gen Aufgabenerledigung der betreffenden Be-
hörde erforderlich ist. In die Grundakte ist ein
vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Ne-
benakten aufzunehmen.

(3) Die Verarbeitung von Personalaktendaten
erfolgt ausschließlich durch Beschäftigte, die
im Rahmen der Personalverwaltung oder Per-
sonalwirtschaft mit der Bearbeitung von Per-
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sonalangelegenheiten beauftragt sind, und
nur soweit es zu diesen Zwecken erforderlich
ist. In einem automatisierten Personalverwal-
tungssystem ist neben den in Satz 1 genann-
ten Zwecken auch zur Ausübung von Auf-
sichts- und Kontrollbefugnissen oder zur Er-
stellung von Auswertungen im Bereich der
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft
Beschäftigten übergeordneter Dienstbehör-
den die Verarbeitung von Personalaktendaten
gestattet, soweit dies erforderlich ist. Abwei-
chend von Satz 1 und 2 ist eine Kenntnisnah-
me von Personalaktendaten zulässig, soweit
diese im Rahmen der Datensicherung oder der
Sicherung des ordnungsgemäßen Betriebs ei-
nes automatisierten Personalverwaltungssys-
tems nach dem Stand der Technik nicht oder
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu
vermeiden wäre. Die oberste Dienstbehörde
kann abweichend von Satz 1 die Verarbeitung
von personenbezogenen Daten nach den
Art. 28 und 29 der Verordnung (EU) Nr. 2016/
679 in der jeweils geltenden Fassung an einen
Auftragsverarbeiter übertragen. Zugang zu
Personalaktendaten haben ferner die mit An-
gelegenheiten der Innenrevision beauftragten
Beschäftigten, soweit sie die zur Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben erforderlichen Erkennt-
nisse nur auf diesem Weg und nicht durch
Auskunft aus der Personalakte gewinnen
können. Jede Einsichtnahme nach Satz 2
und 5 ist aktenkundig zu machen.

(4) Der Dienstherr darf personenbezogene
Daten über Bewerberinnen, Bewerber, Be-
amtinnen und Beamte sowie über ehemalige
Beamtinnen und Beamte nur erheben, soweit
dies zur Begründung, Durchführung, Beendi-
gung oder Abwicklung des Dienstverhältnis-
ses oder zur Durchführung organisatorischer,
personeller und sozialer Maßnahmen, insbe-
sondere auch zu Zwecken der Personalpla-
nung und des Personaleinsatzes, erforderlich
ist oder eine Rechtsvorschrift oder eine
Dienstvereinbarung dies erlaubt. Fragebö-
gen, mit denen solche personenbezogene
Daten erhoben werden, bedürfen der Geneh-
migung durch die oberste Dienstbehörde.

(5) Übermittlungen bei Strafverfahren nach
§ 49 des Beamtenstatusgesetzes sind an die

Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten
oder die Vertretung im Amt zu richten und als
„Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen.

§87 Beihilfeakte
(1) Unterlagen über Beihilfen sind stets als
Teilakte zu führen. Diese ist von der übrigen
Personalakte getrennt aufzubewahren. Sie
soll in einer von der übrigen Personalverwal-
tung getrennten Organisationseinheit bear-
beitet werden; Zugang sollen nur Beschäftig-
te dieser Organisationseinheit haben. Bei au-
tomatisierter Beihilfebearbeitung nach § 93
Abs. 2 ist ausnahmsweise die Zusammenfas-
sung der Beihilfebescheide in Sachakten zu-
lässig, sofern der Datenschutz gesichert und
gewährleistet ist, dass die Beihilfeakte jeder-
zeit wieder zusammengeführt werden kann.
(2) Die Beihilfeakte und Beihilfedaten dürfen
für andere als für Beihilfezwecke nur ver-
wendet oder weitergegeben werden, wenn
die oder der Beihilfeberechtigte und bei der
Beihilfegewährung berücksichtigte Angehöri-
ge im Einzelfall einwilligen, die Einleitung
oder Durchführung eines im Zusammenhang
mit einem Beihilfeantrag stehenden behörd-
lichen oder gerichtlichen Verfahrens dies er-
fordert oder soweit es zur Abwehr erheblicher
Nachteile für das Gemeinwohl, einer sonst
unmittelbar drohenden Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit oder einer schwerwiegenden
Beeinträchtigung der Rechte einer anderen
Person erforderlich ist.
(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für Un-
terlagen über Heilfürsorge und Heilverfahren.

§88 Anhörungspflicht
Beamtinnen und Beamte sind zu Beschwer-
den, Behauptungen und Bewertungen, die
für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig
werden können, vor deren Aufnahme in die
Personalakte zu hören, soweit die Anhörung
nicht nach anderen Rechtsvorschriften er-
folgt. Ihre Äußerungen sind zur Personalakte
zu nehmen.

§89 Einsichts- und Auskunftsrecht
(1) Beamtinnen und Beamte haben, auch
nach Beendigung des Beamtenverhältnisses,
ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige
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Personalakte. Die personalaktenführende Be-
hörde bestimmt, wo die Einsicht gewährt
wird. Auskunft nach Art. 15 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 2016/679 über den Inhalt
der Personalakte kann auch in Form der Ein-
sichtnahme erteilt werden.

(2) Bevollmächtigten der Beamtinnen und Be-
amten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt
auch für Hinterbliebene und deren Bevoll-
mächtigte, wenn ein berechtigtes Interesse
glaubhaft gemacht wird. Für Auskünfte aus der
Personalakte gelten Satz 1 und 2 entsprechend.

(3) Kopien sowie Informationen in einem
gängigen elektronischen Format werden
nach Art. 15 Abs. 3 der Verordnung (EU)
Nr. 2016/679 auf Verlangen zur Verfügung
gestellt, soweit der Schutz wichtiger Ziele des
allgemeinen öffentlichen Interesses oder der
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht
entgegenstehen.

(4) Beamtinnen und Beamte haben ein Recht
auf Einsicht auch in andere Akten, die perso-
nenbezogene Daten über sie enthalten und
für ihr Dienstverhältnis verwendet werden,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist; dies gilt nicht für Sicherheitsakten. Die
Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Da-
ten der oder des Betroffenen mit Daten Drit-
ter oder geheimhaltungsbedürftigen nicht
personenbezogenen Daten derart verbunden
sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit
unverhältnismäßig großem Aufwand möglich
ist. In diesem Fall ist der Beamtin oder dem
Beamten Auskunft zu erteilen.

§90 Übermittlung der Personalakte,
Auskünfte an Dritte

(1) Ohne Einwilligung der Beamtin oder des
Beamten ist es zulässig, die Personalakte für
Zwecke der Personalverwaltung oder Perso-
nalwirtschaft der obersten Dienstbehörde oder
einer im Rahmen der Dienstaufsicht weisungs-
befugten Behörde zu übermitteln. Das Gleiche
gilt für Behörden desselben Geschäftsbereichs,
soweit die Übermittlung zur Vorbereitung oder
Durchführung einer Personalentscheidung not-
wendig ist, sowie für Behörden eines anderen
Geschäftsbereichs desselben Dienstherrn, so-

weit diese an einer Personalentscheidung mit-
zuwirken haben. Ärztinnen und Ärzten, die im
Auftrag der personalverwaltenden Behörde ein
medizinisches Gutachten erstellen, darf die
Personalakte ebenfalls ohne Einwilligung
übermittelt werden. Für Auskünfte aus der
Personalakte gelten Satz 1 bis 3 entsprechend.
Soweit eine Auskunft ausreicht, ist von einer
Übermittlung abzusehen.

(2) Auskünfte über den Inhalt der Personalakte
an Dritte dürfen nur mit Einwilligung der Be-
amtin oder des Beamten erteilt werden, es sei
denn, dass die Abwehr einer erheblichen Be-
einträchtigung des Gemeinwohls oder der
Schutz rechtlicher Interessen von Dritten die
Auskunftserteilung erfordert. Inhalt und Emp-
fängerin oder Empfänger der Auskunft sind der
Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzu-
teilen. § 13b des Hessischen Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetzes bleibt unberührt.

(3) Übermittlung und Auskunft sind auf den
jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken.

§91 Entfernung von Unterlagen
(1) Unterlagen über Beschwerden, Behaup-
tungen und Bewertungen, auf die § 19 Abs. 3
und 4 Satz 1 des Hessischen Disziplinarge-
setzes nicht anzuwenden ist, sind,

1. falls sie sich als unbegründet oder falsch
erwiesen haben, mit Zustimmung der Be-
amtin oder des Beamten unverzüglich aus
der Personalakte zu entfernen und zu ver-
nichten,

2. falls sie für die Beamtin oder den Beamten
ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig
werden können, auf Antrag der Beamtin
oder des Beamten nach zwei Jahren zu
entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht
für dienstliche Beurteilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder
durch die Einleitung eines Straf- oder Diszip-
linarverfahrens unterbrochen. Stellt sich der
erneute Vorwurf als unbegründet oder falsch
heraus, gilt die Frist als nicht unterbrochen.

(2) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht
Bestandteil einer Disziplinarakte sind, sowie
Auskünfte aus dem Bundeszentralregister sind
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mit Zustimmung der Beamtin oder des Beam-
ten nach drei Jahren zu entfernen und zu ver-
nichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§92 Aufbewahrungsfristen
(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss
von der personalaktenführenden Behörde
fünf Jahre aufzubewahren. Personalakten
sind abgeschlossen, wenn
1. die Beamtin oder der Beamte ohne Versor-

gungsansprüche aus dem öffentlichen
Dienst ausgeschieden ist, mit Ablauf des
Jahrs des Erreichens der jeweils geltenden
Regelaltersgrenze, in den Fällen des § 32
dieses Gesetzes und des § 13 des Hessi-
schen Disziplinargesetzes jedoch erst, wenn
mögliche Empfängerinnen und Empfänger
von Versorgung nicht mehr vorhanden sind,

2. die Beamtin oder der Beamte ohne ver-
sorgungsberechtigte Hinterbliebene ver-
storben ist, mit Ablauf des Todesjahres,

3. nach dem Tod der Beamtin oder des Be-
amten versorgungsberechtigte Hinterblie-
bene vorhanden sind, mit Ablauf des Jah-
res, in dem die letzte Zahlungsverpflich-
tung entfallen ist.

Satz 2 Nr. 2 und 3 gilt entsprechend für frü-
here Beamtinnen und Beamte, die mit An-
spruch auf Altersgeld ausgeschieden sind.
(2) Unterlagen über
1. Beihilfen, Heilfürsorge, Heilverfahren, Un-

terstützungen, Erholungsurlaub und Er-
krankungen sind drei Jahre,

2. Umzugs- und Reisekosten sechs Jahre

nach Ablauf des Jahres, in dem die Bearbei-
tung des einzelnen Vorgangs abgeschlossen
wurde, aufzubewahren. Unterlagen, aus de-
nen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist,
sind unverzüglich zurückzugeben oder zu
vernichten, wenn sie für den Zweck, zu dem
sie vorgelegt worden sind, nicht mehr benö-
tigt werden. Als Zweck, zu dem Unterlagen
vorgelegt worden sind, gelten auch Verfah-
ren, mit denen Rabatte oder Erstattungen
geltend gemacht werden.
(3) Versorgungsakten sind fünf Jahre nach
Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versor-
gungszahlung geleistet worden ist, aufzube-

wahren; besteht die Möglichkeit eines Wie-
derauflebens des Anspruchs, sind sie 30 Jahre
aufzubewahren.

(4) Personalakten sind nach Ablauf der Auf-
bewahrungsfrist zu vernichten, sofern sie
nicht vom zuständigen Staatsarchiv über-
nommen werden.

§93 Verarbeitung von Personalakten-
daten in automatisierten Verfahren

(1) Personalaktendaten dürfen in automati-
sierten Verfahren nur für die in § 86 Abs. 3
genannten Zwecke verarbeitet werden. Im
Übrigen ist ihre Übermittlung nur nach Maß-
gabe des § 90 zulässig. Ein Datenabruf in au-
tomatisierten Verfahren durch andere Behör-
den ist unzulässig, soweit durch besondere
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(2) Personalaktendaten im Sinne des § 87
dürfen in automatisierten Verfahren nur im
Rahmen ihrer Zweckbestimmung und nur von
den übrigen Personaldateien technisch und
organisatorisch getrennt verarbeitet und ge-
nutzt werden.

(3) Von den Unterlagen über medizinische oder
psychologische Untersuchungen und Tests dür-
fen im Rahmen der Personalverwaltung nur die
Ergebnisse in automatisierten Verfahren verar-
beitet werden, soweit sie die Eignung betreffen
und ihre Verarbeitung oder Nutzung dem
Schutz der Beamtin oder des Beamten dient.

(4) Bei erstmaliger Speicherung ist der oder
dem Betroffenen die Art der über sie oder ihn
nach Abs. 1 gespeicherten Daten mitzuteilen,
bei wesentlichen Änderungen ist sie oder er
zu benachrichtigen. Ferner sind die Verarbei-
tungsformen automatisierter Personalver-
waltungsverfahren zu dokumentieren und
einschließlich des jeweiligen Verwendungs-
zwecks sowie der regelmäßigen Empfänge-
rinnen und Empfänger und des Inhalts der
Datenübermittlung in automatisierten Ver-
fahren allgemein bekanntzugeben.

(5) In automatisierten Verfahren gespeicherte
Personalaktendaten sind nach Ablauf der
Aufbewahrungsfristen des § 92 zu löschen,
sofern nicht spezielle gesetzliche Vorschriften
einen längeren Aufbewahrungszeitraum be-
stimmen.
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Sechster Titel
Beamtenvertretung

§94 Vertretung durch Gewerkschaften
und Berufsverbände

Beamtinnen und Beamte können ihre Ge-
werkschaften und Berufsverbände mit ihrer
Vertretung beauftragen, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

§95 Beteiligung der Spitzen-
organisationen
(§ 53 Beamtenstatusgesetz)

Die Spitzenorganisationen der zuständigen
Gewerkschaften und Berufsverbände sind
über die Verpflichtung nach § 53 Satz 1 des
Beamtenstatusgesetzes hinaus auch bei der
Vorbereitung sonstiger allgemeiner Regelun-
gen der beamtenrechtlichen Verhältnisse zu
beteiligen.

DRITTER TEIL
Personalwesen

§96 Befugnisse des für das Dienstrecht
zuständigen Ministeriums

(1) Das für das Dienstrecht zuständige Minis-
terium kann

1. Grundsätze des Personalwesens entwickeln,
2. Untersuchungen über das Personalwesen

anstellen,
3. für landesweite und ressortübergreifende

Auswertungen Dateien über die Beamtin-
nen, Beamten, Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer des Landes einschließlich der
zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten,
Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger sowie über Personen, die
in einem vergleichbaren Rechtsverhältnis
zum Land Hessen stehen, führen.

(2) Für die Dateien nach Abs. 1 Nr. 3 dürfen
die in den Personalsystemen des Landes ge-
speicherten Daten, die für Aufgaben nach
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 erforderlich sind, abgeru-
fen werden. Die Daten dürfen für Verwal-
tungs- und Planungszwecke in automatisier-
ten Verfahren verarbeitet werden. Aggregier-
te Ergebnisse dürfen obersten Landesbehör-
den übermittelt werden, wenn sie zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich sind.

(3) Das für das Dienstrecht zuständige Minis-
terium kann abweichend von Abs. 1 Nr. 3 die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten
nach den Art. 28 und 29 der Verordnung (EU)
Nr. 2016/679 in der jeweils geltenden Fassung
an einen Auftragsverarbeiter übertragen.

§97 Direktorin oder Direktor des
Landespersonalamts

Die der Direktorin oder dem Direktor des
Landespersonalamts übertragenen Aufgaben
nimmt die Staatssekretärin oder der Staats-
sekretär des für das Dienstrecht zuständigen
Ministeriums wahr. In dieser Funktion stehen
ihr oder ihm Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter dieses Ministeriums zur Verfügung, die
auch in deren Vertretung oder in deren Auf-
trag tätig werden können.

§98 Landespersonalkommission,
Aufgaben

(1) Es wird eine Landespersonalkommission
errichtet. Sie übt ihre Tätigkeit innerhalb der
gesetzlichen Schranken unabhängig und in
eigener Verantwortung aus.

(2) Die Landespersonalkommission hat außer
den in § 4 Abs. 4, § 19 Satz 2, § 20 Abs. 1, § 21
Abs. 2 und § 23 Abs. 3 vorgesehenen Zu-
ständigkeiten folgende Aufgaben:

1. Anregungen zur Verbesserung des Perso-
nalwesens zu geben,

2. bei der Vorbereitung allgemeiner Rege-
lungen der beamtenrechtlichen Verhält-
nisse mitzuwirken,

3. Vorschläge zur Beseitigung von Mängeln
in der Handhabung von beamtenrechtli-
chen Vorschriften zu machen.

§99 Zusammensetzung
(1) Die Landespersonalkommission besteht
aus 18 Mitgliedern. Hiervon wird je ein Mit-
glied vom Ministerium des Innern und für
Sport, vom Ministerium der Finanzen, vom
Ministerium der Justiz, für Integration und
Europa, vom Kultusministerium und von der
Staatskanzlei berufen. Zwei Mitglieder wer-
den auf Vorschlag des Landesbezirks Hessen
des Deutschen Gewerkschaftsbunds und je-
weils ein Mitglied auf Vorschlag des Landes-
verbands Hessen des Deutschen Beamten-
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bunds, des Hessischen Städtetags, des Hessi-
schen Landkreistags und des Hessischen
Städte- und Gemeindebunds von der Minis-
terpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten
berufen. Vertreterinnen und Vertreter anderer
Beamtenorganisationen können auf Antrag
von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
der Landespersonalkommission zu einzelnen
Verhandlungspunkten beratend hinzugezo-
gen werden. Die übrigen sieben Mitglieder
wählt der Landtag nach den Grundsätzen des
Verhältniswahlrechts. Sämtliche Mitglieder
werden für die Dauer der Wahlperiode des
Landtags berufen oder gewählt.

(2) Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes
Mitglied zu berufen oder zu wählen. Abs. 1
Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Scheidet ein
Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus der
Landespersonalkommission aus, so tritt das
berufene oder gewählte stellvertretende Mit-
glied für den Rest der Amtszeit an seine Stelle.

§100 Rechtsstellung der Mitglieder
(1) Die Mitglieder der Landespersonalkom-
mission sind unabhängig und nur dem Gesetz
unterworfen. Sie üben ihre Tätigkeit inner-
halb dieser Schranken in eigener Verantwor-
tung aus. Sie dürfen wegen ihrer Tätigkeit
dienstlich nicht gemaßregelt oder benachtei-
ligt werden.

(2) Die Mitgliedschaft in der Landespersonal-
kommission ruht während der Dauer eines ge-
richtlichen Disziplinarverfahrens. Sie ruht auch
während der Dauer eines nach § 49 erlassenen
Verbots der Führung der Dienstgeschäfte.

§101 Vorsitz, Geschäftsordnung
Die Landespersonalkommission wählt aus ih-
ren Mitgliedern die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder
einen Stellvertreter. Sie gibt sich eine Ge-
schäftsordnung.

§102 Verfahren, Sitzungen, Beschlüsse
(1) Die Landespersonalkommission tritt nach
Bedarf zusammen. Auf Verlangen der Minis-
terpräsidentin oder des Ministerpräsidenten
ist eine Sitzung anzusetzen. Die oder der
Vorsitzende bestimmt Zeit, Ort und Tages-
ordnung und leitet die Sitzungen.

(2) Die Sitzungen der Landespersonalkom-
mission sind nicht öffentlich. Die oder der
Vorsitzende kann Beauftragten beteiligter
Verwaltungen und anderen Personen die An-
wesenheit gestatten.
(3) Die Beauftragten der beteiligten Verwal-
tungen sind auf Verlangen zu hören.
(4) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit
gefasst. Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwe-
senheit von mindestens zehn Mitgliedern er-
forderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme der oder des Vorsitzenden.
(5) Bei Beschlüssen über Einzelfälle aus der
Landesverwaltung sind die auf Vorschlag des
Hessischen Städtetags, des Hessischen Land-
kreistags und des Hessischen Städte- und
Gemeindebunds berufenen Mitglieder nicht
stimmberechtigt.
(6) Die Direktorin oder der Direktor des Lan-
despersonalamts bereitet die Sitzungen vor
und führt die Beschlüsse durch, soweit die
Landespersonalkommission nichts anderes
bestimmt.

§103 Beweiserhebung, Amtshilfe
(1) Die Landespersonalkommission kann zur
Durchführung ihrer Aufgaben in entspre-
chender Anwendung der für die Verwal-
tungsgerichte des Landes geltenden Vor-
schriften Beweise erheben. Zur Abnahme von
Eiden ist sie nicht befugt.
(2) Alle Dienststellen haben der Landesperso-
nalkommission unentgeltlich Amtshilfe zu
leisten und ihr auf Verlangen Auskünfte zu er-
teilen und Akten vorzulegen, soweit dies zur
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

VIERTER TEIL
Beschwerdeweg, Rechtsschutz

§104 Anträge, Beschwerden
(1) Beamtinnen und Beamte können Anträge
und Beschwerden vorbringen. Hierbei haben
sie den Dienstweg einzuhalten. Der Be-
schwerdeweg bis zur obersten Dienstbehörde
steht offen.
(2) Richtet sich die Beschwerde gegen eine
Vorgesetzte oder einen Vorgesetzten, so kann

I.2 Hessisches Beamtengesetz (HBG) §§ 100 – 104

I

80 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


sie unmittelbar bei der oder dem nächsthö-
heren Vorgesetzten eingereicht werden.

§105 Vorverfahren
(§ 54 Beamtenstatusgesetz)

Eines Vorverfahrens nach § 54 Abs. 2 des
Beamtenstatusgesetzes bedarf es nicht bei
versorgungsrechtlichen Entscheidungen im
Bereich der Landesverwaltung.

§106 Zustellung von Verfügungen und
Entscheidungen

Verfügungen und Entscheidungen, die den
Beamtinnen und Beamten oder den Versor-
gungsberechtigten nach den Vorschriften
dieses Gesetzes bekanntzugeben sind, sind
zuzustellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf
gesetzt wird oder Rechte der Beamtinnen und
Beamten oder der Versorgungsberechtigten
durch sie berührt werden.

FÜNFTER TEIL
Besondere Vorschriften für einzelne

Beamtengruppen

Erster Abschnitt
Polizei

§107 Rechtsstellung
(1) Für die Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamten gelten die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes, soweit nachstehend
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Welche Beamtengruppen zum Polizeivoll-
zugsdienst gehören, wird durch die Lauf-
bahnvorschriften bestimmt.

(3) Die für das Dienstrecht der Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamten zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zuständi-
ge Minister wird ermächtigt, die Laufbahnen
des Polizeivollzugsdienstes und die dienstliche
Beurteilung für den Polizeivollzugsdienst im
Einvernehmen mit der Direktorin oder dem
Direktor des Landespersonalamts abweichend
von den §§ 14 bis 23 und § 59 Abs. 1 Satz 2
durch Rechtsverordnung zu regeln.

§108 Praktikum
(1) Bewerberinnen und Bewerber für die
Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugs-
dienstes, die den Abschluss einer Realschule

oder einen als gleichwertig anerkannten Bil-
dungsstand nachweisen, können vor dem
Vorbereitungsdienst in einem Praktikum zur
Erlangung der Fachhochschulreife beschäftigt
werden.
(2) Das Praktikum wird durch die Einberufung
als Praktikantin oder Praktikant begründet
und endet außer durch Tod mit der Berufung
in das Beamtenverhältnis auf Widerruf oder
durch Entlassung.
(3) Die Praktikantin oder der Praktikant steht
in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis. Die für Beamtinnen und Beamte
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gelten-
den Vorschriften dieses Gesetzes sowie die
für sie maßgebenden Vorschriften des Hessi-
schen Beamtenversorgungsgesetzes über die
Unfallfürsorge finden entsprechende Anwen-
dung.
(4) Die Praktikantinnen und Praktikanten er-
halten
1. eine Unterhaltsbeihilfe in Höhe von

50 Prozent des Anwärtergrundbetrags für
das Eingangsamt, in das Anwärterinnen
und Anwärter des gehobenen Polizeivoll-
zugsdienstes nach Abschluss des Vorbe-
reitungsdienstes unmittelbar eintreten,

2. vermögenswirksame Leistungen in ent-
sprechender Anwendung der für die Be-
amtinnen und Beamten geltenden Vor-
schriften und

3. eine Sonderzahlung.

Die Gewährung der Unterhaltsbeihilfe kann
von der Erfüllung von Auflagen abhängig ge-
macht werden. § 6 Abs. 1 des Hessischen
Besoldungsgesetzes gilt entsprechend.

(5) Das Nähere regeln die Laufbahnvorschrif-
ten.

§109 Gemeinschaftsunterkunft,
Gemeinschaftsverpflegung

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte können, wenn besondere Ein-
sätze, Übungen oder Lehrgänge es erfordern,
verpflichtet werden, in einer Gemeinschafts-
unterkunft zu wohnen und an einer Gemein-
schaftsverpflegung teilzunehmen. Das Nähe-
re regelt das für das Dienstrecht der Polizei-
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vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amten zuständige Ministerium.

§110 Vorläufige Dienstenthebung
Bei einer vorläufigen Dienstenthebung von
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten nach dem Hessischen Diszip-
linargesetz findet § 49 Abs. 2 entsprechende
Anwendung.

§111 Polizeidienstunfähigkeit
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte sind dienstunfähig (§ 26
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes), wenn sie
nach amtsärztlichem Gutachten den beson-
deren gesundheitlichen Anforderungen für
den Polizeivollzugsdienst nicht mehr genü-
gen und nicht zu erwarten ist, dass sie die
volle Verwendungsfähigkeit innerhalb von
zwei Jahren wiedererlangen (Polizeidienstun-
fähigkeit), es sei denn, die auszuübende
Funktion erfordert bei Beamtinnen und Be-
amten auf Lebenszeit diese besonderen ge-
sundheitlichen Anforderungen auf Dauer
nicht mehr uneingeschränkt. Zur Erstattung
von amtsärztlichen Gutachten sind auch die
hierzu von der obersten Dienstbehörde be-
stimmten Polizeiärztinnen und Polizeiärzte
sowie die Ärztinnen und Ärzte der Ämter für
Versorgung und Soziales befugt.
(2) Polizeidienstunfähige Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamte können
in ein Amt einer anderen Laufbahn versetzt
werden, wenn sie persönlich die Eignung für
die Laufbahn besitzen. Ohne ihre Zustim-
mung ist die Versetzung nur zulässig, wenn
das neue Amt mit mindestens demselben
Endgrundgehalt wie das bisherige Amt ver-
bunden ist; Stellenzulagen gelten hierbei
nicht als Bestandteile des Grundgehalts. Bei
einem Laufbahnwechsel nach dem 50. Le-
bensjahr gilt die besondere Altersgrenze
nach § 112. Im Übrigen ist § 26 Abs. 2 und 3
des Beamtenstatusgesetzes anzuwenden.

§112 Eintritt in den Ruhestand im
Polizeivollzugsdienst

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte auf Lebenszeit treten mit
dem Ende des Monats, in dem sie das 62. Le-

bensjahr vollendet haben (besondere Alters-
grenze), in den Ruhestand. Sie können auf
ihren Antrag in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet
haben.

(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte auf Lebenszeit, die vor dem
1. Januar 1952 geboren sind, treten mit dem
Ende des Monats in den Ruhestand, in dem
sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte auf Lebenszeit, die nach dem
31. Dezember 1951 und vor dem 1. Januar
1964 geboren sind, wird die Altersgrenze wie
folgt angehoben:

Geburtsjahr
Geburtsmonat

Anhebung um
Monate

Altersgrenze

Jahr Monate

1952
Januar 1 60 1
Februar 2 60 2
März 3 60 3
April 4 60 4
Mai 5 60 5

Juni – Dezember 6 60 6
1953 7 60 7
1954 8 60 8
1955 9 60 9
1956 10 60 10
1957 11 60 11
1958 12 61 0
1959 14 61 2
1960 16 61 4
1961 18 61 6
1962 20 61 8
1963 22 61 10

(3) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte auf Lebenszeit, die im
Schicht- oder Wechselschichtdienst, im Spe-
zialeinsatzkommando, in einem mobilen Ein-
satzkommando, in der Polizeihubschrauber-
staffel oder in einer operativen Einheit im
Außendienst mit regelmäßig wechselnder Ar-
beitszeit und regelmäßig wechselndem Ar-
beitsort mindestens
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1. 20 Jahre tätig gewesen sind, treten
24 Monate,

2. 15 Jahre tätig gewesen sind, treten
18 Monate,

3. 10 Jahre tätig gewesen sind, treten zwölf
Monate

vor Erreichen der für sie geltenden Alters-
grenze, jedoch frühestens mit Ende des Mo-
nats, in dem sie das 60. Lebensjahr vollendet
haben, in den Ruhestand. Der Polizeivoll-
zugsbeamtin oder dem Polizeivollzugsbeam-
ten ist durch die personalverwaltende Stelle
mindestens ein Jahr vor Erreichen der Alters-
grenze mitzuteilen, ob die Voraussetzungen
erfüllt sind.

(4) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte auf Lebenszeit, die am 1. Ja-
nuar 2011

1. sich in der Freistellungsphase im Rahmen
einer Teilzeitbeschäftigung bis zum Ruhe-
stand nach § 1 Abs. 6 der Hessischen Ar-
beitszeitverordnung befinden oder

2. bis zum Eintritt in den Ruhestand beur-
laubt sind,

erreichen die Altersgrenze mit Vollendung
des 60. Lebensjahres.

(5) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten auf Lebenszeit, denen vor
dem 1. Januar 2011 Teilzeitbeschäftigung bis
zum Eintritt in den Ruhestand bewilligt wur-
de, ist auf Antrag die Teilzeitbeschäftigung
bis zum Erreichen der jeweils geltenden Al-
tersgrenze zu bewilligen. Entsprechendes gilt
für Beurlaubungen, die bis zum Eintritt in den
Ruhestand bewilligt wurden.

(6) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt,
kann der Eintritt in den Ruhestand auf Antrag
oder mit Zustimmung der Polizeivollzugsbe-
amtin oder des Polizeivollzugsbeamten über
die Altersgrenze hinaus um eine bestimmte
Frist, die jeweils ein Jahr nicht übersteigen
darf, hinausgeschoben werden, jedoch nicht
länger als bis zum vollendeten 64. Lebens-
jahr. Die Entscheidung trifft die oberste
Dienstbehörde. Der Antrag nach Satz 1 ist
spätestens sechs Monate vor Eintritt in den
Ruhestand zu stellen.

§112a Mehrarbeit im Polizeivoll-
zugsdienst

Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamte durch eine dienstlich an-
geordnete oder genehmigte Mehrarbeit über
die regelmäßige Arbeitszeit hinaus bean-
sprucht, so ist ihnen innerhalb von zwölf
Monaten für die über die regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit ent-
sprechende Dienstbefreiung zu gewähren. Ist
die Dienstbefreiung aus zwingenden dienst-
lichen Gründen nicht möglich, so können an
ihrer Stelle Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamte Mehrarbeitsvergü-
tung nach § 56a des Hessischen Besoldungs-
gesetzes erhalten.

Zweiter Abschnitt
Weitere besondere Beamtengruppen

§113 Feuerwehr
Für die Beamtinnen und Beamten im feuer-
wehrtechnischen Dienst gelten die §§ 107
und 110 bis 112 entsprechend. § 112 Abs. 3
Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass Beamtinnen
und Beamte auf Lebenszeit im feuerwehrtech-
nischen Dienst entsprechende Zeiten im
Schicht- oder Wechselschichtdienst tätig gewe-
sen sind. Die Gemeinden können Beamtinnen
und Beamten im feuerwehrtechnischen Dienst,
die sich im Beamtenverhältnis auf Probe befin-
den, unentgeltliche Heilfürsorge gewähren.

§114 Justiz
Für die Beamtinnen und Beamten im Justiz-
dienst, die im allgemeinen Vollzugsdienst, im
Werkdienst oder im Krankenpflegedienst im
Justizvollzug tätig sind, gelten die §§ 111
und 112 entsprechend. § 111 Abs. 1 Satz 2
gilt mit der Maßgabe, dass zur Erstattung von
amtsärztlichen Gutachten auch die hierzu von
der obersten Dienstbehörde bestimmten Ärz-
tinnen und Ärzte in den Justizvollzugsbehör-
den sowie die Ärztinnen und Ärzte der Ämter
für Versorgung und Soziales befugt sind. Die
besondere Altersgrenze bleibt entsprechend
§ 111 Abs. 2 Satz 3 auch bei anderweitiger
Verwendung innerhalb der Fachrichtung Jus-
tiz erhalten. § 112 Abs. 3 Satz 1 gilt mit der
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Maßgabe, dass Beamtinnen und Beamte auf
Lebenszeit im Justizdienst entsprechende
Zeiten im Schicht- oder Wechselschichtdienst
tätig gewesen sind.

§115 Hessischer Landtag
Die Landtagsbeamtinnen und Landtagsbeam-
ten sind Beamtinnen und Beamte des Landes.
Ihre Ernennung, Entlassung und Versetzung in
den Ruhestand wird durch die Präsidentin
oder den Präsidenten des Landtags im Be-
nehmen mit dem Präsidium des Landtags
vorgenommen. Die Präsidentin oder der Prä-
sident des Landtags ist oberste Dienstbehör-
de. Die Aufgaben der Direktorin oder des Di-
rektors des Landespersonalamts und der Lan-
despersonalkommission werden vom Präsidi-
um des Landtags wahrgenommen.

SECHSTER TEIL
Kostenerstattung bei Dienstherrn-

wechsel

§116 Erstattung von Studiengebühren
(1) Wechselt eine Beamtin oder ein Beamter
des gehobenen allgemeinen Verwaltungs-
dienstes in der Zeit vom Beginn ihres oder
seines Vorbereitungsdienstes bis zum Ablauf
von fünf Jahren nach ihrer oder seiner Er-
nennung zur Beamtin oder zum Beamten auf
Probe in dieselbe oder eine entsprechende
Laufbahn bei einem anderen Dienstherrn im
Anwendungsbereich dieses Gesetzes, so hat
der neue Dienstherr dem bisherigen Dienst-
herrn die für das Studium der Beamtin oder
des Beamten an der Hessischen Hochschule
für Polizei und Verwaltung angefallenen Ge-
bühren zu erstatten. Dies gilt auch dann,
wenn die ehemalige Beamtin oder der ehe-
malige Beamte beim neuen Dienstherrn in
einem Arbeitsverhältnis mindestens gleich-
wertig beschäftigt wird. Der neue Dienstherr
hat dem bisherigen Dienstherrn einen
Dienstherrnwechsel im Sinne von Satz 1
und 2 unverzüglich mitzuteilen.

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn

1. der Ausbildungsdienstherr die Beamtin
oder den Beamten nach der Ableistung

des Vorbereitungsdienstes aus Gründen,
die die Beamtin oder der Beamte nicht zu
vertreten hat, nicht in ein Beamtenver-
hältnis auf Probe übernimmt,

2. der Dienstherrnwechsel zur Vermeidung
einer Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit erfolgt oder

3. zwischen dem Ausscheiden der Beamtin
oder des Beamten aus dem bisherigen
Dienstverhältnis und der Begründung ei-
nes neuen Dienst- oder Arbeitsverhältnis-
ses ein Zeitraum von mehr als zwei Jahren
liegt.

(3) Ein mehrfacher Dienstherrnwechsel steht
einer entsprechenden Anwendung des Abs. 1
nicht entgegen.

(4) Der Erstattungsbetrag mindert sich für je-
des volle Jahr, das die Beamtin oder der Be-
amte nach ihrer oder seiner Ernennung zur
Beamtin oder zum Beamten auf Probe bei
ihrem oder seinem bisherigen Dienstherrn
Dienst geleistet hat, um ein Fünftel. § 58
Abs. 3 des Hessischen Besoldungsgesetzes
bleibt unberührt.

SIEBTER TEIL
Übergangs- und Schlussvorschriften

§117 Verwaltungsvorschriften
Die zur Durchführung dieses Gesetzes und
des Beamtenstatusgesetzes erforderlichen
allgemeinen Verwaltungsvorschriften erlässt
das für das Dienstrecht zuständige Ministeri-
um, soweit dieses Gesetz oder das Beamten-
statusgesetz nichts anderes bestimmt.

§118 Übergangsregelung zur
Altersteilzeit

(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbe-
zügen kann auf Antrag, der sich bis zum Be-
ginn des Ruhestands erstrecken muss, Teil-
zeitbeschäftigung bewilligt werden, bei teil-
zeitbeschäftigten und begrenzt dienstfähigen
Beamtinnen und Beamten (§ 37) mit der
Hälfte der zuletzt festgesetzten Arbeitszeit,
sonst mit der Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit, höchstens jedoch mit der Hälfte der
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durchschnittlichen Arbeitszeit der letzten drei
Jahre, wenn
1. sie das 55. Lebensjahr vollendet haben,
2. die Teilzeitbeschäftigung vor dem 1. Janu-

ar 2010 beginnt und
3. dringende dienstliche Belange nicht ent-

gegenstehen

(Altersteilzeit).
(2) Auf Bewilligung von Altersteilzeit nach
Abs. 1 besteht kein Anspruch. Der Dienstherr
kann von der Anwendung der Regelung ab-
sehen oder sie auf bestimmte Verwaltungs-
bereiche beschränken. Im Bereich der Lan-
desverwaltung kann von der Regelung erst
Gebrauch gemacht werden, nachdem die
Landesregierung dazu nähere Bestimmungen
getroffen hat.
(3) Die Altersteilzeit nach Abs. 1 kann in der
Weise bewilligt werden, dass
1. durchgehend Teilzeitarbeit mit der Hälfte

der regelmäßigen Arbeitszeit geleistet
wird (Teilzeitmodell) oder

2. die zu erbringende Arbeitsleistung voll-
ständig in der ersten Hälfte des Bewilli-
gungszeitraums geleistet wird und die Be-
amtin oder der Beamte anschließend vom
Dienst freigestellt wird (Blockmodell).

(4) Änderungen der regelmäßigen wöchent-
lichen Arbeitszeit nach der Hessischen Ar-
beitszeitverordnung gelten für die zu leisten-
de Arbeitszeit entsprechend.
(5) § 62 Abs. 2 gilt entsprechend.

§119 Überleitung von Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten
in den gehobenen Dienst

(1) Mit Wirkung vom 1. August eines jeden
Haushaltsjahres gelten Polizeihauptmeiste-
rinnen, Polizeihauptmeister, Kriminalhaupt-
meisterinnen und Kriminalhauptmeister, die
zu diesem Zeitpunkt mindestens ein Jahr in
eine Planstelle
1. der Besoldungsgruppe A 9 mit Amtszulage

eingewiesen waren, als zu Polizeiober-
kommissarinnen, Polizeioberkommissa-
ren, Kriminaloberkommissarinnen oder
Kriminaloberkommissaren der Besol-
dungsgruppe A 10,

2. der Besoldungsgruppe A 9 mittlerer Dienst
eingewiesen waren, als zu Polizeikommis-
sarinnen, Polizeikommissaren, Kriminal-
kommissarinnen oder Kriminalkommissa-
ren der Besoldungsgruppe A 9 gehobener
Dienst

übergeleitet und in eine entsprechende Plan-
stelle eingewiesen. Im Fall des Satzes 1 Nr. 2
darf das erste Beförderungsamt des gehobe-
nen Dienstes nicht vor Ablauf von zwei Jah-
ren nach der Überleitung verliehen werden.

(2) Während eines Disziplinarverfahrens, das
im Fall der Bestätigung der erhobenen Vor-
würfe mindestens eine Kürzung der Dienst-
bezüge zur Folge hätte, wird die Überleitung
nicht wirksam. Ist gegen die Beamtin oder
den Beamten in einem Disziplinarverfahren
unanfechtbar auf Kürzung der Dienstbezüge
oder rechtskräftig auf Zurückstufung erkannt,
wird die Überleitung erst nach Ablauf der in
§ 11 Abs. 4 und 5 oder § 12 Abs. 3 und 4 des
Hessischen Disziplinargesetzes bestimmten
Frist mit Wirkung vom ersten Tag des folgen-
den Kalendermonats wirksam.

(3) Die schriftliche Mitteilung über die Über-
leitung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 steht
der Aushändigung der Ernennungsurkunde
gleich.

(4) Den nach

1. den Abs. 1 bis 3,
2. Art. 4 des Vierten Gesetzes zur Änderung

des Gesetzes über die Feststellung des
Haushaltsplans des Landes Hessen für die
Haushaltsjahre 1990 und 1991, zur Ände-
rung anderer Rechtsvorschriften und zur
Regelung der Überleitung vom mittleren in
den gehobenen Polizeivollzugsdienst vom
26. Juni 1991 (GVBl. I S. 211),

3. dem Zweiten Polizeibeamtenüberleitungs-
gesetz vom 18. Dezember 1991 (GVBl. I
S. 411, 416),

4. dem Dritten Polizeibeamtenüberleitungs-
gesetz vom 18. Dezember 1992 (GVBl. I
S. 643, 647),

5. dem Polizeibeamtenüberleitungsabschluss-
gesetz vom 21. Dezember 1993 (GVBl. I
S. 712, 717),
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6. dem Überleitungsbeschleunigungsgesetz
vom 25. November 1998 (GVBl. I S. 495)
und

7. dem Zweiten Überleitungsabschlussge-
setz vom 30. April 2002 (GVBl. I S. 86),
geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2006
(GVBl. I S. 394),

übergeleiteten Beamtinnen und Beamten
kann künftig höchstens ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 11 im gehobenen Polizeivoll-
zugsdienst verliehen werden.

§120 Weitergeltung von Vorschriften
(1) Die Verordnung über die Zusatzversiche-
rung der staatlichen Arbeiter und Angestell-
ten in Hessen vom 24. Dezember 1929 (Hess.
Reg. Bl. 1930 S. 11) in der Fassung der Ver-
ordnung vom 16. Dezember 1933 (Hess. Reg.
Bl. S. 251) ist mit den sich aus diesem Gesetz
ergebenden Änderungen anzuwenden.
(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte, die am 28. Februar 2014
unentgeltliche Heilfürsorge aufgrund des
Art. 5 § 3 des Gesetzes zur Änderung beam-
tenrechtlicher Vorschriften vom 1. Dezember
1976 (GVBl. I S. 448) in Verbindung mit § 191
des Hessischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 25),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622), erhalten haben,
erhalten diese weiter, solange ihnen Dienst-
bezüge zustehen. Die nicht von Satz 1 er-
fassten Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamten, die am 28. Februar 2014
unentgeltliche Heilfürsorge erhalten haben,
erhalten diese weiter, wenn und solange sie
sich in der Besoldungsgruppe A 7 befinden,
längstens jedoch bis zum 31. Dezember
2018.

§121 Aufhebung bisherigen Rechts
Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten au-
ßer Kraft:
1. das Hessische Beamtengesetz in der Fas-

sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 25),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. De-
zember 2012 (GVBl. S. 581) und Gesetz
vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622),

2. das Anpassungsgesetz zum Hessischen
Beamtengesetz vom 21. März 1962 (GVBl.
S. 213),

3. das Erste Gesetz zur Änderung des Hessi-
schen Beamtengesetzes und der Hessi-
schen Disziplinarordnung vom 14. Oktober
1966 (GVBl. I S. 311),

4. das Dritte Gesetz zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften vom 21. Dezember
1988 (GVBl. I S. 409),

5. das Zweite Überleitungsabschlussgesetz,
6. das Erstattungsgesetz vom 18. April 1937

(RGBl. I S. 461), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. I
S. 361),

7. die Durchführungsverordnung zum Erstat-
tungsgesetz vom 29. Juni 1937 (RGBl. I
S. 723),

8. die Dritte Verordnung zur Durchführung
des Gesetzes über die Rechtsstellung der
Beamten und Angestellten im öffentlichen
Dienste des Landes Hessen vom 15. Juli
1952 (GVBl. S. 135).

§122 Inkrafttreten
Die Verordnungsermächtigungen in § 23,
§ 59 Abs. 1 Satz 2, den §§ 70, 79, 80 und 107
Abs. 3 treten am Tage nach der Verkündung
in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am
1. März 2014 in Kraft.
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Verordnung über die Zuständigkeiten bei Ernennungen von
Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen, bei Abordnung und

Versetzung in den Landesdienst und bei Beendigung des
Beamtenverhältnisses

(Hessische Ernennungsverordnung – HErnV) ƒ
Vom 17. Oktober 2014 (GVBl. S. 248)

§1
(1) Der zuständigen Ministerin oder dem zu-
ständigen Minister wird die Befugnis über-
tragen, Beamtinnen und Beamte im Vorbe-
reitungsdienst, Beamtinnen und Beamte der
Besoldungsordnungen A und W sowie Be-
amtinnen und Beamte der Besoldungsord-
nung R bis zur Besoldungsgruppe R 2 zu er-
nennen. Dies gilt nicht für Beamtinnen und
Beamte des höheren Dienstes bei obersten
Landesbehörden, wenn die Ministerin oder
der Minister der Finanzen oder die für das
Dienstrecht zuständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minister widerspricht.
(2) Abs. 1 gilt auch für die Befugnis, das Ein-
verständnis zur Abordnung oder Versetzung
einer Beamtin oder eines Beamten in den
Dienst des Landes nach § 14 Abs. 4 Satz 1 und
§ 15 Abs. 3 Satz 1 des Beamtenstatusgeset-
zes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), ge-
ändert durch Gesetz vom 5. Februar 2009
(BGBl. I S. 160), und § 24 Abs. 3 Satz 2 des
Hessischen Beamtengesetzes zu erklären.
(3) Die Befugnisse nach Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2 können bis zu den Besoldungsgruppen
A 15, R 1 und W 3 im Einvernehmen mit der
für das Dienstrecht zuständigen Ministerin
oder dem hierfür zuständigen Minister auf

nachgeordnete Behörden weiter übertragen
werden.

§2
(1) Der zuständigen Ministerin oder dem zu-
ständigen Minister wird die Befugnis über-
tragen, Beamtinnen und Beamte mit Aus-
nahme der in § 7 Abs. 1 des Hessischen Be-
amtengesetzes genannten zu entlassen oder
in den Ruhestand zu versetzen.

(2) Die Befugnisse nach Abs. 1 können auf
unmittelbar nachgeordnete Behörden weiter
übertragen werden.

§3
Die Verordnung über die Zuständigkeiten bei
der Ernennung, Abordnung und Versetzung
der Beamten des Landes Hessen und der Be-
endigung des Beamtenverhältnisses (Ernen-
nungsverordnung) vom 22. Januar 1991
(GVBl. I S. 25), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 29. November 2010 (GVBl. I
S. 450), wird aufgehoben.

§4
Diese Verordnung tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

§§ 1– 4 Hessische Ernennungsverordnung – HErnV I.2.1
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Verwaltungsvorschriften zu §§ 86 ff. des Hessischen
Beamtengesetzes ƒ

Vom 19. Dezember 2016 (StAnz. 2017 S. 7)

Bezug: Erlass vom 30. November 2011
(StAnz. S. 1550)
Aufgrund des § 117 des Hessischen Beam-
tengesetzes (HBG) vom 27. Mai 2013 (GVBl.
S. 218, 508), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), wird Fol-
gendes bestimmt:

I. Vorbemerkung
Die §§ 86 ff. HBG enthalten keine unmittel-
bare Aussage darüber, in welcher Form Per-
sonalakten zu führen sind. Die Personalakten
können deshalb in Papierform und in elektro-
nischer Form geführt werden (Hybridakten).
Eine ausschließlich elektronische Aktenfüh-
rung kommt allerdings erst in Betracht, wenn
die erforderlichen technischen Voraussetzun-
gen vorliegen, insbesondere die Beweiskraft
elektronisch gespeicherter Urkunden zum
Beispiel durch eine qualifizierte elektronische
Signatur gewährleistet werden kann. Bis zu
diesem Zeitpunkt ist es aus Gründen der Be-
weissicherung zulässig, Hybridakten in der
Form zu führen, dass Papierdokumente, die in
eine führende elektronische Personalakte
(ePA) überführt (gescannt) worden sind, in
einer Teilakte „Papierdokumente zur führen-
den ePA“ aufbewahrt werden, die im Ver-
zeichnis in der Grundakte aufzuführen ist.

II. Hinweise zu einzelnen gesetzlichen
Vorschriften

Zu § 50 Satz 2 Beamtenstatusgesetz
(BeamtStG) in Verbindung mit § 86 Abs. 1

HBG
1. In die Personalakten gehören nur die mit
dem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren
inneren Zusammenhang stehenden Vorgän-
ge (Personalaktendaten). Vorgänge, die die-
sen Zusammenhang nicht haben, denen le-
diglich eine Beziehung zum Dienstverhältnis
zukommt oder zukommen kann (sogenannte
Sachaktendaten), sind nicht aufzunehmen.
Auf die dienstlichen oder persönlichen Ver-

hältnisse im Allgemeinen kommt es nicht an.
Ein unmittelbarer innerer Zusammenhang mit
dem konkreten Beamtenverhältnis besteht
insbesondere bei Vorgängen, die die Rechts-
stellung oder die dienstliche Verwendung der
Beamtin oder des Beamten zum Gegenstand
haben oder in sonstiger Weise in den Kreis
der Rechte und Pflichten eingreifen.
Zu den Personalaktendaten gehören insbe-
sondere:
– Bewerbungsunterlagen (das Bewerbungs-

schreiben mit Lebenslauf und gegebenen-
falls Lichtbild sowie die abschließende
Entscheidung, wenn es sich um denselben
Dienstherrn handelt), Personenstandsur-
kunden

– Nachweise über Vor-, Aus- und Fortbildung
einschließlich Prüfungszeugnisse und an-
derweitige Befähigungsnachweise

– Nachweise über die Feststellung der Erfah-
rungszeit nach den §§ 28 und 29 HBesG
sowie diesbezügliche Dokumentationen

– Führungszeugnisse und Auskünfte aus
dem Bundeszentralregister

– Gesundheitszeugnisse, ärztliche Stellung-
nahmen zur Dienstfähigkeit und zur ge-
sundheitlichen Eignung für einen bestimm-
ten Dienstposten

– Nachweise über die Schwerbehinderung
oder die Gleichstellung

– Nachweis über Wehr-, Zivil- oder sonstigen
Ersatzdienst

– Unterlagen über Vereidigung, Ernennun-
gen, Abordnungen, Versetzungen, Umset-
zungen, Dienstpostenübertragungen, Ur-
laub, Dienstjubiläen und ehrenamtliche Tä-
tigkeiten

– Unterlagen über die Entlassung oder die
Versetzung beziehungsweise den Eintritt in
den Ruhestand

– abschließende Entscheidungen in einem
Regress- und Schadensersatzverfahren und
über die Erfüllungsübernahme bei Schmer-
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zensgeldansprüchen sowie in Rechtsstrei-
tigkeiten aus dem Dienstverhältnis

– abschließende Entscheidungen in Beteili-
gungsverfahren nach den Vorschriften des
Hessischen Personalvertretungsgesetzes,
die das Dienstverhältnis oder persönliche
Angelegenheiten der Beamtin oder des
Beamten betreffen

– Eingaben und Gesuche in persönlichen
Angelegenheiten

– Unterlagen über Disziplinarangelegenheiten
– Unterlagen über Dienstaufsichtsbeschwer-

den gegen das persönliche Verhalten der
Beamtin oder des Beamten (nach Anhö-
rung, vergleiche § 88 HBG), soweit sie
nicht nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 HBG sogleich
wieder zu entfernen wären.

2. Die Beamtinnen und Beamten sind anzu-
halten, alle Unterlagen, die in einem unmit-
telbaren inneren Zusammenhang zu ihrem
Dienstverhältnis stehen, oder Abschriften da-
von zu den Personalakten zu geben und Än-
derungen in ihren persönlichen Verhältnissen
(zum Beispiel Änderung des Familienstands
oder des Wohnsitzes) unverzüglich anzuzei-
gen.
3. Die Personalakten werden in der Regel bei
der personalbewirtschaftenden Dienststelle
geführt. Die oberste Dienstbehörde kann Ab-
weichendes bestimmen. Behörden und Dienst-
stellen, bei denen Personalakten geführt wer-
den, haben ein Register darüber anzulegen.
Form und Ausgestaltung bleiben den obersten
Dienstbehörden überlassen.
4. Personalakten dürfen ohne Einwilligung
des Beamten nur für Zwecke der Personalver-
waltung oder Personalwirtschaft verwendet
werden. Zur Personalverwaltung gehören so-
wohl die Angelegenheiten bezüglich des je-
weiligen individuellen Beamtenverhältnisses
(Begründung, Durchführung, Abwicklung,
Versorgung, Rechtsstreitigkeiten et cetera) als
auch allgemeine Angelegenheiten organisa-
torischer oder administrativer Art im Zusam-
menhang mit der Vorbereitung von individu-
ellen Personalentscheidungen (zum Beispiel
Auswahlentscheidungen). Zur Personalwirt-
schaft gehören alle Fragen der Personalpla-

nung (Personalbeschaffung, Personalbedarf,
Qualifizierungserfordernisse, Personalkosten,
Stellenverteilung et cetera).
5. Personalakten in Papierform sind in ver-
schließbaren Aktenschränken aufzubewahren.
Nach Möglichkeit sollen verschließbare Zim-
mer ausschließlich für diesen Zweck benutzt
werden. In diesen Fällen können die Perso-
nalakten auch in Aktenregalen untergebracht
werden, wenn auf andere Weise sichergestellt
ist, dass Unbefugte keinen Zugriff auf die so
aufbewahrten Akten haben können. Bei elek-
tronischer Aktenführung ist entsprechend da-
für zu sorgen, dass die Personalakten Unbe-
fugten nicht zugänglich sind, das heißt jegli-
cher Zugang und Zugriff auf das dazugehörige
Personalverwaltungssystem verwehrt wird.
6. Vorgänge, die nicht die dienstlichen Ver-
hältnisse zum maßgeblichen Bezugspunkt ha-
ben, sondern besonderen, von der Person und
dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden
Zwecken dienen, gehören zu den jeweiligen
Sachakten. Hierzu gehören insbesondere
– Prüfungs-, Sicherheits- und Kindergeldak-

ten
– Akten, die im Zusammenhang mit der Prü-

fung und Erteilung von Ausnahmegeneh-
migungen nach den Laufbahnvorschriften
bei den dafür zuständigen Behörden ent-
stehen

– Akten über Vorgänge der Personalplanung,
der Stellenausschreibungen, des Auslese-
verfahrens, der Stellenbewertungen und
der Geschäftsverteilung

– Prozessakten.

Zu § 86 Abs. 2 HBG
1. Die Personalakte kann nach sachlichen
Gesichtspunkten in Grundakte und Teilakten
gegliedert werden. Die Grundakte enthält
insbesondere Unterlagen über die Begrün-
dung des Dienstverhältnisses sowie den
dienstlichen Werdegang und den Einsatz der
betreffenden Person. Bei Bedarf können Teil-
akten angelegt werden. Dies gilt insbeson-
dere für Vorgänge, die nach einem bestimm-
ten Zeitraum wieder aus den Personalakten
zu entfernen und zu vernichten sind (verglei-
che §§ 91, 92 Abs. 2 HBG, § 19 HDG).
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Als Teilakte können zum Beispiel Vorgänge
geführt werden über
– Ausbildung
– Besoldung (einschließlich vermögenswirk-

same Leistungen, Abtretungen, Pfändun-
gen, Gehaltsvorschüsse)

– Beamtenversorgung
– Erholungsurlaub und Dienstbefreiung
– Erkrankungen
– Unterstützungen und Zuschüsse
– Beurteilungen und Befähigungsberichte
– Disziplinarangelegenheiten
– Trennungsgeld, Umzugs- und Reisekosten
– Nebentätigkeiten
– Dienstunfälle
– Papierdokumente zur führenden ePA (sie-

he Abschnitt I Vorbemerkungen)

Bei Bedarf können weitere Unterteile von
Teilakten angelegt werden (zum Beispiel Un-
terlagen über Trennungsgeld, Umzugs- und
Reisekosten).
Personalnebenakten, die insbesondere bei
mehrstufigem Verwaltungsaufbau geführt
werden, dürfen nur solche Unterlagen ent-
halten, die – im Original oder als Doppel –
auch in der Grundakte oder einer Teilakte
enthalten sind und deren Kenntnis zur recht-
mäßigen Aufgabenerfüllung der betreffen-
den Behörde unerlässlich ist. Unterlagen, die
diese Voraussetzungen nicht erfüllen, sind
nach Maßgabe des § 86 Abs. 2 Satz 2 HBG in
Teilakten anzulegen. Im Rahmen eines auto-
matisierten Personalverwaltungssystems
kann von einer einzelnen Übersendung der
Unterlagen in Papierform (Original oder Ko-
pie) zunächst abgesehen werden, wenn die
entsprechenden Daten direkt bei der betref-
fenden Behörde in das System eingegeben
werden und insoweit ein gemeinsamer Zu-
gang besteht. Die Unterlagen in Papierform
sind bei der jeweiligen Behörde vor Ort in
einer Personalnebenakte abzulegen.
Nebenakten sollen aufgelöst und Doppel
vernichtet werden, sobald eine Notwendig-
keit für ihre Führung bei der jeweiligen Be-
hörde nicht mehr besteht (zum Beispiel bei
Beendigung der Tätigkeit).

Bei Verwendung eines automatisierten Per-
sonalverwaltungssystems sind die entspre-
chenden Zugriffsrechte zu sperren, sobald die
Notwendigkeit dafür bei der die Nebenakte
führenden Behörde entfallen ist. Die in Pa-
pierform angelegte Nebenakte ist gegebe-
nenfalls an die nächste zuständige Behörde,
die eine Nebenakte führen muss, zu über-
senden, andernfalls an die personalbewirt-
schaftende Dienststelle, die darüber ent-
scheidet, welche Unterlagen der Grundakte
zugeführt werden (Originale, gegebenenfalls
im Austausch zu vorhandenen Kopien). Bei
Verwendung eines automatisierten Personal-
verwaltungssystems sind die Zugangs- und
Zugriffsrechte zu entziehen, sobald die Not-
wendigkeit für diese Rechte bei der berech-
tigten Behörde entfallen ist.
2. Das Verzeichnis in der Grundakte, in dem
alle Teil- und Nebenakten aufzunehmen sind,
ist fortlaufend zu ergänzen. Wegen des Mus-
ters eines Inhaltsverzeichnisses wird auf die
Anlage zu diesem Erlass verwiesen.
3. Unmittelbar nach dem Inhaltsverzeichnis
ist der Personalbogen (vergleiche Personalbo-
gen für die hessische Landesverwaltung, Ge-
meinsamer Runderlass vom 19. Dezember
2016, Az.: I 14 – 08 b 24.03.20, StAnz. 2017,
S. 2) einzuordnen. Der Personalbogen dient
der Übersicht aller für das Dienstverhältnis
wesentlichen Daten und ist ständig zu aktua-
lisieren. Aus datenschutzrechtlichen Gründen
dürfen nur aktuelle Daten ersichtlich sein.
Dies kann dadurch gewährleistet werden,
dass alte Angaben unkenntlich gemacht wer-
den oder das entsprechende Blatt des Perso-
nalbogens gegen eine Seite mit aktuellen An-
gaben ausgetauscht wird. Sofern keine be-
sonderen Teilakten geführt werden, empfiehlt
es sich, hinter dem Personalbogen eine Nach-
weisliste über Urlaub und Krankheit einzufü-
gen, für die ebenfalls die Aufbewahrungsfrist
des § 92 Abs. 2 Satz 1 HBG zu beachten ist.
Beim Einsatz automatisierter Personalverwal-
tungssysteme kann auf die Aktualisierung des
Personalbogens verzichtet werden, sofern die
dort zu wahrenden Angaben dem System
entnommen werden können.
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Die Schriftstücke sollen – insbesondere auch
am rechten Rand der Rückseite eines jeden
Blattes – einen ausreichenden Heftrand auf-
weisen. Die Vorgänge sind in zeitlicher Rei-
henfolge zu ordnen und fortlaufend zu num-
merieren. Die Nummer ist in der rechten
oberen Ecke der Vorderseite des Blattes in
arabischer Schrift mit dokumentenechtem
Farbstift anzubringen. Müssen Vorgänge vor-
übergehend oder dauerhaft entfernt werden,
so ist dafür ein Blatt mit einem auf diesen
Umstand hinweisenden Vermerk einzufügen,
aus dem auch das Datum der Entnahme so-
wie die Seitenzahlen der entnommenen Blät-
ter hervorgehen. Bei vorübergehender Ent-
nahme ist darüber hinaus der Grund anzuge-
ben. Bei Führung einer elektronischen Perso-
nalakte kann auf die Paginierung verzichtet
werden, sofern sichergestellt ist, dass Lö-
schungen von Schriftstücken im System ana-
log den Anforderungen für die Papierakte
protokolliert werden. Sofern ein Papieraus-
druck der elektronischen Personalakte erfor-
derlich ist, ist dieser zu paginieren.

Amtsärztliche beziehungsweise ärztliche
Gutachten über die Dienstfähigkeit sind in
verschlossenen Umschlägen abzuheften und
entsprechend dem Ausstellungsdatum, das
auf dem Umschlag zu vermerken ist, mit
Blattzahl versehen in der Personalgrundakte
aufzubewahren. Öffnen und Schließen der
Umschläge ist durch Unterschrift mit Da-
tumsangabe auf der Rückseite der Umschlä-
ge zu bescheinigen. Bei elektronischer Ak-
tenführung ist es erforderlich, den Zugang
besonders zu sichern (zum Beispiel durch
eine spezielle Berechtigung) und den Zugriff
zu protokollieren.

4. Die Aktendeckel sind deutlich zu be-
schriften. Die Beschriftung soll folgende An-
gaben enthalten:
Behörde:

(Bezeichnung der personalaktenführenden
Stelle)

Personalakten/Personalnebenakten

Band:

Zahl der Teilakten (gegebenenfalls andere sie
führende Stelle):

Name der Beamtin/des Beamten:

Beschäftigungsbehörde:

Begonnen am:

Geschlossen am:

Hinweis auf eventuelle Schwerbehinderten-
eigenschaft

Ändern sich bei der Beschriftung des Akten-
deckels Angaben (zum Beispiel Name,
Schwerbehinderteneigenschaft), ist dieser
auszutauschen. Bei Führung einer elektroni-
schen Personalakte kann auf die Erzeugung
eines entsprechenden Aktendeckels verzich-
tet werden, sofern sichergestellt ist, dass
über die elektronische Darstellung die erfor-
derlichen Informationen gegliedert ersichtlich
sind. Im Falle eines elektronischen Exportes
der (Teil-)Akte wird ein aktueller „Aktende-
ckel“ in Form eines Deckblattes erzeugt und
der Akte vorangestellt.

Zu § 87 HBG
1. Zur Verfahrensvereinfachung können bei
automatisierter Beihilfebearbeitung die Beihil-
febescheide chronologisch nach dem Abrech-
nungsdatum abgelegt werden. Die Vorausset-
zungen des § 93 Abs. 2 HBG müssen erfüllt
sein, das heißt es muss sich um eine von den
übrigen Personaldateien technisch und orga-
nisatorisch getrennte Verarbeitung handeln.
Bei Bedarf – zum Beispiel bei einem Rechts-
mittelverfahren oder einem Einsichtverlangen
der oder des Betroffenen – muss die Beihilfe-
akte wieder zusammengeführt werden.
2. Bei der Abgabe der Personalakten, insbe-
sondere aus Anlass von Versetzungen, sind
die Personalakten und die Beihilfeakten ge-
sondert zu übersenden.

Zu § 89 HBG
1. Beamtinnen und Beamte, Ruhestandbe-
amtinnen und -beamte, sowie aus dem Be-
amtenverhältnis ausgeschiedene Beamtin-
nen und Beamte haben ein Recht auf Einsicht
in ihre vollständigen Personalakten. Bei der
Einsichtnahme von schwerbehinderten Men-
schen ist Abschn. X Buchstabe C Nr. 2f) der
Richtlinien zur Integration und Teilhabe
schwerbehinderter Angehöriger der hessi-
schen Landesverwaltung – Teilhaberichtlini-
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en – vom 12. Juni 2013 (StAnz. S. 838) zu
beachten.
2. Die Einsicht der Bevollmächtigten der Be-
amtinnen und Beamten sowie der Hinterblie-
benen und deren Bevollmächtigten ist nach
§ 89 Abs. 2 HBG eingeschränkt. Entgegen-
stehende dienstliche Gründe liegen insbe-
sondere vor, wenn es sich um nur für den
dienstlichen Gebrauch bestimmte Vorgänge
handelt und nicht ausgeschlossen werden
kann, dass von der durch die Einsicht zuflie-
ßenden Kenntnis unsachgemäß Gebrauch
gemacht wird. Stehen dienstliche Gründe ei-
ner Einsicht entgegen, ist zu prüfen, ob und
inwieweit eine Auskunft in Betracht kommt.
3. Die Bediensteten dürfen von der Kenntnis,
die sie durch die Akteneinsicht erlangen, nur
insoweit Gebrauch machen, als die Pflicht zur
Amtsverschwiegenheit nicht verletzt wird.
Auf diese Verpflichtung haben sie die von ih-
nen Bevollmächtigten ausdrücklich hinzuwei-
sen. Bei anderen zur Einsicht berechtigten
Personen ist bei der Gewährung der Einsicht
oder Auskunft darauf hinzuweisen, dass von
der erlangten Kenntnis nur in dem zur Einsicht
beziehungsweise Auskunft berechtigenden
Umfang Gebrauch gemacht werden darf. Eine
darüber hinausgehende Verwertung der ge-
wonnenen Informationen ist unzulässig. Die
Schwerbehindertenvertretung hat die ihr nach
Abschn. X Buchstabe C Nr. 2f) der Teilhabe-
richtlinien obliegende Pflicht zu beachten.
4. Die Einsichtnahme ist unter der Aufsicht
einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters
der personalverwaltenden Stelle vorzuneh-
men. Über die Einsichtnahme wird kein Pro-
tokoll gefertigt.
5. Kosten (insbesondere Reisekosten), die
den Bediensteten durch die Einsicht entste-
hen, werden nicht erstattet.

Zu § 90 HBG
1. Die Überlassung von Personalakten, die
Eröffnung des elektronischen Zugriffs im Rah-
men eines automatisierten Personalverwal-
tungssystems und die Erteilung von Auskünf-
ten aus Personalakten müssen im Hinblick
darauf, dass Personalakten sowohl im dienst-
lichen als auch im schutzwürdigen persönlich-

privaten Interesse der Bediensteten einen be-
sonderen Vertrauensschutz genießen, aus-
schließlich zweckbestimmt und äußerst re-
striktiv gehandhabt werden. Es ist in jedem
Einzelfall zu prüfen, ob die Auskunftserteilung
anstelle einer Vorlage oder eine Beschränkung
der Vorlage auf Teile der Personalakte aus-
reicht, um der ersuchenden Behörde die
Durchführung ihrer Aufgaben zu ermöglichen.
Vorlage meint auch die Möglichkeit des Zu-
griffs auf Personalaktendaten, die in automa-
tisierter Form gespeichert sind. Der Datenfluss
zwischen Grund und Nebenakten fällt nicht
unter die Übermittlungsvorschrift des § 90
HBG, da es sich lediglich um eine Informati-
onsverteilung innerhalb derselben Personalak-
te ohne Außenwirkung handelt.
2. Bei der Versetzung sind die vollständigen
Personalakten unverzüglich an die für die
Führung der Personalakten zuständige neue
Behörde abzugeben. Dies gilt auch dann,
wenn ehemalige Beamtinnen und Beamte
erneut in ein Beamtenverhältnis zu demsel-
ben Dienstherrn berufen werden. Werden
Beamtinnen und Beamte in ein Beamtenver-
hältnis zu einem anderen Dienstherrn beru-
fen, so sind die Personalakten nur auf Anfor-
derung abzugeben.
3. Bei Ausscheiden aus dem Beamtenver-
hältnis verbleiben die Personalakten bei der
für die Führung der Grundakten zuständigen
Behörde. Werden Teilakten bei einer anderen
Stelle geführt, so sind sie an die für die Füh-
rung der Grundakten zuständige Behörde
abzugeben. Für Nebenakten gilt Nr. 1 Abs. 5
und 6 zu § 86 Abs. 2 HBG.

Zu §§ 91 und 92 HBG
1. Grundsätzlich dürfen Vorgänge nicht dau-
erhaft aus der Personalakte entfernt werden.
Ist nach §§ 91 und 92 HBG die Entfernung
vorgesehen, so ist dafür Sorge zu tragen, dass
sie unverzüglich erfolgt. Bei automatisierter
Speicherung von Personalaktendaten müssen
die entsprechenden Daten gelöscht werden.
Dies ist durch technische Maßnahmen si-
cherzustellen. Die vorübergehende Entnah-
me von Schriftstücken ist nur zulässig, wenn
dies notwendig ist (zum Beispiel zu Kopier-
zwecken) und wenn gewährleistet ist, dass
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die Schriftstücke unverzüglich wieder in die
Personalakten aufgenommen werden.
2. Bei der Entfernung, Vernichtung und Lö-
schung von Mitteilungen in Strafsachen nach
§ 91 Abs. 2 HBG ist Folgendes zu beachten:
Mitteilungen in Strafsachen sind nach den
Vorschriften des Hessischen Disziplinarge-
setzes zu entfernen, wenn sie Teil der Diszi-
plinarakte geworden sind, da sie denselben
Sachverhalt betreffen, der auch zu einem
Disziplinarverfahren geführt beziehungswei-
se ein Dienstvergehen beinhaltet hat. Betref-
fen sie nicht gleichzeitig auch ein Dienstver-
gehen, das heißt sind sie disziplinarrechtlich
unerheblich, sind sie ebenso wie die Auszüge
aus dem Bundeszentralregister, die bei Ein-
stellung, Übernahme usw. angefordert wer-
den, mit der erforderlichen Zustimmung nach
drei Jahren zu entfernen. Bei automatisierter
Speicherung von Personalaktendaten sind
die Daten entsprechend zu löschen.

Zu § 93 HBG
1. In Dateien gespeicherte Personalaktenda-
ten sind unverzüglich zu löschen, soweit sie für
Zwecke der Personalverwaltung und Personal-
wirtschaft nicht mehr benötigt werden, ver-
gleiche § 34 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit
§ 19 Abs. 3 Satz 1 Hessisches Datenschutzge-
setz (HDSG). Darüber hinaus sind sie zu lö-
schen, wenn die Aufbewahrungsfrist der ent-
sprechenden Unterlagen in der Personalakte
oder die der Personal- oder Versorgungsakte
selbst nach § 92 HBG abgelaufen ist. Aus spe-
ziellen gesetzlichen Vorschriften (zum Beispiel
HGB, EStG, AO, SGB IV) kann sich jedoch ein
längerer Aufbewahrungszeitraum ergeben.
2. Auch im Rahmen der automatisierten Da-
tenerhebung und -verarbeitung ist dafür Sor-
ge zu tragen, dass Unbefugte keinen Zugriff
auf die personenbezogenen Daten haben.
Die unbefugte Veränderung oder Löschung
gespeicherter Personalaktendaten ist zum
Beispiel durch Benutzercodes zu verhindern.
Bei der Übermittlung von Personalaktenda-

ten ist zu gewährleisten, dass diese nicht un-
befugt gelesen, verändert oder gelöscht wer-
den können. Dies kann zum Beispiel durch
Sicherung der Transportwege, Sicherung der
Übermittlung und Übermittlungswege und/
oder Sicherung der Daten mit Hilfe entspre-
chender Verschlüsselungsverfahren erfolgen.
3. Die Verarbeitungs- und Nutzungsformen
automatisierter Personalverwaltungssysteme
sind zum Beispiel durch Hausmitteilung oder
durch die Möglichkeit der Einsicht in der
Dienststelle allgemein bekannt zu geben.

III. Anwendung auf Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer

1. Die Regelungen über die Personalakten
(§§ 86 ff. HBG) sind für die Personalakten-
führung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im öffentlichen Dienst des Landes
Hessen entsprechend anzuwenden, soweit
die beamtenrechtlichen Bestimmungen mit
den tarifrechtlichen inhaltsgleich sind bezie-
hungsweise die jeweils maßgebenden Tarif-
verträge keine eigenen Regelungen enthalten
oder darin keine speziellen Intentionen der
Tarifparteien ersichtlich sind. Dabei sind ins-
besondere bezüglich der Erfahrungszeit nach
den §§ 28 und 29 HBesG für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer die §§ 16 und 17
TV-H anzuwenden.
Gleiches gilt für die Anwendung des Ab-
schnitts I.

2. Den Gemeinden und Gemeindeverbänden
und den sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird
empfohlen, hinsichtlich ihrer Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer entsprechend zu
verfahren.
Der Erlass vom 30. November 2011 (StAnz.
S. 1550) tritt mit Ablauf des Jahres 2016 au-
ßer Kraft. Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2017
in Kraft.

Nr. 3 VwV zu §§86 ff. HBG I.2.2
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Anlage 1
ÜBERSICHTSVERZEICHNIS
in der Personalgrundakte

Art der Akte Sachgebiet Band
Nr.

geführt
von

begonnen
am

geschlossen/
aufgelöst am

aufzubewahren
bis

Teilakte
Unterteile der
Teilakte
Nebenakte

I.2.2 VwV zu §§86 ff. HBG Anlage 1
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Anlage 2
INHALTSVERZEICHNIS zu der

& Personalgrundakte

& Personalnebenakte

& Teilakte zur Personalgrundakte über

der/des

Lfd.
Nr.

ggf. Datum des
Schriftstücks

Kurze Inhaltsangabe Blatt
Nr.

Bemerkungen

1 Personalbogen
2 Bewerbung zur Einstellung
3 Lebenslauf
4 Geburtsurkunde
5 Eheurkunde/Scheidungsbeschluss, Lebenspart-

nerschaftsurkunde/richterliche Entscheidung zur
Aufhebung der Lebenspartnerschaft

6 Geburtsurkunde der Kinder
7 Nachweise über Schulausbildung
8 Wehr-/Zivildienst
9 Beschäftigungen in anderen Berufen
10 Prüfungszeugnisse
11 Hochschulgrade
12 Ärztliche Gutachten
13 Staatsangehörigkeits-Nachweis
14 Führungszeugnis
15 Nachweis über Schwerbehinderung oder die

Gleichstellung
16 Belehrung über Verfassungstreue
17 Vereidigung
18 Sonst. Verpflichtungen u. Belehrungen
19 Besondere Beauftragungen (z. B. Haushalts-,

Frauen-, Datenschutzbeauftragte/r)
20 Personalvertretung, Schwerbehindertenvertre-

tung
21 (Leistungs-)Prämien
22
23 Feststellungen und Dokumentationen zu §§ 28,

29 HBesG
24
25

Anlage 2 VwV zu §§86 ff. HBG I.2.2
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Lfd.
Nr.

ggf. Datum des
Schriftstücks

Kurze Inhaltsangabe Blatt
Nr.

Bemerkungen

26 Einstellungs- und Anstellungsvorgänge

27 Beförderung/Höhergruppierung

28 Dienstzeugnisse, Beurteilungen, u. ä.

29 Dienstliche Verwendung,
Bewerbungen, Abordnungen,
Umsetzungen, Versetzungen

30 Nebentätigkeiten

31 Beurlaubungen

32 Kuren
33 Erkrankungen

34 Dienst-/Arbeitsunfälle/Sachschäden
35 Besoldung/Entgelt

36 Dienst-/Arbeitsjubiläen

37 Reisekosten/Trennungsgeld

38 Umzugskosten

39 Beihilfen

40 Fortbildungen

I.2.2 VwV zu §§86 ff. HBG Anlage 2
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Verordnung über die Nebentätigkeit der hessischen Beamtinnen
und Beamten

(Hessische Nebentätigkeitsverordnung – HNV) ƒ
Vom 31. Mai 2015 (GVBl. S. 234)

Aufgrund des § 79 Satz 1 des Hessischen
Beamtengesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl.
S. 218, 508), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 28. März 2015 (GVBl. S. 158), verordnet
die Landesregierung:

§1 Geltungsbereich
(1) Die Verordnung gilt für die Beamtinnen
und Beamten des Landes und der Gemein-
den, der Gemeindeverbände sowie der sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts.

(2) Die Verordnung gilt auch für Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie
frühere Beamtinnen und Beamte hinsichtlich
der Nebentätigkeiten, die sie vor Beendigung
des Beamtenverhältnisses ausgeübt haben.

§2 Nebentätigkeit im öffentlichen
Dienst

Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst
steht gleich eine Nebentätigkeit für

1. Vereinigungen, Einrichtungen oder Unter-
nehmen, deren Kapital (Grund- oder
Stammkapital) sich unmittelbar oder mit-
telbar ganz oder überwiegend in öffentli-
cher Hand befindet oder die fortlaufend
ganz oder überwiegend aus öffentlichen
Mitteln unterhalten werden,

2. zwischenstaatliche oder überstaatliche
Einrichtungen, an denen eine juristische
Person oder ein Verband im Sinne des § 72
Abs. 3 Satz 1 des Hessischen Beamtenge-
setzes durch Zahlung von Beiträgen oder
Zuschüssen oder in anderer Weise betei-
ligt ist,

3. natürliche oder juristische Personen, die
der Wahrung von Belangen einer juristi-
schen Person oder eines Verbands im Sin-
ne des § 72 Abs. 3 Satz 1 des Hessischen
Beamtengesetzes dient.

§3 Abführungspflicht
(1) Die für eine oder mehrere genehmi-
gungspflichtige Nebentätigkeiten im öffentli-
chen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden
Dienst bezogene Vergütung ist an den
Dienstherrn im Hauptamt abzuführen, soweit
sie bei Beamtinnen und Beamten der Besol-
dungsgruppen

1. A 4 bis A 8 3750 Euro,
2. A 9 bis A 12 4350 Euro,
3. A 13 bis A 16, B 1, C 1 bis C 3,

W 1, W 2 und W L1
4950 Euro,

4. B 2 bis B 5, C 4, W 3, W L2
und W L3

5550 Euro,

5. ab B 6 6150 Euro

für das Kalenderjahr übersteigt. Diese Sätze
gelten sinngemäß für Beamtinnen und Be-
amte sonstiger Besoldungsgruppen und in
Amtsbezügegruppen. Maßgebend ist die Be-
soldungs- oder Amtsbezügegruppe, in der
sich die Beamtin oder der Beamte am Ende
des Kalenderjahres befindet. Die Abfüh-
rungspflicht besteht auch dann, wenn die
Beamtin oder der Beamte nach § 72 Abs. 1
des Hessischen Beamtengesetzes verpflichtet
ist, die Nebentätigkeit zu übernehmen oder
wenn die Nebentätigkeit ihr oder ihm durch
Rechtsvorschrift übertragen ist.

(2) Vor Ermittlung des abzuführenden Be-
trags sind von den Vergütungen die im Zu-
sammenhang mit der Nebentätigkeit ent-
standenen notwendigen Aufwendungen für

1. Fahrtkosten sowie Unterkunft und Ver-
pflegung bis zur Höhe des Betrags, den die
Reisekostenvorschriften für Beamtinnen
und Beamte für den vollen Kalendertag
vorsehen,

2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn im
Sinne des § 75 Abs. 3 Hessisches Beam-
tengesetz,

§§ 1– 3 Hessische Nebentätigkeitsverordnung (HNV) I.3
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3. sonstige Hilfeleistungen und selbst be-
schafftes Material

abzusetzen. Voraussetzung ist, dass die Be-
amtin oder der Beamte für diese Aufwen-
dungen keinen Auslagenersatz erhalten hat.
(3) Abs. 1 und 2 sind entsprechend anzu-
wenden auf Vergütungen für Nebentätigkei-
ten außerhalb des öffentlichen Dienstes, die
die Beamtin oder der Beamte auf Verlangen,
Vorschlag oder Veranlassung des Dienstherrn
übernommen hat. Eine Tätigkeit nach § 73
Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen Beamtengeset-
zes, die die Beamtin oder der Beamte mit
Rücksicht auf ihre oder seine dienstliche
Stellung ausübt, gilt als auf Verlangen, Vor-
schlag oder Veranlassung seines Dienstherrn
übernommen.
(4) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen
sind in vollem Umfang als Vergütung anzu-
sehen, Tage- und Übernachtungsgelder so-
weit sie die Beträge nach Abs. 2 Satz 1 über-
steigen. Werden mit der Vergütung für eine
Nebentätigkeit Tage- und Übernachtungs-
gelder für die Teilnahme an Sitzungen pau-
schal abgegolten, so sind die Tage- und
Übernachtungsgelder pro Tag bis zur Höhe
des dreifachen Satzes des bei einer Abwe-
senheit von 24 Stunden an einem Kalender-
tag zustehenden Tagegeldes nicht als Vergü-
tung anzusehen.

§4 Ausnahmen von der Abführungs-
pflicht

§ 3 gilt nicht für Vergütungen für
1. Tätigkeiten von Hochschullehrkräften, die

in unmittelbarem Zusammenhang mit ih-
rer Lehr- und Forschungstätigkeit stehen,

2. eine Lehr- und Unterrichtstätigkeit,
3. die Mitarbeit an Prüfungen,
4. Tätigkeiten als Sachverständige oder

Sachverständiger für ein Gericht oder die
öffentliche Verwaltung,

5. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissen-
schaftlichen Forschung,

6. Gutachtertätigkeiten von Ärztinnen und
Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten,
Tierärztinnen und Tierärzten, Chemikerin-
nen und Chemikern, Biologinnen und Bio-

logen oder Physikerinnen und Physikern
für Versicherungsträger oder für andere
juristische Personen des öffentlichen
Rechts, soweit die Vergütungen 6200 Euro
jährlich nicht übersteigen,

7. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche
Verrichtungen, für die nach den Gebüh-
renordnungen Gebühren zu zahlen sind,
soweit diese 6200 Euro jährlich nicht
übersteigen,

8. die Tätigkeit als nebenamtliche oder eh-
renamtliche Richterin oder als nebenamt-
licher oder ehrenamtlicher Richter,

9. Tätigkeiten, die während eines Urlaubs
unter Wegfall der Dienstbezüge ausgeübt
werden.

§5 Vergütungsaufstellung
Die Beamtin oder der Beamte hat nach Ablauf
jedes Kalenderjahres der oder dem Dienst-
vorgesetzten eine Aufstellung über die ihr
oder ihm gewährten Vergütungen für Neben-
tätigkeiten nach § 3 vorzulegen, wenn die
Bruttovergütungen 1000 Euro im Kalender-
jahr übersteigen.

§6 Nutzungsentgelt
(1) Das Entgelt nach § 75 Abs. 3 des Hessi-
schen Beamtengesetzes ist von der obersten
Dienstbehörde allgemein oder im Einzelfall
festzusetzen. Allgemeine Vorgaben für die
Festsetzung im Bereich der Landesverwal-
tung erfordern das Einvernehmen des Minis-
teriums der Finanzen.

(2) Wird das Entgelt oder eine festgesetzte
Abschlagszahlung nicht innerhalb eines Mo-
nats nach Fälligkeit gezahlt, so ist für jeden
angefangenen Monat der Säumnis ein Säum-
niszuschlag in Höhe von 1 Prozent des rück-
ständigen Betrags zu entrichten, wenn dieser
100 Euro übersteigt.

§7 Nebentätigkeit von geringem
Umfang

Eine Genehmigung zur Übernahme einer oder
mehrerer Nebentätigkeiten ist nicht erforder-
lich, wenn die Nebentätigkeiten außerhalb
der Dienstzeit ausgeübt werden, kein gesetz-
licher Versagungsgrund vorliegt und die

I.3 Hessische Nebentätigkeitsverordnung (HNV) §§ 4 – 7
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Bruttovergütung hierfür insgesamt 1230 Euro
im Kalenderjahr nicht übersteigt. In diesen
Fällen ist die Nebentätigkeit der oder dem
Dienstvorgesetzten vorher schriftlich anzu-
zeigen.

§8 Aufhebung von Vorschriften
Die Nebentätigkeitsverordnung in der Fas-
sung vom 21. September 1976 (GVBl. I

S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz vom
25. November 1998 (GVBl. I S. 492), wird
aufgehoben.

§9 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

§§ 8 – 9 Hessische Nebentätigkeitsverordnung (HNV) I.3
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Verordnung über die Gewährung von Jubiläumszuwendungen an
Beamtinnen und Beamte im Lande Hessen

(Dienstjubiläumsverordnung – JVO)ƒ
Vom 11. Mai 2001 (GVBl. I S. 251)

Zuletzt geändert durch
Elfte Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer und

Änderung befristeter Rechtsvorschriften
vom 3. November 2014 (GVBl. S. 269)

§1 Dienstjubiläen
Beamtinnen und Beamte des Landes, der
Gemeinden, der Gemeindeverbände und der
sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts erhalten bei
Vollendung einer Dienstzeit von fünfund-
zwanzig, vierzig und fünfzig Jahren eine Ju-
biläumszuwendung und eine Dankurkunde.

§2 Höhe der Jubiläumszuwendung,
Dienstbefreiung

(1) Die Jubiläumszuwendung beträgt bei ei-
ner Dienstzeit

1. von 25 Jahren 350 Euro,
2. von 40 Jahren 500 Euro,
3. von 50 Jahren 750 Euro.

(2) Die Dankurkunde soll am Tag des Dienst-
jubiläums übergeben werden. Aus Anlass des
Dienstjubiläums wird an einem Arbeitstag
Dienstbefreiung gewährt. Die Dienstbefrei-
ung soll innerhalb eines Monats nach dem
Tag der Vollendung der maßgeblichen
Dienstzeit in Anspruch genommen werden.
(3) Die Ehrung nimmt die oberste Dienstbe-
hörde oder die von ihr bestimmte Behörde
vor. Beamtinnen und Beamte, die eine fünf-
zigjährige Dienstzeit vollendet haben, erhal-
ten eine von der Ministerpräsidentin oder
dem Ministerpräsidenten unterzeichnete
Dankurkunde.

§3 Jubiläumsdienstzeit
(1) Zur Jubiläumsdienstzeit zählen
1. Zeiten einer Ausbildung bei einem öffent-

lich-rechtlichen Dienstherrn im Sinne des
§ 30 des Hessischen Besoldungsgesetzes

vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256,
508), zuletzt geändert durch Gesetz vom
20. November 2013 (GVBl. S. 578),

2. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit in
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis so-
wie eines Amtsverhältnisses bei einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinne
des § 30 des Hessischen Besoldungsge-
setzes,

3. Zeiten eines nicht berufsmäßigen Wehr-
dienstes, eines dem nicht berufsmäßigen
Wehrdienst gleichstehenden Grenzschutz-
oder Zivildienstes sowie einer Tätigkeit als
Entwicklungshelfer, soweit diese von
Wehr- oder Zivildienst befreit,

4. Zeiten einer Elternzeit, soweit diese nach
Eintritt in den Dienst eines öffentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Sinne des § 30
Abs. 1 des Hessischen Besoldungsgeset-
zes verbracht worden ist,

5. Zeiten einer Beurlaubung ohne Bezüge,
wenn die zuständige Stelle spätestens bei
Beendigung des Urlaubs schriftlich aner-
kannt hat, dass der Urlaub dienstlichen
Interessen dient.

Wurde die Ausbildung oder die Tätigkeit nach
Satz 1 Nr. 1 bis 3 am ersten Arbeitstag eines
Monats angetreten, so zählt der gesamte
Monat zur Jubiläumsdienstzeit, wenn an-
sonsten das Dienstjubiläum nicht mehr er-
reicht werden würde.

(2) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind
voll zu berücksichtigen. Die Dienstzeit
braucht nicht zusammenhängend abgeleistet
zu sein. Derselbe Zeitraum darf nur einmal
berücksichtigt werden.

I.4 Dienstjubiläumsverordnung (JVO) §§ 1– 3
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(3) Als Jubiläumsdienstzeit gelten nicht
1. Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis,

das durch eine Entscheidung der in § 24
des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni
2008 (BGBl. I S. 1010), geändert durch
Gesetz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I
S. 160), bezeichneten Art oder durch Dis-
ziplinarurteil beendet worden ist,

2. Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis,
das auf Antrag der Beamtin oder des Be-
amten durch Entlassung beendet worden
ist, weil ein Verfahren mit der Folge des
Verlustes der Beamtenrechte, der Entlas-
sung wegen eines Verhaltens im Sinne des
§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Beamtensta-
tusgesetzes oder der Entfernung aus dem
Beamtenverhältnis drohte,

3. Dienstzeiten in einem privatrechtlichen
Arbeitsverhältnis, das aus einem von der
oder dem Bediensteten zu vertretenden
Grund beendet worden ist, der den Ar-
beitgeber zur fristlosen Kündigung be-
rechtigt hätte,

4. Zeiten des schuldhaften Fernbleibens vom
Dienst mit der Folge des Verlustes der Be-
züge,

5. Zeiten nach § 31 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes.

§4 Fortfall und Zurückstellung
(1) Die Ehrung entfällt bei Beamtinnen und
Beamten,
1. denen aus demselben Anlass bereits eine

Geldzuwendung aus öffentlichen Mitteln
gewährt worden ist,

2. die von einem anderen Dienstherrn abge-
ordnet sind, wenn ihnen von dem abord-
nenden Dienstherrn aus demselben Anlass
eine Geldzuwendung gewährt worden ist
oder gewährt werden kann,

3. gegen die innerhalb der letzten drei Jahre
vor dem Jubiläumstag die Disziplinarmaß-
nahme der Kürzung der Dienstbezüge
oder des Ruhegehalts oder gegen die in-
nerhalb der letzten sieben Jahre vor dem
Jubiläumstag die Disziplinarmaßnahme
der Zurückstufung verhängt worden ist
oder voraussichtlich verhängt worden

wäre, wenn nicht die Voraussetzungen
des § 17 Abs. 1 des Hessischen Diszipli-
nargesetzes vom 21. Juli 2006 (GVBl.
S. 394), zuletzt geändert durch Gesetz vom
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), vorgelegen
hätten.

(2) Die Entscheidung über die Ehrung ist bei
Beamtinnen und Beamten, gegen die am Ju-
biläumstag straf- oder disziplinarrechtliche
Ermittlungen geführt werden oder gegen die
Anklage erhoben wurde, bis zu einem
rechtskräftigen Abschluss zurückzustellen.

§5 Verfahren
(1) Der Jubiläumstag ist bei Beamtinnen und
Beamten mit Dienstbezügen nach der Beru-
fung in das Beamtenverhältnis oder nach der
Übernahme von einem anderen Dienstherrn
zu ermitteln und ihnen bekannt zu geben.
(2) Die Jubiläumszuwendung wird zusammen
mit den Dienstbezügen gewährt.
(3) Beamtinnen und Beamte, die zu einem
anderen Dienstherrn abgeordnet sind, erhal-
ten die Jubiläumszuwendung vom abordnen-
den Dienstherrn.
(4) Wird ein Dienstjubiläum während der
Dauer einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge
erreicht, so wird die Jubiläumszuwendung
und die Dankurkunde bei Wiederaufnahme
des Dienstes für die zuletzt vollendete
Dienstzeit gewährt. Dauert die Beurlaubung
bis zur Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses, so unterbleibt die Ehrung.

§6 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte erhalten
bei Vollendung einer Tätigkeit im Ehrenbe-
amtenverhältnis von fünfundzwanzig, vier-
zig, fünfzig und sechzig Jahren bei einem in
§ 1 genannten Dienstherrn eine Dankurkunde
und eine Jubiläumszuwendung. Die Jubilä-
umszuwendung beträgt bei einer Tätigkeit

1. von 25 Jahren 310 Euro,
2. von 40 Jahren 410 Euro,
3. von 50 Jahren 510 Euro,
4. von 60 Jahren 610 Euro.

§ 2 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 sowie § 3
Abs. 2 Satz 2 und 3 sind sinngemäß anzu-

§§ 4 – 6 Dienstjubiläumsverordnung (JVO) I.4
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wenden. § 2 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend
nach einer Tätigkeit von sechzig Jahren.

§7 Übergangsregelung
Bei der Berechnung der Jubiläumsdienstzei-
ten der am 31. Dezember 2000 vorhandenen
Beamtinnen und Beamten finden für vor dem
1. Januar 2001 abgeleistete Zeiten die §§ 3
und 4 der Dienstjubiläumsverordnung vom
19. März 1980 (GVBl. I S. 102) in der bis zum

31. Dezember 1997 geltenden Fassung An-
wendung. Vom 1. Januar 2001 an abgeleis-
tete Zeiten können nur nach Maßgabe dieser
Verordnung berücksichtigt werden.

§8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2001 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2022 außer Kraft.

I.4 Dienstjubiläumsverordnung (JVO) §§ 7 – 8
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